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Die Antwort auf dieses Ansinnen kann nur sein: einheitliches und entschlosse-
nes Handeln der Belegschaften für die gewerkschaftlichen Forderungen gegen 
die Angriffe der Unternehmer. Die beste Gewähr dafür bieten die gewerk-
schaftlichen Einheitslisten, die mit Hilfe der gewerkschaftlichen Vertrauens- 
leutekörper demokratisch aufgestellt werden und auf der die besten Gewerk-
schafter kandidieren sollten. Ferner wird die Solidarität der Belegschaften 
gestärkt, wenn Arbeiter und Angestellte ihre Betriebsräte gemeinsam wählen. 
Die Feststellung im Aufruf des DGB zu den Betriebsrätewahlen, daß Gruppen-
denken den Unternehmern dient, kann man nur unterstreichen.
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Ist die CGT kommunistisch? 
Ein Bericht französischer Kol-
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% / oin 1. März bis 31. Mai wählen Millionen Arbeiter und Angestellte ihre 
* Interessenvertretungen in den Betrieben. Die Betriebsratswahlen 1972 fin-

den in einer Zeit statt, in der das Großkapital einen Angriff auf die Lebenslage 
der Arbeiterklasse gestartet hat und seine Bemühungen verstärkt, die Gewerk-
schaften in Ordnungsfaktoren zur Verteidigung der Profitwirtschaft umzuwan-
deln. Diesen Bestrebungen gilt es durch einheitliches Handeln der Belegschaften 
und festere Verankerung der Gewerkschaften im Betrieb wirksam entgegen-
zutreten.

Nicht zuletzt wird es notwendig sein, darum zu kämpfen, daß in allen Betrieben 
Betriebsräte gewählt werden. Bisher gab es nur in vier Prozent der betriebs-
ratsfähigen Betriebe, in denen etwa die Hälfte aller Arbeiter und Angestellten 
beschäftigt ist, einen Betriebsrat. Mit aktiver Unterstützung der Gewerk-
schaften sollte beharrlich daran gearbeitet werden, diesen Zustand zu verändern.
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Gegen Linkshetze 
Verträge ratifizieren! 
Auseinandersetzung um die 
Verträge tritt in eine 
entscheidende Phase 
DGB-Bundeskongreß 1972 
Der Kongreß fällt in eine Zeit 
wichtiger politischer 
Entscheidungen 
Regierungspolitik in Zahlen 
Zuviel Milliarden für die 
Rüstung 
DGB-Landeskonferenzen 
Lohnorientierung 1972 
Die Gewerkschaften müssen 
die Zielprojektion des DGB 
anvisieren 
Lohnsteuer am höchsten 
Wir leben steuerlich 
in einem Unrechtsstaat 
Am meisten kassiert der Staat 
Lohnbewegung in der Druck-
industrie mit fragwürdigem 
Erfolg 
Unternehmer können zahlen 
Für 500 000 Beschäftigte in 
der Textilindustrie beginnen 
neue Lohnverhandlungen 
Nachrichten-Diskussion

Die Wahl der Betriebsräte erfolgt erstmals auf der Grundlage des am 19. Ja-
nuar in Kraft getretenen neuen Betriebsverfassungsgesetzes. Dieses Gesetz ist 
zwar neu, aber die alten, auf Herrschaftssicherung des Kapitals gerichteten 
Bestimmungen haben sich gegenüber dem von den Gewerkschaften bekämpften 
Gesetz von 1952 nicht verändert. Umso notwendiger ist es, das neue BetrVG 
voll im Interesse der Arbeiter und Angestellten zu nutzen. Dafür bieten die 

die erste große

Nur die besten und aktivsten Gewerk-
schafter in den Betriebsräten geben 
Gewähr, daß nicht die Illusion der 
„Sozialpartnerschaft“, sondern die ak-
tive Vertretung der Arbeiterbelange 
gegen das Macht- und Profitstreben 
des Kapitals zur Richtschnur der Arbeit 
der Betriebsräte wird. Allen Versu-
chen der CDU/CSU und auch rechter 
SPD-Führer, mittels eines neu ge-
schürten Antikommunismus, die kon-
sequentesten Gewerkschafter von der 

Kandidatur zu den Betriebsräten auszuschließen, muß wirksam entgegengetre-
ten werden. Barzel und Strauß haben sich in den letzten Wochen in flagranter 
Weise in die Betriebsrätewahlen eingemischt. Diese Wahlen sind die ureigen-
ste Sache der Lohnabhängigen und ihrer Gewerkschaften. Die politischen Reprä-
sentanten des Monopolkapitals 'haben keinerlei Recht, den Arbeitern und 
Angestellten vorzuschreiben, wen sie in die Betriebsräte wählen sollen.
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Gegen die Links-Hetze

Antwort an Tacke

ausgelassen hat, unseren Lesern zur
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Es ist auch eine Lüge, von der frei-
heitlichen Demokratie, die in Gefahr 
sei, zu reden, wenn sldi diese „Fref-
2
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Wir halten aber die Mehrheit der Ge-
werkschafter für klug genug — und 
zahlreiche Resolutionen und Beschlüs-
se von Gewerkschaftsgremien gegen 
die Linkshetze bestätigen das — sich 
nicht dazu drängen zu lassen, auf die 
Wahl guter und vertrauenserwecken-
der Gewerkschafter zu verzichten, 
weil den Konzernherren und der CDU/ 
CSU das Parteibuch oder die aufrechte 
Gesinnung nicht paßt. sr

zu einer 
sondern

Gerade die Erfahrungen aus der Zeil 
vor 1933 verlangen darum eine wirk-
liche Normalisierung mit dem soziali-
stischen Osten; eine Überwindung des 
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Der Bundeskanzler sowie die Ministerpräsidenten der Bundesländer und die 
Bürgermeister von Bremen, Hamburg und Westberlin, haben Grundsätze über 
die Behandlung von Beschäftigten des öffentlichen Dienstes, die Mitglieder und 
Förderer „extremer" Parteien und Organisationen sind, beschlossen. Unter dem 
Vorwand, das Grundgesetz schützen zu müssen, haben sie die Artikel 3, 12, 
18, 21 und 33 unserer Verfassung für die Angehörigen bestimmter politischer 
Gruppen außer Kraft gesetzt.

Gegen den Artikel des stellvertretenden Vorsitzenden des DGBr Tacke, in der 
„Welt der Arbeit", in dem er sich gegen die „Radikalen von links" wendet und 
damit die verurteilt, die sich dem Grundsatzprogramm des DGB entsprechend 
für die Überwindung des kapitalistischen Systems einsetzen, hat das langjährige 
Gewerkschaftsmitglied und Delegierter der IG Druck und Papier, Mitglied des 
Landesvorstandes der dju, Emil Carlebach, in einem Leserbrief an die „Welt der 
Arbeit" protestiert. Wir bringen diesen Brief, ein wenig gekürzt, aber mit den 
Briefstellen, die die „Welt der Arbeit" 
Kenntnis:
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Für die Arbeiterschaft in der Bundes-
republik ist es lebenswichtig, dafür 
Sorge zu tragen, daß dieser Antikom-
munismus in den Gewerkschaften 
nicht hochkommt. Der Artikel des 
stellvertretenden DGB-Vorsitzenden, 
Bernhard Tacke, Mitglied der CDU,

Er sieht aber eine Gefahr im „Ab-
schluß der sogenannten (!) Ostver-
träge", die meines Wissens vom Bun-
desvorstand des DGB doch einstimmig 
gefordert worden ist. Er sieht darin 
die angebliche Gefahr einer verstärk-
ten „Einwirkung des Kommunismus". 
Auch hier müßte Tacke die Erfahrun-
gen der Vergangenheit kennen: Es 
gab seit 1922 mehrere Versuche, die 
Beziehungen zur Sowjetunion zu nor-
malisieren. Jedes Mal wurde dies 
paralysiert durch Verschärfung einer 
antikommunistischen Innenpolitik. So 
kam es im Ergebnis nidit 
wirklichen Normalisierung, 
zu 1941 und zu Stalingrad.

4. Februar hat die „Welt der Arbeit" 
im Leitartikel darauf hingewiesen, 
daß die antikommunistischen Be-
schlüsse der Landesregierungen die 
Gefahr beinhalten, in der Konsequenz 
„alle Sozialdemokraten und wohl 
auch die Mitglieder der Gewerksdiaf- 
len zu treffen". Sieht Bernhard Tacke 
darin keine Gefahr?

veröffentlicht in der DGB-Wochcnzeit- 
schrift „Welt der Arbeit", in dem er 
die „Furcht vor dem Radikalismus" 
sdiürte, ist ein Beispiel dafür, wie 
von der CDU/CSU versudit wird, mit 
dem antikommunistischen Keil die 
besten und fortschrittlichsten Gewerk- 
sdiafter von ihren Organisationen ab-
zuspalten. Das geschieht nicht zufäl-
lig in der Zeit, in der die Betriebs-
ratswahlen anstehen. Die Gewerk-
schafter dürfen sich weder von Tacke 
noch vom Antikommunismus-Beschluß 
des SPD-Parteivorstandes davon ab-
halten lassen, ihre Betriebsräte allein 
nach gewerkschaftspolitischen Ge-
sichtspunkten und nicht nach ihrer 
Parteizugehörigkeit auszuwählen.

„...Wie kann man einen Angriff ge-
gen Gewerkschafter führen, die die 
Überwindung des Kapitalismus wol-
len — da doch im Grundsatzprogramm 
des DGB und in zahlreichen Erklärun-
gen und Beschlüssen unserer Gewerk-
schaften die Überwindung reaktio-
närer Machtstrukturen ausdrücklich 
gefordert wird! Wie kann man ein-
seitig einen Teil unserer Kollegen 
aus parteipolitischen Gründen an-
greifen — zur selben Zeit, da Heinz 
Oskar Vetter als DGB-Vorsitzender 
vor der Landesbezirkskonferenz des 
DGB Bayern alle Versuche zur partei-
politischen Aufsplitterung des DGB 
mit Schärfe zurückgewiesen hat? Am

Es geht bei dieser Hetze gegen links 
aber nicht allein gegen die Mitglieder 
und Anhänger der DKP. Die neue 
Welle des Antikommunismus richtet 
sich gegen jede kritische Alternative 
zu den bestehenden Herrschaftsstruk-
turen in der Bundesrepublik, die die 
Freiheit von Millionen Arbeitern und 
Angestellten durch ökonomische 
Übermacht verhindern. So ist auch 
das Argument gegen die „Linke", wer 
unsere „Freiheit zerstören" wolle, 
dürfe diese Freiheit für sich nicht in 
Anspruch nehmen, nur Demagogie: 
Aus den Erfahrungen der Weimarer 
Republik wissen wir, daß sich die 
Herrschenden und ihre Staatsgewalt 
mit dieser Argumentation schon da-
mals gegen jene richteten, die mehr 
Freiheit für die Arbeiterschaft forder-
ten und die „Freiheit" der Konzerne, 
die Arbeiter und Angestellten auszu-
beuten, beschneiden wollten.

Die bisherige Praxis in der Bundes-
republik läßt keinen Zweifel daran, 
wer mit diesen Maßnahmen getroffen 
werden soll. Die neuentfachte anti-
kommunistische Hetze gegen alle of-
fensiven demokratischen Kräfte in 
den Gewerkschaften, in der Publizi-
stik, in Wissenschaft und Schule zeigt, 
daß die antikommunistische Doktrin 
auch in der sich sozial-liberal nennen-
den Bundesregierung zum festen Be-
standteil ihrer Innenpolitik gehört. 
Von der Antikommunismus-Doktrin 
Adenauers unterscheidet er sich neu-
erdings nur insofern, als sich die Ak-
zente mehr als die inneren Verhält-
nisse als auf die äußeren Beziehun-
gen verlagert haben. Darum richtet 
sich der Antikommunismus heute be-
sonders auf die Lehrer und sonstigen 
Staatsangestellten und auf Gewerk-
schafter, die in den Verdacht geraten, 
sich entschieden für die Verwirk-
lichung der ökonomischen und gesell-
schaftspolitischen Ziele des DGB und 
für die sozialen Tagesfragen ihrer 
Kollegen einzusetzen.

Die in diesem Zusammenhang ge-
brauchte Formel vom „Rechts- und 
Linksradikalismus" ist reine Roßtäu-
scherei. Nie sind in der Bundesrepu-
blik die rechtsradikalen Kräfte in den 
Schulen oder beispielsweise in der 
Bundeswehr ernsthaft von Amts we-
gen zurückgedrängt worden. Sie er-
freuen sich im Gegenteil oft genug 
höchster Anerkennung und Unter-
stützung.

heit" darin ausdrückt, daß in der 
Bundesrepublik, um mit dem DGB- 
Vorsitzenden Vetter zu sprechen, „1,7 
Prozent der Haushalte 74 Prozent des 
Produktionsvermögens besitzen" und 
„nur 0,8 Prozent aller Haushalte 90 
Prozent des gesamten Privatbesitzes 
an Aktien und Investmentzertifikaten 
halten..."



Verträge ratifizieren!
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Herbert Warnke
70 Jahre
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Am 24. Februar konnte der Vorsit-
zende des Freien Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (FDGB), Herbert Warn-
ke, seinen 70. Geburtstag feiern.

Antikommunismus in der Innenpoli-
tik; und eine gemeinsame Haltung 
aller fortschrittlichen Kräfte, vor allem 
in der Gewerkschaft, zum Schutze der 
demokratischen Rechte und zur Nie- 
derringung der faschistischen Gefahr.

Aufruf zur
Jugendvertreterwahl ’72

Seit seiner Jugend stand der Hambur-
ger Arbeitersohn in den Reihen der 
kämpfenden Arbeiterklasse und der 
junge Werftarbeiter wurde frühzeitig 
Mitglied des Deutschen Metallarbeiter-
verbandes. Als Partei- und Gewerk-
schaftsfunktionär, als Betriebsratsvor-
sitzender, als Abgeordneter der KPD 
im Deutschen Reichstag der Weimarer 
Republik kämpfte er erbittert gegen 
Ausbeutung und Unterdrückung für 
den Frieden und gegen den Faschis-
mus. Er nahm aktiven Anteil am anti-
faschistischen Widerstandskampf ge-
gen Hitler, den er auch in der Emi-
gration in Schweden fortsetzte.

Otto Brenner, der Vorsitzende der IG 
Metall, bekräftigt noch einmal in ei-
nem Leitartikel in der Gewerkschafts-
zeitung „Metall", daß die Bundesre-
gierung für ihre Ostpolitik die-volle 
Unterstützung seiner Gewerkschaft ha-
be. Die IG Metall, so schreibt Otto 
Brenner; trete für die Ratifizierung 
der Verträge von Moskau und War-
schau und für die Normalisierung der 
Beziehungen zu den Staaten des Ost-
blocks und zur DDR ein.

Mit Empörung werden die Mitglieder 
der Gewerkschaften aber festgestellt 
haben, daß der DGB-Vorsitzende Vet-
ter den „Kanzlerkandidaten" und Frak-
tionssprecher der CDU/CSU im Bun-
destag, Barzel, zu einer Zeit empfängt, 
da die CDU/CSU keine Gelegenheit 
vorübergehen läßt, um den Bundes-
kanzler Brandt wegen seiner Ostpoli-
tik auf das infamste anzugreifen.

Regel mindestens fünf Arbeitnehmer, 
18. Lebensjahr noch nicht 

sind, 
wählen sind.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund for-
dert alle jungen Arbeitnehmer auf, 
auch bei der Jugendvertreterwahl ’72 
durch ihre Wahlbeteiligung ihre Be-
reitschaft zur Durchsetzung ihrer 
Rechte und Forderungen in den Be-
trieben und Unternehmen zu zeigen.

Weiter heißt es in dem Artikel, daß 
für die Arbeitnehmer in der Bundes-
republik und ganz Europa die Vor-
teile einer konsequenten Friedens-
und Entspannungspolitik klar auf der 
Hand lägen. Sie seien die logische 
praktische Verwirklichung dessen, was 
die Gewerkschaften schon immer ge-
fordert hätten: Durch Friedenspolitik 
eine feste Grundlage für den sozialen 
Fortschritt zu schaffen. Der Zusam-
menhang zwischen Frieden und sozia-
lem Fortschritt sei den Gewerkschaften 
schon zu einer Zeit deutlich gewesen, 
als die Großmächte noch den Krieg 
als notwendiges und geeignetes Mit-
tel betrachtet hätten, um sich eine 
Vormachtstellung zu erkämpfen.

1933 wurden wir getrennt geschlagen, 
weil wir getrennt marschiert sind. Und 
es zeigte sich, daß der tatsächliche 
Gegensatz nicht zwischen „Gemäßig-
ten" und „Radikalen" besteht. Diese 
Schlagworte verdecken nur die Wirk-
lichkeit. Ein Teil der „Gemäßigten" 
hob die Hand für Hitlers Ermächti-
gungsgesetze, war (und ist) bereit, 
ins Braunhemd zu schlüpfen. Gegen 
eine Wiederholung dieser Gefahr 
müssen wir uns gemeinsam verteidi-
gen. Und deshalb muß die wahrheits-
widrige und gefährliche Gleichsetzung 
von „Radikalen rechts und links" 
aufhören.
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Die Vorgänge um den von der SPD 
in die CDU desertierten Vertriebenen- 
funktionär Hupka sowie die fragwür-
dige Haltung der FDP-Bundestagsab- 
geordneten Kühlmann-Stumm und 
Helms zeigen, daß die Ratifizierung 
der Verträge durch den Bundestag 
noch keineswegs gesichert ist. Umso 
notwendiger wird es sein, daß sich 
gerade die Gewerkschaften in der Öf-
fentlichkeit für die Ratifizierung stark 
machen. Die Ratifizierung der Verträ-
ge von Moskau und Warschau ist nicht 
nur eine Angelegenheit des Parla-
ments, sie ist die Sache des ganzen 
Volkes.

Zu begrüßen ist die Erklärung des 
Bundesausschusses des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes, der in einer ein-
stimmigen, ohne Stimmenenthaltungen 
gebilligten Erklärung die Ostpolitik 
der Bundesregierung unterstützt und 
die Bundestagsabgeordneten auffor-
dert, die Verträge von Moskau und 
Warschau, die nach Auffassung des 
DGB-Bundesausschusses der Entspan-
nung in Europa und den Erleichterun-
gen für die Begegnung zwischen den 
Menschen in beiden Teilen Deutsch-
lands dienen, zu ratifizieren. Dieser 
Erklärung haben auch die in den CDU- 
Sozialausschüssen tätigen DGB-Ge-
werkschafter, wie der stellvertretende 
DGB-Vorsitzende Tacke und der stell-
vertretende ÖTV-Vorsitzende Hoff-
mann, zugestimmt.

In der Zeit vom 1. Mai bis 30. Juni 
1972 treffen die jungen Arbeitnehmer 
in den Betrieben und Unternehmen 
eine wichtige Entscheidung. Sie wäh-
len ihre Jugendvertreter. Sie werden 
also an den Wahlurnen darüber be-
finden, wer in den nächsten zwei 
Jahren ihre Interessen und Belange 
in den Betrieben vertritt. Denn das 
Betriebsverfassungsgesetz legt fest, 
daß in Betrieben, in denen in der

Es ist dem DGB, insbesondere den 
Initiativen und Aktivitäten der Ge-
werkschaftsjugend im „Jahr des jun-
gen Arbeitnehmers" zu verdanken, 
daß im neuen Betriebsverfassungs-
gesetz die Forderungen nach verstärk-
ten Jugendvertreterrechten weitgehend 
berücksichtigt wurden. Jetzt gilt es, 
die neuen Rechte zu nutzen und aus-
zuschöpfen. Mit der Wahl geeigneter 
Jugendvertreter fängt es an. Daher 
müssen in allen Betrieben Jugend-
vertreter gewählt werden.

Die CDU/CSU macht sich dabei zum 
Sprecher der neonazistischen Kreise, 
des Rüstungskapitals und der Vertrie- 
benenfunktionäre, bei voller Unter-
stützung durch die Springer-Presse.

Nach der Zerschlagung des National-
sozialismus wirkte Herbert Warnke 
mit ganzer Kraft beim Aufbau einer 
neuen Gewerkschaftsbewegung und 
steht seit 1948 an der Spitze des 
FDGB. In dieser Funktion sowie als 
Mitglied des Zentralkomitees und des 
Politbüros der Sozialistischen Ein-
heitspartei (SED) erwarb er sich große 
Verdienste beim Aufbau der soziali-
stischen Gesellschaftsordnung und trug 
entscheidend zu der Entwicklung des 
FDGB als Klassenorganisation bei. 
Von der internationalen Wertschät-
zung, die ihm zuteil wurde, ist beson-
ders zu erwähnen die Verleihung des 
internationalen Lenin-Friedenspreises.

Der Bundesvorstand des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes, Abteilung Ju-
gend, erließ zur Jugendvertreterwahl 
1972 folgenden Aufruf:

die das 
vollendet haben, beschäftigt 
Jugendvertretungen zu

Die Auseinandersetzungen um die Verträge von Moskau und Warschau sind 
mit der ersten Lesung im Bundestag in die entscheidende Phase eingetreten. 
Die Bundestags-Diskussion hat deutlich gemacht, daß die Gegner der Ostver-
träge, voran die CDU/CSU, keine Mittel scheuen werden, die Ratifizierung zu 
verhindern. Mit demagogischen und stupiden antikommunistischen Argumenten 
versuchen sie, die Bevölkerung gegen die Verträge aufzuhetzen.
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DGB-Bundeskongreß 1972

I

Der DGB-Bundeskongreß fällt in eine Zeit wichtiger politischer 
Entscheidungen und des sich verhärtenden Klassenkampfes

■

Die Landesbezirkskonferenzen des DGB, die inzwischen staltgefunden haben, 
waren der gewerkschaftspolitische Auftakt zum 9. ordentlichen DGB-Kongreß, 
der vom 25. Juni bis zum l.Juli dieses Jahres in Westberlin stattfindet. Der 
Kongreß, gern als Parlament der Arbeit bezeichnet, findet in einer Lage statt, 
in der sich der Gegensatz zwischen der Arbeiterklasse und der Monopolherr-
schaft zuspitzt, die Klassenfronten schärfer zutage treten und die inneren 
Schwierigkeiten der spätkapitalistischen Wirtschaft krisenhaft zunehmen. Der 
Kongreß steht u. a. vor der schwerwiegenden Aufgabe, eine Antwort auf die 
Frage zu finden, wie die Gefahr einer Reallohnsenkung für Millionen Arbeiter 
und Angestellte 1972 abgewendel und wie gegen die zunehmende Macht der 
Monopole mehr Rechte für die arbeitenden Menschen durchgesetzt werden 
können.

Sperrungen gegen die berechtigten 
Forderungen der Arbeiterschaft und 
ihrer Gewerkschaften auftraten. Es 
muß aber auch auf die Schützenhilfe 
der Regierung verwiesen werden, die 
Schiller, Brandt u. a. den Unterneh-
mern leisteten, indem sie die Ge-
werkschaften zur Zurückhaltung auf-
forderten. Auch die Nichtausnutzung 
der Kampfbereitschaft der Arbeiter 
und Angestellten in den Lohnbewe-
gungen durch die Gewerkschaftslei-
tungen trug dazu bei, daß es den 
Großunternehmern gelang, den Real-
lohn zu senken.

2. Sowohl das neue Aktionsprogramm 
wie die drei Grundsatzforderungen 
des DGB, die der DGB-Vorsitzende 
Vetter immer wieder betont — Aus-
weitung der Mitbestimmung, Beteili-
gung der Arbeiter am Produktivver-
mögen, gleiche Bildungschancen für 
alle — weisen auf die gesellschafts-
verändernden Aufgaben des DGB 
hin. Die Erfahrungen in der konzer-
tierten Aktion, in den paritätisch be-
setzten Aufsichtsräten und mit den 
Arbeitsdirektoren beweisen, daß die 
Reformabsichten der Gewerkschaften 
im Rahmen des spätkapitalistischen 
Systems steckengeblieben sind und 
nichts an den Herrschaftsstrukturen 
der Klassengesellschaft in der Bun-
desrepublik geändert haben. Auch

die sogenannte Vermögensbildung in 
Arbeiterhand ist nur geeignet, Vor-
stellungen von Sozialpartnerschaft 
und schädlicher Klassenharmonie zu 
nähren. Es wird auch ein Wort zum 
neuen Betriebsverfassungsgesetz zu 
sagen sein, denn dieses Gesetz dient 

gesellschaftlichen 
trotz gewisser 

Stabilisierung 
Herrschaftsver-

5. Der schärfer werdende Klassen-
kampf und die wachsenden Aufgaben 
der Arbeiterklasse erfordern starke, 
einheitlich handelnde Gewerkschaf-
ten. Die Gewerkschaften sollen in 
das spätkapitalistische System inte-
griert werden. Für die Stärke und 
Einheit der Gewerkschaften ist es 
aber ausschlaggebend, alle Integra-
tionstendenzen innerhalb der Orga-
nisationen zurückzudrängen und aus-
zuschalten.

§

keineswegs dem 
Fortschritt, sondern, 
Verbesserungen, der 
der kapitalistischen 
hältnisse im Betrieb.

Die vielfältigen Versuche in den Ge-
werkschaften, den Antikommunismus 
wiederzubeleben, können die Ge-
werkschaften nur schwächen. Es ist 
darum im Interesse der Stärkung der 
Gewerkschaften zu begrüßen, daß 
auf Landesbezirkskonferenzen des 
DGB wie auch auf Jugendkonferen-
zen die antikommunistische Praxis
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3. Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
und seine Gewerkschaften unterstüt-
zen die Ostpolitik der Regierung 
Brandt und fordern die Ratifizierung 
der Verträge von Moskau und War-
schau. Das findet den Beifall der 
überwiegenden Mehrheit der Arbei-
terklasse. Die Verträge müssen in 
Kraft gesetzt und weitere Schritte im 
Geiste der Verträge in die Zukunft 
getan werden. Das bedeutet aber 
auch, daß der DGB-Kongreß sich 
deutlich einsetzen muß für die bal-
dige Durchführung einer europäi-
schen Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit, für die Aufnahme 
beider deutschen Staaten in die UNO 
und für Truppenverminderung in 
Europa, um so den Rüstungsetat zu-
gunsten sozialer und kultureller Ver-
besserungen radikal kürzen zu kön-
nen.

Aus dieser Situation heraus muß völ-
lige Unabhängigkeit der Gewerk-
schaften in der Lohnpolitik, die Mo-
bilisierung der Arbeiter und Ange-
stellten in den Lohnbewegungen und 
vor allem der Austritt aus der kon-
zertierten Aktion gefordert werden, 
weil man dort den Gewerkschaften 
Fesseln anlegt. Nur so wird eine 
Lohnpolitik möglich sein, auf die sich 
die Gewerkschaften grundsätzlich 
festgelegt haben: Lohnerhöhung zum 
Ausgleich der Preissteigerungen und 
über die Produktivitätssteigerungen 
hinaus, um den Anteil der Arbeiter 
am Sozialprodukt zu erhöhen. Eine 
solche Lohnpolitik erfordert die Ent-
faltung der demokratischen Entschei-
dungen der Mitglieder der Gewerk-
schaften in allen Entwicklungsphasen 
einer jeden Lohnbewegung.

1. Die Vertretung der sozialen, ma-
teriellen Interessen der Arbeiter und 
Angestellten ist auch heute die 
Grundaufgabe der Gewerkschaften. 
Die bisherigen Lohnabschlüsse 1972 
liegen unter der sehr maßvollen Ziel-
projektion des DGB. Die Schuld da-
für trifft eindeutig die Großunterneh-
men, die brutal bis zu Massenaus-

4

Hier sollen einige Gedanken und 
Probleme dargelegt werden, über die 
in den Gewerkschaften diskutiert 
wird, um sich über die Gesamtaufga-
ben der Gewerkschaften in der au-
genblicklichen Situation klar zu wer-
den. Es geht dabei im wesentlichen 
um 5 Punkte:

Die Vorbereitung und Durchführung 
des DGB-Kongresses fällt in eine Zeit 
wichtiger politischer Entscheidungen, 
wie der Ratifizierung der Verträge 
von Moskau und Warschau und der 
Einleitung von Maßnahmen für die 
Durchführung derselben. Sowohl der 
härtere wirtschaftliche Klassenkampf 
wie der scharfe politische Kampf der 
rechten Reaktionäre gegen eine Poli-
tik der Entspannung und Abrüstung 
erfordert, auf dem in Westberlin 
stattfindenden Kongreß den Standort 
der Gewerkschaften in diesen Aus-
einandersetzungen deutlich festzu-
legen und Beschlüsse zu fassen, die 
auf aktiven Kampf gegen die Herr-
schaft der Konzerne und für Frieden 
sowie gesellschaftlichen Fortsdiritt 
abzielen.

4. Immer mehr werden die Gewerk-
schaften mit der wachsenden Madit 
der internationalen Monopole, be-
sonders in der EWG, konfrontiert. 
Internationale Arbei tersolidarilät
muß darum stärker in den Vorder-
grund treten. Das betrifft sowohl die 
ökonomischen Kämpfe der Arbeiter 
der einzelnen Länder des kapitalisti-
schen Europas, wie auch das gemein-
same Wirken der Gewerksdiaften 
des IBFG und des WGB gegenüber 
den überstaatlichen Organen der 
EWG. Darüber hinaus geht es bei 
der internationalen Arbeitersolidari-
tät um die Unterstützung des Kamp-
fes der jungen Nationalstaaten für 
volle ökonomische und politische 
Unabhängigkeit in Indochina, im Na-
hen Osten, in Afrika und Latein-
amerika.

Der Bundesvorstand des DGB will 
dem Kongreß im Juni ein neues Ak-
tionsprogramm vorlegen. Das ist 
sicher notwendig, weil das 1963 be-
schlossene Aktionsprogramm in man-
chen Punkten überholt ist und wei-
terentwickelt werden muß. In den 
NACHRICHTEN wurde bereits mehr-
fach kritisiert, daß die Ausarbeitung 
dieses neuen Aktionsprogramms nicht 
in breiter demokratischer Diskussion 
unter der Mitgliedschaft der Gewerk-
schaften stattfindet. Das kann dazu 
führen, daß ein Aktionsprogramm 
entwickelt wird, das weder den For-
derungen der Mitglieder noch den Er-
fordernissen unserer Zeit entspricht.
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Analyse des Bundeshaushaltes macht Kurs der Regierung 
deutlich — Zu viel Milliarden für die Rüstung

Ebensowenig wie die materiellen Mit-
tel für die versprochene Bildungs-
reform gesichert sind, sind sie es auch 
für den Umweltschutz, ein weiteres 
Beispiel der proklamierten Reform-
politik. Nadi Meinung von Experten 
wären für ein umfassendes Programm 
zum systematischen Umweltschutz für 
den Zeitraum 1971—75 mindestens 36 
Milliarden DM notwendig, wobei die-
se Zahlen auf der Preisbasis von 1970 
errechnet wurden. 3,8 Milliarden DM 
dieser Summe wären davon aus dem 
zentralen Staatshaushalt erforderlich. 
1972 sind jedoch ganze 220 Millionen 
DM und bis Ende 1975 insgesamt nur 
1,35 Milliarden DM vorgesehen.

Finanziert werden soll dieses sich in 
den Gesamtausgaben widerspiegelnde 
politische Programm durch erheblich 
steigende Steuerbelastung der arbei-
tenden Bevölkerung. Neben der pro-
gressiv steigenden Lohnsteuer erhö-
hen sich die Verbraudissteuern (1972: 
Mineralöl-, Branntwein- und Tabak-
steuer, ab 1974 im Zusammenhang mit 
durch die „Steuerharmonisierung“ in-
nerhalb der EWG). Gleichzeitig sollen 
die von den Unternehmern zu entrich-
tende Investitionssteuer 1972 um die 
Hälfte gesenkt werden und ab 1973 
gänzlich wegfallen.

Ausrede. Denn erstens hatten die Län-
der eine Erhöhung ihres Anteils an 
der Umsatzsteuer von 30 auf 40 Pro-
zent gefordert, um ihren Aufgaben 
finanziell gerecht zu werden; 33 Pro-
zent aber wurden ihnen nur zugebil-
ligt. Zweitens jedoch wurde gleichzei-
tig eine bisher im mittelfristigen Fi-
nanzplan vorgesehene Planungsreser-
ve im Bildungsetat zur finanziellen 
Entlastung der Länder im Hochschul-
bereich ersatzlos gestrichen. Damit er-
halten audr die Länder effektiv weni-
ger Mittel für Bildungszwecke im Zeit-
raum 1972—75 als noch 1971 vorgese-
hen war.

staatlicher Stellen, wie zum Beispiel 
die Berufsverbote für Mitglieder der 
DKP, verurteilt wurden. Es muß wei-
ter vor dem Antikommunismus-Be-
schluß des SPD-Parteivorstandes ge-
warnt werden, der geeignet ist, die 
Gewerkschaften zu spalten. Dieser 
Beschluß ist um so gefährlicher, als 
er alle fortschrittlichen Kräfte be-
droht, die aktiv die Interessen der 
Arbeiter vertreten, die Reaktion ent- 
sdilossen bekämpfen und für gesell-
schaftlichen Fortschritt eintreten.

Die Diskussion solcher Gedanken und 
Probleme zum DGB-Kongreß kann 
sicher dazu beitragen, diese wichtige 
Tagung der Arbeiter und Angestell-
ten zu ihrem Vorteil vorbereiten zu 
helfen. Josef Ledwohn
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Schmidt als der „große Sieger" aus 
der Schlacht um den Haushalt her-
vorgegangen sei. Aber Schmidt hat 
nicht nur 1972 gesiegt, auch die An-
sätze für Rüstungsausgaben im mittel-
fristigen Plan wurden beträchtlich her-
aufgesetzt und bereits 1972 die Sum-
men aufgenommen, die nach der ur-
sprünglichen Planung erst 1974 vor-
gesehen waren.

Auch der Verkehrsetat wird um 2,8 
Milliarden DM aufgestockt. 1,7 Mil-
liarden DM davon sind allerdings zur 
Abdeckung des Defizits bei der Bun-
desbahn vorgesehen, das wiederum 
zu einem erheblichen Teil durch Vor-
zugstarife für die Konzerne, speziell 
die Montanunternehmen, hervorgeru-
fen wird. Auf den übrigen Gebieten 
der Infrastruktur aber hat die Bundes-
regierung ihre Versprechungen erheb-
lich zurückgeschraubt. Während 1971 
noch vorgesehen war, durch jährlich 
steigende Investitionsaufwendungen 
von 10,3 Prozent Mißstände in be-
stimmten Bereichen der Infrastruktur 
schnell abzubauen, ist im jetzt vor-
gelegten Plan die jährliche Erhöhung 
der staatlichen Investitionen auf 6,7 
Prozent reduziert worden. Das kommt 
bei den gegenwärtigen Preissteige-
rungen einer faktischen Verminde-
rung der Investitionen gleich, sind 
doch allein die Baupreise 1970 um 16 
und 1971 um weitere 10 Prozent ge-
stiegen.

Schiller behauptete zwar zur Begrün-
dung dieser Maßnahme, die Länder 
würden ohnehin den größten Anteil 
der Slaalsausgaben für Hochschulen 
und Kliniken aufzubringen haben 
und ihnen sei gerade 1972 ein er-
höhter Anteil am Umsatzsteuerauf-
kommen zugestanden worden, aus 
dem sie entsprechend höhere Bil-
dungsausgaben bestreiten könnten. 
Ganz offensichtlich handelt es sich 
aber bei diesem „Argument" um eine

Als Ende vergangenen Jahres die Bonner Regierung dem Bundestag den Haus-
haltsplan für das Jahr 1972 und den mittelfristigen Finanzplan für die Jahre 
1972—75 vorlegte, bezeichnete Wirtschafts- und Finanzminister Schiller diese 
Pläne als eine „zahlenmäßig formulierte Politik", die auf „Vernunft" und 
„Härte" gegründet, angeblich eine „solide öffentliche Finanzwirtschaft", die 
„Wiedergewinnung" der Preisstabilität sowie die Verwirklichung der ver-
sprochenen Reformen zum Ziele habe. Mit einem Volumen von 107 Milliarden 
DM im Jahre 1972 — das sind rund 13 Prozent des gesamten Sozialprodukts — 
ist der Bundeshaushalt in der Tat in der Lage, wesentliche Akzente für die 
Gesamtentwicklung zu setzen. Haben darin die Fragen Priorität, die noch 1970 
von führenden Vertretern als das Ziel der Bundesregierung proklamiert wur-
den: Beseitigung des Bildungsrückstandes, Überwindung der „öffentlichen 
Armut" und Sorge für eine „angemessene" Infrastruktur?

In seiner ersten Regierungserklärung 
als Bundeskanzler hatte Brandt im 
Oktober 1969 nachdrücklich betont, 
daß Bildung und Ausbildung, Wissen-
schaft und Forschung an der Spitze 
der vorzunehmenden „Reformen" 
stünden. Gerade 1972 aber wurden die 
Haushaltsansätze für dieses Gebiet 
wesentlich reduziert. In der 1971 fest-
gelegten mittelfristigen Finanzplanung 
war noch vorgesehen, daß die Bundes-
ausgaben für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur 1974 um 120 Prozent über 
dem Stand von 1971 liegen sollten. In 
der jetzt vorgelegten neuen Planung 
ist dieser Steigerungssatz auf 80 Pro-
zent reduziert worden.

Da der Bundeshaushalt 1972 jedoch 
erheblich umfangreicher ist, als der 
des Jahres 1971 — trotz zahlreicher 
haushaltstechnischer Manipulationen, 
wie der Schaffung eines Eventualhaus-
halts mit 2,5 Milliarden DM, der Aus-
gabe von Schuldscheinen oder zu nied-
rig angesetzter Beträge bei der Defi-
zitabdeckung bei Bahn, Post usw. 
kommt Schiller auf eine Steigerungs-
rate von 8,4 Prozent — gibt es natür-
lich auch einige Positionen mit be-
trächtlichen Ausgabesteigerungen. An 
erster Stelle rangiert hierbei der Mili- 
tärctat. Die Rüstungsausgaben sollen 
1972 um mehr als 3 auf 26 Milliarden 
DM erhöht werden, was die Monopol-
presse zu dem einhelligen Kommentar 
veranlaßte, daß Rüstungsminister

Wenn folglich eine „Reform" geför-
dert wird, dann die der Bundeswehr, 
die 1970 — also bereits unter der 
gegenwärtigen Regierung — begon-
nen worden ist. Sie scheitert nicht an 
fehlenden finanziellen Mitteln.

Keine der von den Gewerkschaften 
erhobenen Forderungen
— Beibehaltung der Investitions-

steuer
— Gesetz gegen Steuerflucht
— Streichung staatlicher Subventio-

nierung industriell verwertbarer 
Forschung und Rüstungsforschung

— Umschichtung des Bundeshaushalts 
zugunsten sozialer Aufgaben

ist damit verwirklicht worden. Das 
von der Bundesregierung formulierte 
„politische Programm in Zahlen" wirkt 
im Gegenteil allen solchen vernünfti-
gen und den unmittelbaren Interessen 
der Werktätigen entsprechenden Vor-
schlägen direkt entgegen. Dr. Tu.
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Hessen:
Gegen Gesinnungsschnüffelei

Deshalb wollen wir die Gesellschaft 
verändern." Franz Woschech, der im 
Auftrage des DGB-Bundesvorstandes 
sprach, ergänzte diese Einsdiätzung, 
in dem er den brutalen Klassenkampf 
des Kapitals anhand der Aussperrung 
der Metallarbeiter in Baden-Württem-
berg anprangerte.

Leider gab es weder zu den Geschäfts-
berichten noch zu dem Referat von 
Vetter eine Diskussion. Dafür doku-
mentierten sich die .Arbeiterinteressen 
bei der Beschlußfassung über die rund 
90 Anträge und Entschließungsent-
würfe. Trotz einer Polemik gegen 
einen Entschließungsentwurf der DGB- 
Kreisvorstandes Kulmbach zur Preis-
stabilität, wurde dieser mit überwäl-
tigender Mehrheit angenommen. Darin 
heißt es:

Zu den Verträgen von Warschau und 
Moskau wurde in einer anderen Ent-
schließung gefordert: „Wir erwarten 
von den gesetzgebenden Körperschaf-
ten des Bundes, daß die Ostverträge 
alsbald ratifiziert zerden". Zugleich be-
fürworten die Delegierten das „Zu-
standekommen einer Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu-
ropa". Jede Verharmlosung der neo-
nazistischen Organisationen wurde 
als verhängnisvoll bezeichnet, deshalb 
verlangte die Konferenz „mit allen 
Nachdrude die unverzügliche Auflö-
sung der .Aktion Widerstand' und al-
ler neonazistischer Terrorgruppen.“

Erstmals nahm auf einer DGB-Kon-
ferenz im Landesmaßstab als einzige 
ausländisdie Delegation auch eine 
offizielle Vertretung des größten fran-
zösischen Gewerkschaftsbundes CGT 
unter Leitung des Generalsekretärs 
vom Departement Rhone, Burlet, teil. 
Die französischen Gewerkschafter wur-
den von den Delegierten mit großem 
Beifall begrüßt und der neugewählle 
hessische Landesbezirksvorsilzende, 
Armin Clauss, versicherte, daß die 
Zusammenarbeit mit der CGT künftig 
intensiviert werden soll.

In einem einstimmig angenommenen 
Initiativantrag proler.tierten die De-
legierten gegen die Verfolgung von 
DKP-Mitgliedern und anderen fort-
schrittlichen Kräften im öffentlichen 
Dienst. Sie wandten sich gegen jede 
Art von „Gesinnungsschnüffelei". In 
der Entschließung heißt es weiter: 
„Die Delegierten wenden sich auch 
mit aller Entschiedenheit dagegen, daß 
z. B. die Ablehnung des kapitalisti-
schen Wirtschaftssystems oder die 
Ablehnung der Unantastbarkeit des 
Privateigentums an den Produktions-
mitteln oder das Eintreten für marxi-
stische Gedankengänge bereits in 
eine verfassungsfeindliche Gesinnung 
umgedeutet werden soll."

Die zahlreichen Beschlüsse zu den ge- 
sellschafts-, wirtschafts- und sozial-
politischen Aufgaben ergeben ein 
ganzes Programm für die nächsten 
drei Jahre. Die Delegierten erneuer-
ten die Forderung nach Mitbestim-
mung, die in den Mittelpunkt der 
künftigen Gewerkschaftsarbeit gestellt 
werden und das Ziel verfolgen soll, 
den „unbeschränkten Machtanspruch 
des Unternehmertums" zurückzudrän-
gen. Eine Ausklammerung dieser For-
derung aus Rücksicht der gegenwär-
tigen politischen Verhältnisse in Bonn 
sei „mit den Prinzipien und Grund-
sätzen unserer Gewerkschaftspolitik 
unvereinbar." Die Konferenz ver-
langte weiterhin die Kommunalisie-
rung des Grund und Bodens, eine
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Kriege und in der Nachkriegszeit 
schamlos bereichert haben. Wir unter-
streichen die Gewerkschaftslosung: 
Wer die Preise stoppen will, muß die 
Gewinne stoppen".

Die Haupttätigkeit der 70 Delegierten 
bestand in der Beratung und Beschluß-
fassung der mehr als 200 Anträge. 
Die Konferenz verlangte unter an-
derem „die sofortige Ratifizierung der 
Verträge von Moskau und Warschau", 
„eigene Abrüstungsinitiativen der 
Bundesrepublik" und sprach sich für 
die europäische Sicherheitskonferenz 
aus. Die Delegierten prangerten mit 
„Sorge und Abscheu die zunehmende 
Tätigkeit rechtsradikaler Elemente" 
an, zu denen sie auch Teile der 
CDU/CSU zählten und forderten den 
„Zusammenschluß aller demokrati-
schen Kräfte in Aktionseinheiten, um 
einer neofaschistischen Gefahr ent-
gegenzutreten".

£

Bayern:
Rüstungsstopp gefordert

Mit besonderer Schärfe protestierte 
die Konferenz gegen das zu dieser 
Zeil noch nicht beschlossene baye-
rische Rundfunkgesetz. Woschech be-
zeichnete das Ziel dieses inzwischen 
beschlossenen Gesetzes als eine 
„Reichsrundfunkkammer mit Rechts-
drall". Von den zahlreichen Anträgen 
zu wirtschafts- und sozialpolitischen 
Fragen sei hier nur auf die Wieder-
heraufsetzung der Kilomeierpauschale 
auf 50 Pfennig, die personelle Erwei-
terung der Gewerbeaufsichtsämter, 
Herabsetzung des Rentenalters auf 
60 Jahre, zusätzliche Anhebung der 
Kleinrenten und die Errichtung einer 
Bundesanstalt für Berufsbildung ver-
wiesen. In einem Initiativantrag wand-
ten sich die Delegierten gegen Gewalt-
anwendung bei der Lösung politischer 
Konflikte. Darin wird unter anderem 
feslgestellt: „Unerträglich wird die 
Situation, wenn die USA die Bombar-
dierung in Indochina wieder aufge-
nommen hat, um neue für jedes Lebe-
wesen todbringende Waffen zu erpro-
ben."

„Noch nie ist eine Inflation 
Löhne und Gehälter verursacht wor-
den. Wohl aber hat Deutschland in 
diesem Jahrhundert zwei Inflationen 
durch irrsinnige Rüstung und ihre 
Kriegsfolgen erlebt. Auch an der 
Rüstung profilieren die großen Kon-
zerne Milliarden. Wir fordern die Bun-
desregierung auf, auf einen Rüstungs-
stopp und eine anschließende Sen-
kung der Rüstungsausgaben hinzuwir-
ken . .. Wir fordern die Bundesregie-
rung auf, bei der Steuerreform für 
einen Abbau der indirekten Steuern, 
die die Masse der Bevölkerung be-
lasten, zu sorgen. Der Staat muß die-
jenigen stärker belasten, die sich im
6

In einem Grundsatzreferat nahm der 
DGB-Vorsitzende, H. O. Vetter, auch 
zu dem bevorstehenden 9. ordentlichen 
DGB-Kongreß im Juni Stellung. In 
Westberlin würden zwei Themen im 
Vordergrund stehen, die Verabschie-
dung eines neuen Aktionsprogramms 
und die Vermögensbildung. Vetter 
sagte, es sei für die Besitz- und Macht-
verhältnisse bezeichnend, „daß weniger 
als 1 Prozent aller Haushalte in der 
Bundesrepublik 90 Prozent der Aktien- 
und Inveslmentzertifikate in ihren 
Privatbesitz" haben. Als Ausweg pro-
pagierte Vetter die auch innerhalb der 
Gewerkschaften umstrittene Vermö-
gensbildung in Form kollektiver 
Fonds.

Genau 100 Delegierte vertraten 980 000 
Gewerkschafter Bayerns bei der 9. 
ordentlichen Landesbezirksdelegierten-
konferenz am 18./19. Februar in Nürn-
berg. Der wiedergewählte Landesbe-
zirksvorsilzende, Wilhelm Rothe, 
sprach in seinem mündlichen Ge-
schäftsbericht von einer „Konzertier-
ten Aktion der Arbeitgeberverbände 
mit der CSU“ gegen die Gewerk-
schaften. Nach Meinung des Arbeits- 

der Bayerischen Staatsre- 
gierung, Fritz Prikl, (CSU) der zur 
Begrüßung sprach, hätten die Gewerk-
schaften sich als „stabilisierende Ord-
nungsfaktoren" zu bewähren und ge-
meinsam mit der CSU die soziale 
Marktwirtschaft gegen Syslemänderer 
zu verteidigen. Dem widersprach, unter 
dem Beifall der Delegierten, das DGB- 
Bundesvorslandsmilglied, Franz Wo-
schech.

Die 9. ordentliche Landesbezirksdele-
giertenkonferenz Hessen hat am 
4./5. Februar 1972 in Frankfurt im 
Namen von 670 000 Mitgliedern zu 
entscheidenden gesellschafts- und so-
zialpolitischen Fragen Stellung be-
zogen. Der aus Altersgründen ausge-
schiedene Landesbezirksvorsitzende, 
Philipp Pless, schätzte in seinem 
mündlichen Geschäftsbericht die Situ-
ation in der Bundesrepublik vom 
Klassenstandpunkt ein: „Wir sehen 
uns einem Machtkartell gegenüber, 
das antiquierte zeitwidrige Macht-
strukturen verteidigt, die eindeutig 
Klassencharakter tragen. Mit diesen 
gesellschaftspolitischen Zuständen 
können wir nicht Frieden machen.
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Nordrhein-Westfalen:
Ostverträge schnellstens 
ratifizieren

Im Mittelpunkt der Landeskonferenz 
stand ein Referat des DGB-Vorsitzen-
den Heinz Oskar Vetter, der sich u. a. 
mit den Themen beschäftigte, die auf 
dem kommenden Bundeskongreß eine

stellvertretender 
sitzender.

Baden-Württemberg: 
Konzertierte Aktion in bis-
heriger Form abgelehnt

zehn Prozent für 1972 — „allerdings 
unter der Voraussetzung, daß sich die 
Arbeitnehmer mit einer Preissteige-
rungsrate von mehr als vier Prozent 
abfinden".

besondere Rolle spielen werden: Ein 
neues Aktionsprogramm sowie die so-
genannte Vermögensbildung.

Vetter begrüßte die Sparförderung 
und Tarifverträge zur Vermögensbil-
dung; wenn aber der Eindruck erweckt 
werden sollte, daß damit etwas an 
der Verteilung des privaten Produk-
tivvermögens geändert werden könne, 
sagte er, dann sei das ein „Taschen-
spielertrick".

Ministerpräsident Kühn, der als einer 
der vielen Ehrengäste auf der Landes- 
bezirkslagung des DGB in der Bochu-
mer Ruhrlandhalle das Wort ergriff, 
bezeichnete den „Rechtsextremismus 
als die nach wie vor größte Gefahr", 
was ihn allerdings nicht davon ab-
hält, seine politischen Aktivitäten bei 
Berufsverboten gegen Beamte aus-
schließlich gegen links zu richten, zur 
Freude von Heinrich Koppler (CDU) 
übrigens, der ebenfalls als Gastredner 
zu Wort kam.

Blieb die Diskussion bis dahin lustlos, 
wurde sie mit der Verabschiedung 
zahlreicher Anträge lebhaft bis stür-
misch. Der Höhepunkt war dabei die 
Aussprache über einen Initiativantrag, 
der den Austritt der Gewerkschaften 
aus der konzertierten Aktion forderte, 
weil sie den Versuch darstelle, „die 
gewerkschaftliche Tarifpolitik den In-
teressen der Unternehmer" zu unter-
werfen. Die Tarifpolitik, heißt es wei-
ter in dem Antrag, werde langsam un-
tergraben und am Ende stehe die ge-
setzliche Zwangsschlichtung. Nach lan-
ger Aussprache, in der ein Delegierter 
die konzertierte Aktion als einen 
Klotz am Bein der gewerkschaftlichen 
Tarifpolitik bezeichnete, wurde — nach 
massiver Intervention Karl Schwabs — 
der Antrag mit knapper Mehrheit ab-
gelehnt. Dafür unterstützten die Dele-
gierten einstimmig eine abgewandelte 
Entschließung, in der die konzertierte 
Aktion in ihrer „bisherigen Form“ 
abgelehnt wird.

Unter dem Motto „Sicherung des Frie-
dens — Mitbestimmung — Gesell-
schaftsform — unser Ziel!" stand die 
Landesbezirkskonferenz des DGB in 
Baden-Württemberg. Daß die Dele-
gierten den Spruch, unter dem sie ihre 
Konferenz abhielten, ernst meinten, 
bewiesen sie durch die Annahme von 
Entschließungen, in denen die Ratifi-
zierung der Verträge von Moskau 
und Warschau, die sofortige Herab-
setzung der Wehrdienstzeit sowie die 
Kürzung des Rüstungshaushaltes, ge-
fordert wurden.

Ohne Höhepunkte war die Diskussion 
über die etwa 300 Anträge. Die For-
derung des DGB-Kreisvorstandes Lü-
denscheid nach Austritt'aus der Kon-
zertierten Aktion wurde ebenso unter 
den Tisch gebuttert wie eine Lüden-
scheider Entschließung zur Mitbestim-
mung, die konkrete Vorschläge ent-
hielt. Man rang sich lediglich noch zu 
der Feststellung durch, daß „für die 
Weigerung, einen Bürger im öffent-
lichen Dienst zu beschäftigen, weder 
eine Zugehörigkeit zu einer bestimm-
ten Partei oder Organisation" noch 
unbegründete Verdächtigungen maß-
gebend sein dürften.

In dem umfangreichen Geschäftsbericht 
des Landesvorsitzenden Karl Schwab 
gab es naturgemäß viele Bezugspunkte 
zur Landespolitik, nicht zuletzt im 
Hinblick auf die Landtagswahlen im 
April. Die Landtagswahlen waren 
dann auch der Anlaß für den Auftritt 
der baden-württembergischen Partei-
prominenz mit dem Erzreaktionär Fil- 
binger, CDU, an der Spitze, dessen 
antikommunistische Bemerkungen in 
seiner „Begrüßungsrede" von den De-
legierten mit lautstarkem Protest quit-
tiert wurden.

In einem Initiativantrag forderten die 
Verlreler von mehr als zwei Millionen 
Gewerkschaftern in Nordrhein-West-
falen „die Mitglieder aller DGB-Ge- 
werkschaften sowie die demokratische 
Öffentlichkeit" auf, den „Angriffen 
und Provokationen rechtsgerichteter 
Kräne" gegen die Ostpolitik energisch 
enlgegenzutreten.

Unter den Geschäftsberichten ragten 
die Ausführungen des Kollegen Bert 
Flartig hervor, der sich mit den Fragen 
der beruflichen Bildung und Frauen-
arbeit befaßte. In Nordrhein-Westfalen 
erhalten 59,5 Prozent der Berufsschüler 
durchschnittlich weniger als sechs 
Stunden Unterricht pro Woche, ob-
wohl neun bis elf Stunden pro Woche 
vorgeschrieben sind. Verschärfter Aus-
beutung sind die 2,2 Millionen Frauen 
in NRW ausgesetzt, deren Durch- 
schnitlsverdienste weit unter denen 
der männlichen Kollegen liegen. So er-
halten weibliche Facharbeiter nur 
5,59 DM pro Stunde, während der 
Durchschnitt bei den männlichen Fach-
arbeitern nach einer Erhebung des 
Statistischen Landesamtes bei 9,15 DM 
liegen soll.

Karl Schwab wurde mit 90 Stimmen 
von 94 abgegebenen in seiner Funk-
tion auf 3 weitere Jahre bestätigt, als 
Stellvertreter wählten die Delegierten 
traditionsgemäß ein CDU-Mitglied. 
Zweiter Stellvertreter wurde mit Dr. 
Manz ein neuer Mann.

Vetter konnte zur Vermögensbil-
dung wenig Neues sagen. Er ent-
wickelte lediglich das bekannte Mo-
dell des DGB, das eine Beteiligung am 
wachsenden Produktivvermögen — 
nicht am bestehenden! — durch die 
Bildung von Fonds unter Selbstver-
waltung der Arbeiter und Angestellten 
vorsieht. Zum Aktionsprogramm kün-
digte er an, daß in dem Forderungs-
katalog auch der Bereich der Wohn- 
und Umweltbedingungen einbezogen 
wurde, vor allem die Forderungen 
nach einem sozialen Miet- und Boden-
recht und Umweltschutz. In der Dis-
kussion beklagte ein Delegierter, daß 
Vetter nicht mehr von Vergesellschaf-
tung der Schlüsselindustrie spreche.

Abweichend von der Tagesordnung 
stiegen die 96 Delegierten auf der 
9. Landesbezirkskonferenz des DGB 
in Nordrhein-Westfalen bereits am 
Abend des ersten Konferenzlages in 
die Antragsdebatte, um mit drei Ent-
schließungen Einfluß auf die Ratifi-
zierung der Oslverträge im Bundestag 
zu nehmen. Man war sich darüber im 
klaren, daß hier die Kernfrage bun-
desdeutscher und europäischer Politik 
angeschnitten war. Denn: „Eine Politik 
der Entspannung und Verständigung 
ist zum Nutzen der Arbeitnehmer und 
ihrer Familien; sie gibt uns allen die 
Hoffnung auf Sicherheit und Fort-
schritt und läßt die ersehnte Ab-
rüstung in Europa näherrücken." An 
die Bundestagsabgeordneten ging der 
Appell, im Geiste der Verständigung 
die Ostverlräge schnellstens zu rati-
fizieren. Die dazu angenommenen Ent-
schließungen wurden am 25. Februar 
unmittelbar weitergeleitet.

Erst Franz Woschech, geschäftsführen-
des Mitglied des Bundesvorstandes, 
und Heinz Oskar Vetter brachten 
etwas frischen Wind in die Tagung. 
Woschech warnte davor, sich „von 
der Front des Verteilungskampfes in 
die Etappe von Lohnverzicht und frag-
würdiger Sozialpartnerschaft" drängen 
zu lassen. Aktive Lohnpolitik, die 
Massenkaufkraft schaffe, sei die beste 
Kon j unklurförderung.

Der DGB-Vorsitzende Veiler wandte 
sich gegen eine Politik, die die „not-
wendigen gesellschaftlichen Reformen 
auf dem Altar privater Gewinne 
opfert". Trotz des Wehgeschreis der 
Industrie rechne man mit einer Er-
höhung des Nettogewinns und Ver-
mögenseinkommens von weit über 
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Die Neuwahl des Landesbezirksvor-
standes bestätigte Peter Michels mit 
88 Stimmen als Landesbezirksvor-
sitzenden; Adolf Müller, der jetzt 
schon als Nachfolger von Tacke im 
Bundesvorstand des DGB gesehen 
wird, wurde mit 71 Stimmen erneut 

Landesbezirksvor- 
P. B.

Sonderabgabe der Unternehmer zur 
Bekämpfung der Umweltverschmut-
zung und die Einführung des poly-
technischen Unterrichts in den allge-
meinbildenden Schulen. W. P.
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Menschenhandel
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erhöhung erforderlich, um den Anfor-
derungen der DGB-Zielprojektion zu 
entsprechen.

Vor 200 Jahren gab es in Württem-
berg einen Herrscher, der wegen sei-
ner Gewalttätigkeit und seiner Ver-
schwendungssucht in der Geschichte 
bekannt wurde. 1752 verkaufte er, um 
seinen Geldbeutel wieder aufzufüllen, 
2000 seiner „Landeskinder" als Sol-
daten nach Frankreich.

Die mitverschacherten Kolleginnen und 
Kollegen grübeln nun darüber nach, 
worin wohl der Unterschied zwischen 
den Zeiten Karl Eugens und der Ge-
genwart bestehen mag.

y,

■-

:■

■

Im Jahre 1972 verkaufte der Bietig-
heimer Fabrikant Dr. Rau die Spezial-
fabrik für Autozubehör SWF an den 
US-Konzern ITT. Die Belegschaft er-
fuhr erst nach dem Handel, daß sie 
mitverkauft war. Was den Bevollmäch-
tigten der IG Metall des Kreises Lud-
wigsburg zu der Feststellung veran-
laßte, die 7000 Belegschaftsmitglieder 
„wurden wie Sklaven mitverscha-
chert und nicht wie mündige Bürger 
behandelt".

Der Verlauf und die Ergebnisse der Tarifbewegungen zu Beginn des Jahres 
1972 haben gezeigt, daß die Lohnbewegung 1972 insgesamt noch komplizierter 
sein wird als die des Vorjahres. Das Großkapital unternimmt große Anstren-
gungen, um die Folgen der ihrem Wirtschaftssystem und dem ihrem Profit-
streben geschuldeten wirtschaftlichen Krisenerscheinungen voll auf die Arbeiter-
klasse abzuwälzen. Wenn die Gewerkschaften in diesem Jahr nicht nur ihre 
materielle Lebenslage sichern, sondern auch die in der Zielprojektion des 
DGB anvisierte vierprozentige Erhöhung der Realeinkommen verwirklichen 
wollen, dann bedarf es noch größerer Anstrengungen, noch härterer Ausein-
andersetzungen um den Widerstand der Unternehmer zu brechen und die 
berechtigten Forderungen der Arbeiter und Angestellten durchzusetzen. Die 
Unternehmerverbände versuchen die ihnen günstig erscheinenden Bedingungen 
zu nutzen, um die Tariflöhne weitaus geringer wachsen zu lassen als die Preis-
steigerungen, was letzten Endes auf eine Senkung des Reallohns hinausläuft.

Ermutigt durch die Haltung der Bun-
desregierung hat das Präsidium der 
Bundesvereinigung der Arbeitgeber-
verbände (BDA) verlauten lassen, daß 
die Bundesvereinigung eine Lohn-
entwicklung anstrebt, die noch unter 
den Zahlen des Jahreswirtschaftsbe-
richts bleiben.

Wenn Wirtschaftsminister Schiller nach 
den jüngsten Tarifabschlüssen meinte, 
daß die Stimmungen der Unternehmer 
„heute offensichtlich besser als noch 
vor einigen Monaten" sei, so kann 
man das für die der Arbeiter und 
Angestellten keineswegs sagen. Die 
Erfahrungen der Jahre 1966 und 1967 
besagen: für die Gewerkschaften zahlt 
es sich nicht aus, an der Lohnfront 
Zurückhaltung zu üben. Die Unterneh-
mer honorieren dies keineswegs. Im 
Gegenteil, sie werden diese nutzen, 
um noch unverschämtere Angriffe auf 
den sozialen Besitzstand zu starten.

ner normalen Arbeitszeit lediglich 
1629 DM. Selbst das der CDU nahe-
stehende Aliensbacher Institut für 
Demoskopie errechnete, daß eine vier-
köpfige Familie, um nur die nötig-
sten Ausgaben zu bestreiten, ein 
Nettoeinkommen von 1113 DM benö-
tige, das sind brutto rund 1500 DM.

Da die angelernten Arbeiter und 
Hilfsarbeiter weitaus weniger verdie-
nen, ergibt sich, daß die Zielprojek-
tion des DGB lediglich eine Unter-
grenze der Lohnforderung darstellen 
könne.

o

Es ist jedoch nicht zu übersehen, daß 
zwischen der DGB-Zielprojektion und 
der Tarifpraxis entscheidender Ge-
werkschaften im DGB eine breite 
Kluft klafft. Die Tarifabschlüsse im 
öffentlichen Dienst, in der eisenschaf-
fenden Industrie, in der Bauindustrie 
und auch in der Druckindustrie, liegen 
auf der Zielprojektion der Bundes-
regierung oder sogar noch darunter.

In jeder Lohnbewegung gilt es erneut, 
die Erfahrung der Arbeiterbewegung 
zu beherzigen, daß die Arbeiterklasse 
nur stets das erhält, was sie sich er-
kämpft. Kämpfen wird die Arbeiter-
klasse aber nur dann, wenn mobilisie-
rende Forderungen aufgestellt werden, 
für deren Verwirklichung sich der 
Kampf lohnt. Das heißt zum Beispiel 
auch, den einzelnen Schichten Rech-
nung zu tragen, wie den Frauen und 
Auszubildenden, und die Forderung, 
gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit 
zu verwirklichen. Die Arbeiter und 
Angestellten der Bundesrepublik kön-
nen am Beispiel des Kampfes der 
englischen Bergarbeiter verfolgen, wie 
eine aktive Lohnpolitik durchgesetzt 
wird. Diese zerfetzten nicht nur die 
Lohnleitlinie der englischen Tories, 
die 7 Prozent betrug, sondern setzten 
in einem mehrwöchigen Streik Lohn-
erhöhungen von weit über 20 Prozent 
durch, die anderen Gewerkschaften als 
Richtschnur dienen werden. Dieses 
Ergebnis konnte aber nur deshalb 
durchgesetzt werden, weil die inner-
gewerkschaftliche Demokratie funktio-
nierte, weil die Bergarbeiter von An-
fang an in die Lohnbewegung ein-
bezogen waren und über alle Fragen 
umfassend informiert wurden. Das er-
möglichte eine breite Diskussion, auf 
deren Grundlage dann die Lohnpolitik 
beschlossen und durchgesetzt wurde.

Heinz Schäfer, IMSF
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Da im Januar 1972 der Preisindex für 
die Lebenshaltung eines Vier-Per- 
sonen-Arbeitnehmerhaushalts mit ei-
nem mittleren Einkommen um nicht 
weniger als 6,1 Prozent über dem 
Vorjahresstand lag und kein Absin-
ken in Sicht ist, da nicht nur zusätz-
lich höhere Beiträge in der Arbeits-
losenversicherung die arbeitende Be-
völkerung belasteten, sondern auch 
die Wirkung der Lohnsteuerprogres-
sion durch die inflationistische Ent-
wicklung noch verstärkt wird, ist eine 
mindestens zwölfprozentige Lohn-

Wie das „Handelsblatt" berichtete, 
verdiente ein Facharbeiter in 
einem Sägewerk die Stunde ganze 
6,53 DM. Bei einer Arbeitszeit von 
monatlich 180 Stunden sind das 
1175,40 DM. Davon bleiben ihm netto 
nicht mehr als 900 DM. Wohlgemerkt, 
das ist der Verdienst eines Facharbei-
ters. Aber auch in der Druckindustrie, 
die an der Spitze der Lohnskala ran-
giert, verdient ein Facharbeiter in ei-

Wie in keinem Jahr zuvor wurde 
deutlich, daß die Bundesregierung, 
trotz aller gegenteiligen Beteuerun-
gen, keineswegs ein neutraler Mittler 
ist, sondern voll und ganz die Inter-
essen des Großkapitals vertritt. We-
nige Tage nach der Massenaussper-
rung von Hunderttausenden Metall-
arbeitern und einer riesigen Ver-
leumdungskampagne von 62 Groß-
kapitalisten in den Zeitungen (An-
nonce: Wir können nicht länger 
schweigen) empfing Bundeskanzler 
Brandt am 13. Dezember 1971 füh-
rende Repräsentanten des Großkapi-
tals und der Spitzen der Unterneh-
merverbände. Diese Aussprache zei-
tigte Wirkung. Sowohl auf dem Partei-
tag der SPD als auch auf einer Presse-
konferenz am 22. 12. 1971 unter-
stützte Bundeskanzler Brandt offen 
das Profitstreben der Unternehmer. 
Die „Wirtschaft" benötige „ange-
messene Erträge". Auf die Frage war-
um er in seinen einleitenden Worten 
die Unternehmer so nachdrücklich ge-
lobt und ermuntert habe, sagte er: 
„Weil sie es verdient haben." Das 
sagte Brandt wenige Tage nach der 
Beendigung des baden-württembergi-
schen Metallarbeiterstreiks! Kein 
Wort fand er dagegen für die berech-
tigten Lohn- und Gehaltsforderungen 
der Arbeiter, Angestellten und Be-
amten. Diese Haltung der Bundes-
regierung schlug sich im „Jahreswirt-
schaftsbericht 1972" nieder. Hier wird 
nicht nur ein fiktiver Lohnüberhang 
aus dem Vorjahr in Höhe von drei 
Prozent konstruiert, sondern den Ge-
werkschaften auch zugemutet sich mit 
Tarifabschlüssen in der Größenord-
nung von 6 bis 6V2 Prozent abzu-
finden.
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Journalisten in Aktion
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Unternehmer bei der Steuer im Vorteil 
„Wir leben steuerlich in einem Unrechtsstaat“

DM im Bundeshaushalt für die Rüstung 
hinausgeworfen wird.

Gegenwärtig feilschen die Unterneh-
merverbände mit der Regierung über 
den Referentenentwurf zum Einkom-
mensteuergesetz 1974. Sie behaupten, 
bei einer stärkeren steuerlichen Her-
anziehung würde die Sicherheit der 
Arbeitsplätze nicht mehr gewährleistet 
sein. Zugunsten von geringen Steuer-
leistungen der Unternehmer hat die 
Bundesregierung bereits die vom DGB 
für 1971 geforderten Steuerentlastun- 
gcn für Arbeiter und Angestellte nicht 
durchgeführt, ohne daß damit die Ar-
beitsplätze sicherer geworden sind.

Am Sonnabend, den 29. April will die 
IG Druck und Papier eine zentrale 
Protestkundgebung in Frankfurt gegen 
die Entlassung von gewerkschaftlich 
organisierten Journalisten durchfüh-
ren.

Ein wichtiger Faktor bei der Schmälerung des Reallohnes sind neben den Preis-
erhöhungen die Steigerungsraten (Progression) bei der Lohnsteuer. 1971 hat 
die Progression dazu geführt, daß das Lohnsteueraufkommen um 7,7 Mrd. DM 
oder auf 42,8 Mrd. DM anslieg. Die Lohnsteuer wuchs damit um 22 Prozent. Sie 
wurde zu der Steuer mit dem bei weitem höchsten Aufkommen und der 
höchsten Zuwachsrate. Die von den Selbständigen aufzubringende veranlagte 
Einkommenssteuer wuchs dagegen 1971 nur um 14,6 Prozent. Die Einnahmen 
aus der Körperschaftssteuer der Unternehmen gingen sogar um 17,8 Prozent 
(auf 7,2 Mrd. DM) zurück.

Von 1968 bis 1971 hat sich das Lohn- 
steue raufkommen fast verdoppelt. Es 
stieg von 22,1 Mrd. DM auf 42,8 Mrd. 
DM an. Die Zunahme der Bruttolohn- 
und Gohaltssumme war aber mit 48 
Prozent nur halb so groß. Bei der ver-
anlagten Einkommens- und Körper-
schaftssteuer kamen 1971 mit 25,5 Mrd. 
DM nur 3 Prozent mehr als 1968 ein. 
Die Bruttoeinkommen aus „Unterneh-
mertätigkeit und Vermögen'’ stiegen 
in diesem Zeitraum um rd. 20 Prozent 
an. Mit Recht stellt „Welt der Arbeit" 
vom 11. 2. 1972 fest: „Reiche klagen 
viel und zahlen wenig." Ihr Gezeter 
hat aber politisch einen ganz bestimm-
ten Sinn: eine mögliche Steuererhö-
hung bei den großen Einkommen und 
Vermögen rechtzeitig abzuwehren.

Mitte Februar 1972 wandten sich erst-
mals rund 50 Mitglieder der Deutschen 
Journalisten Union mit einem Infor-
mationsstand und gezielter Flugblatt-
aktion im Zentrum der Mainmetropole 
Frankfurt an die breite Öffentlichkeit 
unter dem Motto: „Journalisten gehen 
auf die Straße. Warum?" Die dju han-
delte damit in Übereinstimmung der 
Landesvorstände der IG Druck und 
Papier und der dju Hessen. Sie pro-
testierten in dieser Form, weil sie, 
wie die Frankfurter dju ihre Aktion 
begründete, die Angriffe einflußreicher 
Verleger auf das verfassungsmäßig 
garantierte Recht auf Pressefreiheit 
nicht stillschweigend hinnehmen wol-
len; weil ihre beruflichen Interessen 
in diesem Fall zugleich auch das An-
liegen der breiten Öffentlichkeit ist: 
nämlich das Recht auf Meinungsfrei-
heit und Information!

Während 1971 das Lohnsteueraufkom-
men rd. 3,5mal so groß wie 1962 war, 
stiegen die Bruttolöhne und Gehälter 
im gleichen Zeitraum nur auf das 2,2- 
fache. Von 1962 bis 1971 stiegen die 
Bruttoeinkommen aus „Unternehmer-
tätigkeit und Vermögen" um 80,5 Pro-
zent, während die veranlagte Einkom-
mens- und Körperschaftssteuer zusam-
men nur um 27,5 Prozent anstieg. Die-
ses Zahlenmaterial macht deutlich: 
die Selbständigen, darunter vor allem 
die Unternehmer, sind bevorteilt.

„Welt der Arbeit" klagt, daß wach-
sende und bessere Leistungen „viel 
Geld kosten" und einen höheren 
Staatsanteil am Sozialprodukt erfor-
dern, der nur durch eine höhere 
Steuerquote zu finanzieren ist. Dazu 
ist anzumerken: Die Arbeiter und An-
gestellten sind bereits — nach einer 
Berechnung des Ifo-Instituts Mün-
chen — mit einer Zunahme der Steuer- 
laclquote in den letzten Jahren um 
20 Prozent übermäßig zur Finanzie-
rung des Staates herangezogen wor-
den. Hinzu kommt, daß die Arbeiter 
und Angestellten auch den größten 
Teil der Umsatzsteuer (Mehrwert-
steuer) aufbringen müssen. 1971 wur-
den über diese Steuer 30,9 Mrd. DM 
aufgebracht, das sind 15,2 Prozent 
mehr als 1970. Diese Steuer ist ein 
gewaltiger Antreiber der Preiswellen 
und damit auch der Inflation. Eine 
weitere Belastung, die in „Welt der 
Arbeit" nicht erwähnt wurde, ist die 
Tatsache, daß im Jahre 1972 jede 4.
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Die Ungleichheit der Besteuerung wird 
durch die Steuergesetzgebung und 
durch Steuerprivilegien für die Unter-
nehmer ständig gefördert. Sie können 
riesige Profite und Vermögenszuwäch-
se der Besteuerung entziehen. Schon 
1970 schrieb der damalige „Industrie-
kurier" (23.7.70): „Wer in einem an-
deren Staat den Standortvorteil einer 
niedrigen Steuer ... ausnutzt.. . oder 
wer im Alter seinen Wohnsitz nach 
Lichtenstein verlegt, der macht nur von 
dem ihm zustehenden Grundrecht der 
Freizügigkeit von Kapital und Person 
Gebrauch, .. . auch wenn er dadurch 
in den Genuß gewisser Steuervorteile 
kommt." Durch Steuerflucht werden 
dem Staat jährlich etwa 5 Mrd. DM 
an Steuereinnahmen hinterzogen. Wei-
tere 10 Mrd. DM gehen durch Steuer-
hinterziehung und Verschleierung 
durch die Unternehmer verloren.

müssen durch Gesetz gezwungen wer-
den, ihre Steuerbilanz spätestens 6 
Monate nach Ablauf des Steuerjahres 
beim Finanzamt einzureichen. Für die 
durch Steuerprüfungen aufgedeckten 
Steuernachforderungen wäre es not-
wendig, rückwirkend mindestens 10 
Prozent Zinsen zu erheben. Mit dem 
Abbau der Rüstungslasten und solchen 
steuerlichen Maßnahmen werden dann 
auch mehr Mittel frei, um die wach-
senden öffentlichen Leistungen zu fi-
nanzieren und eine sozial gerechte 
Steuerpolitik einzuleiten. Fritz Rische

Der direkte Anlaß für den Schritt der 
dju in die Öffentlichkeit bildete — 
wie „Nachrichten" in Nr. 12/1971 und 
2/1972 bereits berichtet hat — eine 
Kette von Entlassungen gewerkschaft-
lich aktiver Journalisten, die sich ge-
genüber ihrem Verleger und der 
Öffentlichkeit für innere Pressefrei-
heit und die sozialen Interessen ihrer 
Kollegen engagiert haben. Der Haupt-
vorstand der IG Druck und Papier 
stellte sich hinter seine Mitglieder und 
erklärte in einer Mitteilung, daß es 
sich bei den Gekündigten um Journa-
listen handelt, die „aus pressepoliti-
schen Gründen entschieden gegen den 
Vorrang wirtschaftlicher Interessen 
der Verleger vor der öffentlichen Auf-
gabe der Presse als wichtigstem In-
strument des Bürgers auftraten. 
... Der den Journalisten von ihren 
Verlegern aufgezwungene Marsch in 
die Arbeitslosigkeit macht in aller 
Eindringlichkeit deutlich, daß Redak-
tionstatute und ein fortschrittliches 
Presserahmengesetz zur Sicherung der 
inneren Pressefreiheit nicht länger 
verzögert werden dürfen".

Es kommt jetzt darauf an, Grund-
forderungen einer sozialen Steuer-
politik mit mehr Nachdruck zu erhe-
ben, d. h., den steuerfreien Grund-
betrag anzuheben und für Großver-
diener und Millionäre den steuerlichen 
Höchstbetrag von jetzt 53 Prozent bis 
auf 80 Prozent zu steigern. Erforder-
lich ist, Kapital- und Steuerflucht mit 
wirksamen gesetzlichen Mitteln zu be-
kämpfen. Die Konjunkturabgabe sollte 
sofort und mit Zinsen zurückgezahlt 
werden. Die Kapitalgesellschaften

Alle diese Tatsachen geben dem Vor-
sitzenden des Bundes Deutscher 
Steuerbeamte recht: „Wir leben 
steuerlich in einem Unrechtsstaat."



Am meisten kassiert der Staat
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Neue Prämienordnung
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7,5 °/o Lohnerhöhung für die 187 000 gewerblichen Arbeitnehmer 
der Druckindustrie, dafür aber 14 Monate Laufzeit

Die erst 1974 fallende 24 000-Mark- 
Steuergrenze wird durch diesen Ab-
schluß wiederum einen Teil der Ar-
beitnehmer insofern benachteiligen, 
als sie ihre Schichtzuschläge für Sonn-
tags-, Feiertags- und Nachtarbeit ver-
steuern müssen. Das führte bereits in

So gesehen wird die Lage der Arbeit-
nehmer auch durch diesen Abschluß 
nicht verbessert. Die Freis-Lohn-Spi- 
rale wird keine Veränderung bringen, 
solange nicht die Gesellschaft insge-
samt verändert wird. dt

j
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Bei der vierten Verhandlungsrunde (siehe auch Heft 2) in der Druckindustrie 
kam es in der Nacht zum 19. Februar in München zu einer Einigung zwisdien 
der IG Druck und Papier und dem Bundesverband Druck. Das Oberste Schlich-
tungsamt brauchte deshalb über die Verbindlichkeit des am 5. Februar ge-
fällten Schiedsspruches nicht zusammentreten. Es wäre auch vergeudete Zeit 
gewesen, denn in der Sonderausgabe von „druck und papier" vom 5. Februar 
schreibt der Gewerkschaftsredakteur Eugen Stotz bereits — zum Ärgernis der 
Arbeitgeber —, „daß es am 18. Februar keineswegs bei dem Spruch von 
6 Prozent bleiben kann, wenn mit den Stimmen unserer Vertreter im Schlich-
tungsamt die Erklärung der Verbindlichkeit erfolgen soll". Der Bundesverband 
Druck hatte „mit Bedenken" den Schiedsspruch angenommen und beim Ober-
sten Schlichtungsamt die Verbindlichkeit beantragt.

Bei der zu erwartenden Gewinnexplo-
sion und anhaltenden großen Preis-
steigerung — die Lebenshaltungsko-
sten aller privaten Haushalte stiegen 
vom Dezember auf Januar um den 
Satz von 1,1 Prozent — dürfte die 
Lohnerhöhung bald aufgezehrt sein. 
Dabei ist es immer schwer, einen lau-
fenden Tarifvertrag aufzukündigen. 
Bei einer 14monatigen Laufzeit dürf-
ten die Arbeitnehmer bald ins Hinter-
treffen geraten. Schließlich stiegen 
die Lebenshaltungskosten aller Privat-
haushalte im vergangenen Jahr um
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Erstmals seit vielen Jahren hat die 
IG Druck und Papier einer verlänger-
ten Laufzeit von 12 auf 14 Monate 
zugestimmt, obwohl sie doch wissen 
müßte, daß eine Gewinnexplosion vor-
bereitet wird. Laut DGB-Erklärung 
vom 26. Januar 1972 streben die Un-
ternehmer in diesem Jahr eine durch-
schnittliche Erhöhung der Netto-Ge-
winne und -Vermögenseinkommen um 
rund 14 Prozent an. Auf den ersten 
Blick gesehen, dürfte dieser Tarifab-
schluß höher liegen als bei anderen 
Gewerkschaften. Er birgt aber einige 
Imponderabilien in sich. So die ver-
längerte Laufzeit, das weitere Aus-
einanderklaffen der Lohnschere und 
die 24 OOO-Mark-Steuergrenze.

Auch durch diesen Abschluß vergrö-
ßert sich die Lohnschere im Lohntarif-
vertrag, auf die wir aber in einem be-
sonderen Artikel eingehen. Auf fol-
gendes sei aber bereits hier hinge-
wiesen, daß der Unterschied zwischen 
Facharbeiter und Maschinensetzer im 
Wochenlohn bereits die 50-Mark- 
Grenze erheblich überschritten hat 
und es deshalb an der Zeit ist, daß 
die IG die auf dem Nürnberger Ge-
werkschaftstag beschlossene Neuord-
nung der Tarifstruktur endlich voran-
treibt. Die Arbeitgeber haben bereits 
grundsätzlich zugestimmt, in solche 
Verhandlungen einzutreten, wobei es 
bereits ihr Wunsch war, anläßlich der 
abgeschlossenen Tarifrunde darüber 
zu sprechen. Dies wurde von der IG 
abgelehnt.

Im Februar wurden an über 3,1 Mil-
lionen Werktätige in der DDR die 
Jahresendprämien für 1971 ausge-
zahlt. In fast allen Fällen liegt die 
Prämienhöhe über dem Niveau des 
Vorjahres. Die Jahresendprämie ist 
eine Leistungsprämie, deren Höhe 
vom wirtschaftlichen Ergebnis des Be-
triebes im zurückliegenden Jahr ab-
hängt. Im Zusammenwirken mit den 
Gewerkschaften wurde für 1972 eine 
neue Prämienordnung erarbeitet. Sie 
bringt die für Arbeiter wichtige Ver-
änderung, daß ihnen die Prämie audi 
dann in vollem Umfange gewährt 
wird, wenn der Betrieb den Plan nur 
annähernd (über 90 Prozent) erfüllt 
hat, da bei dieser Sachlage die Fak-
toren, die die Untererfüllung bewirk-
ten, in der Regel außerhalb der Ein-
flußmöglichkeit der Arbeiter liegen 
und auf die Leitungstätigkeit zurück-
gehen. In solchen Fällen werden künf-
tig nur die Prämien der Leiter ge-
kürzt.

den vergangenen Jahren dazu, daß 
viele Hunderte von Mark an Steuern 
im Laufe des Jahres nachentrichtet 
werden mußten. Durch das zusätz-
liche Urlaubsgeld und die Jahresab-
schluß- bzw. Weihnachtsgratifikation 
dürfte es jetzt fast alle in Zeitungs-
betrieben Beschäftigten treffen. Das 
ist eine Härte, die mit nichts zu recht-
fertigen ist. Schließlich gilt dieso 
Grenze bereits seil 1965 unverändert. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat 
bereits Schritte eingeleitet, die dahin 
gehen, den Grenzbetrag in Kürze an 
die veränderte wirtschaftliche Situa-
tion anzupassen.

Der von den Tarifkontrahenten aus-
gehandelte Kompromiß, denn um einen 
solchen kann es sich nur handeln, 
sieht eine generelle Lohnerhöhung 
von 7,5 Prozent vor, wobei die Tarif-
löhne für das Hilfspersonal in der 
Lohngruppe I von 65 auf 67 Prozent 
des Facharbeiterecklohnes und in der 
Lohngruppe II von 72,5 auf 73,5 Pro-
zent eine zusätzliche Anhebung er-
fahren. Die Erklärungsfrist zur An-
nahme dieses Ergebnisses läuft bis 
29. Februar. Die Große Tarifkommis-
sion hat die Annahme empfohlen. Die 
Mitgliedschaft hat in einer Befragung 
diesem Ergebnis zugestimmt, da 
in der Sonderausgabe vom 19. Fe-
bruar wiederum Eugen Stotz schreibt: 
„...selbst ein Arbeitskampf wird in 
der heutigen wirtschaftlichen Situa-
tion kaum zu einem deutlich besseren 
Ergebnis führen können." Darüber 
ließe sich bestimmt streiten.

Während andere am Abend und den 
Wochenenden ihren Hobbys nach-
gehen, sorgen die Beschäftigten in 
den Zeitungsbetrieben dafür, daß je-
den Morgen, auch am Montagmorgen, 
eine Zeitung erscheint. Sie müssen 
die Nacht zum Tage machen. Die da-
für im Manteltarifvertrag vorgese-
henen Erschwerniszuschläge sollten 
ein Ausgleich dafür sein. Es ist aber 
kein echter Ausgleich, wenn man diese 
Zuschläge versteuern muß und noch 
dazu in eine höhere Steuerprogres-
sion kommt. Wenn auch das Druk- 
kereigewerbe in der Lohnstatistik seit 
Jahren an erster Stelle steht, so darf 
man dabei aber nicht vergessen, unter 
welchen Umständen dieser Verdienst 
erzielt wird. Nämlich durch Nacht-, 
Sonn- und Feiertagsarbeit. Die Folgen 
davon sind eine empfindliche Störung 
des Lebensrhythmus und allzuoft ge-
sundheitliche Störungen.

5,8 Prozent. Bedenkt man noch dabei, 
daß das meiste Geld der Staat kas-
siert, können die Arbeitnehmer ihren 
Lebensstandard nicht aufrechterhal-
ten. Ein Drittel der Erhöhung gelangt 
gar nicht erst in die Lohntüten, denn 
Lohnsteuer, Kirchensteuer und die ge-
samten Sozialversicherungsbeiträge 
dürften diesen Satz in etwa ausma-
chen. Die Arbeitnehmer sind es im-
mer noch, die heute den weitaus 
größten Teil der Ausgaben von Bund, 
Ländern und Gemeinden finanzieren. 
So war z. B. das Lohnsteueraufkom-
men 1971 rund 3,5mal so groß wie 
1962. Die Bruttolöhne und -gehälter 
stiegen jedoch im gleichen Zeitraum 
nur auf das 2,2fache. Die Kirchen-
steuereinnahmen erhöhten sich im 
Jahre 1971 gegenüber 1968 um 70 Pro-
zent. Dabei gibt es aber rund 50 ver-
schiedene Steuern in der Bundesrepu-
blik. Die Arbeitnehmerhaushalte er-
bringen den Löwenanteil an den Ver-
brauchssteuern, vom Salz über Essig 
zu den Zündhölzern, nicht zu verges-
sen auch die Tabakwaren- und Brannt-
weinsteuer.



Unternehmer können zahlen .
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45 Pfennig ist Mindestforderung — Bei der Gewerkschaft 
Textil-Bekleidung beginnt eine neue Lohnrunde

löhne und -gehälter je beschäftigten 
Arbeitnehmer den bereits bestehenden 
Überhang (!) aus dem Vorjahr in Höhe

7,5 Prozent — 
nur scheinbar ein Erfolg

!

f.

N
VG

unter Berücksichtigung der vorausseh-
baren zeitlichen Verteilung der Kün-

Auf Beschluß des Beirates der Gewerkschaft Textil-Bekleidung werden die 
Lohn- und Gehaltstarife für die rund 500 000 Beschäftigten in der Textilindustrie 
zum 30. April 1972 gekündigt. Eine neue Lohnrunde beginnt, in der die vor-
dringliche Forderung steht: Erhöhung der Löhne um mindestens 45 Pfennig 
und Erhöhung der Gehälter um einen dementsprechenden Betrag. Außerdem 
fordert die Gewerkschaft die Zahlung eines 13. Monatsgehalts, die Durch-
setzung der Leistungen aus dem Vermögensbildungsgesetz, sowie die Einfüh-
rung von bezahlten Kurzpausen.

Rechenkunststückchen stets ihre Ab-
sage erteilt, leider in der letzten Lohn-
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folgende

Unternehmer ein.
Eine zusätzliche Verbesserung
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Diese durchaus berechtigten Forde-
rungen bezeichnete ein Gewerkschafts-
sprecher als maßvoll, denn die Er-
tragslage in der Textilwirtschaft sei 
gut und die Produktivität enorm ge-
stiegen. Man werde sich daher auch 
nicht an die von der Bundesregierung 
vorformulierten Lohnleitsätze gebun-
den fühlen.
Die Haltung der Gewerkschaft in die-
sen Fragen wird von den Textilarbei-
tern begrüßt. Während nämlich die 
Unternehmer selbst über staatliche 
Maßnahmen alle Möglichkeiten haben, 
sich ihre Gewinne zu sichern, werden 
den Arbeitnehmern die mühsam und 
hart erkämpften Lohnerhöhungen 
durch Preissteigerungen wieder abge- 
nomnien. Zwar stieg der Durchschnitts-
lohn der Textilarbeiter nach der vori-
gen Tarifrunde von durchschnittlich 
DM 5,19 auf DM 5,66, doch aus der 
Schlußposition in der allgemeinen 
Lohnskala kommen sie trotzdem nicht 
heraus. 45 Pfennig ist daher das Min-
deste, was bezahlt werden muß.
Eingedenk der Erfahrungen, daß die 
Unternehmer nicht zahlen wollen, 
werden die Textilarbeiter auch dies-
mal ihre ganze Kraft für die Durch-
setzung ihrer Forderungen in Bewe-
gung bringen. Die Berechtigung dazu 
liefert ihnen außer der enormen Ver-
teuerung der Lebenshaltung die außer-
ordentliche günstige Lage in der 
Textilwirtschaft, und zwar schon über 
einen längeren Zeitraum hinweg. Im 
Gegensatz zu anderen Industriezwei-
gen mit mehr oder weniger krisen-
haften Erscheinungen war für die 
Textilindustrie das Jahr 1971 ein 
„goldenes Jahr". Schon auf dem Ge-
werkschaftstag von Textil-Bekleidung 
im Oktober vergangenen Jahres 
stellte Hermann Schumacher vom ge-
schäftsführenden Vorstand fest: „Seit 
Monaten wird die Textil- und Be-
kleidungsindustrie von einer enormen 
Konjunktursonne beschienen, und die 
hohen Auftragsbestände werden auch 
in der nächsten Zeit für schönes Wet-
ter sorgen."
Diese Schönwetterperiode ist durch 
hohe Auftragsbestände und Ausla-
stung der Produktionskapazität bis in 
die zweite Jahreshälfte von 1972 hin-
ein so gut wie sicher. Die im Früh-
jahr 1971 durchgesetzten Lohn- und 
Gehaltserhöhungen waren durch eine 
Rekordproduktivität voll aufgewogen. 
Bei sinkender Beschäftigtenzahl —
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merkt, hat die Börse auf dieses ge- der davon betroffenen Beschäftigten 
winnträchtige Geschäftsgebaren prompt — fQr die kommenden Lohnabschlüsse 
mit Kurssteigerungen für Textilaktien | auf der Basis 
um rund 20 Prozent reagiert.
Bei der Aufzählung der gewinnbrin- , Größenordnung von 
genden Möglichkeiten für die Unter- g bis 6,5 Prozent ab."

Die IG Druck und Papier hat solchen 

tigten in den Textilbetrieben Frauen , 
sind, die nadi wie vor niedriger ent- | runde ohne praklisdle Konsequenz.

Zweifellos bestand der erste Fehler 
bereits darin, daß den Forderungen 
aus der Organisation zwischen 12 und 
15 Prozent in der Großen Tarifkom- 

, mission eine Absage erteilt wurde. 
Mit einer 10-Prozent-Forderung glaub-
te man den wirtschaftlichen „Reali-
täten" Rechnung zu tragen, während 
man in Wirklichkeit für sich selbst 
eine schlechte Ausgangsbasis schaffte. 
Die Massenmedien verbreiteten durch-
weg nur das „7,5-Prozent-Ergebnis", 
ohne die Erläuterung der Konse-
quenzen aus der 14monatigen Lauf-
zeit des Vertrages aufzuzeigen. So 
entstand bei den Mitgliedern der Ein-
druck eines Erfolges, der mit den 
Realitäten nicht übereinstimmte. P. B.

von Oktober 1970 bis Oktober 1971 
von 502 660 auf 482 460 — und Ver-
ringerung der geleisteten Arbeits-
stunden stieg die Produktion im ver-
gangenen Jahr um rund 5,4 Prozent. 
Die Arbeitsproduktivität stieg dem-
nach um 11 Prozent, der Umsatz je 
Beschäftigten um 11,5 Prozent. Das 
heißt nicht mehr und nicht weniger: 
Die Arbeiter und Arbeiterinnen haben 
bis an die physische Leistungsgrenze J 
geschuftet, die Gewinne steckten die projektierten Steigerung der Brutto-

der ! 
Untemehmergewinne waren auch die 
erhöhten Erzeugerpreise, für 1971 ein von etwa 3' proZent ab, leitet sich — 
runder Betrag von zusätzlich 250 Mil- unter Berücksichtigung der vorausseh- 
lionen DM. Wie die Gewerkschafts- baren zeitlichen Verteilung der Kün- 
zeitung „textil-bekleidung" dazu ver- digungsmöglichkeiten und der Zahl

Die Ende Februar abgeschlossene 
Lohnrunde in der Druckindustrie 
dürfte bei der IG Druck und Papier 
kaum Befriedigung hinterlassen ha-
ben. Sie sollte vielmehr Anlaß sein, 
das taktische Konzept für kommende 
Lohnrunden kritisch zu überdenken. 
Das nominelle Ergebnis für die 187 000 
Arbeiter in der Druckindustrie sieht 
folgendermaßen aus: Rückwirkend 
vom 1. Februar eine Lohnerhöhung 
von 7,5 Prozent, die sich allerdings 
bei einer Laufzeit von 14 Monaten 
bis zum 31. März 1973 real auf 6,4 
Prozent beläuft (7,5 : 14 = 0,535/0,535 
X 12 = 6,4). Die beiden untersten 

( Hilfsarbeiter-Lohngruppen werden um 
. 9,5 bzw. 8,5 Prozent angehoben.

Das Ergebnis bewegt sich völlig im 
Rahmen der Bonner Lohnorientie-
rungsdaten. In seinen Erläuterungen 
zum Jahreswirtschaftsbericht 1972 
stellte das Schiller-Ministerium be-
kanntlich folgende Prognose auf: 
„Rechnet man von der für den Jahres-
durchschnitt 1972 mit 7 bis 8 Prozent

lohnt werden, nicht zuletzt durch die 
Einstufung nach veralteten, den tech-
nischen Gegebenheiten nicht mehr ge-
recht werdenden Tarifen. Zu einer 
längst überfälligen Umstrukturierung 
sind die Unternehmer sicherlich erst 
dann bereit, wenn die Betroffenen 
selbst den gehörigen Druck ausüben. 
Angesichts der Preis- und Steuerpoli-
tik der Bundesregierung, der ange-
kündigten Erhöhungen für Dienstlei-
stungen, für Post- und Beförderungs-
tarife, dem gesunkenen Wert der 
D-Mark an sich, sind Lohnerhöhungen 
für die Arbeiter und Angestellten 
eine Lebensfrage, für die Textiler 
mit den niedrigeren Löhnen erst recht. 
Das bedeutet aber, daß sich die Textil-
arbeiter rechtzeitig auf ihren Lohn-
kampf vorbereiten. Die Ausgangs-
positionen sind in dieser Lohnrunde 
mindestens ebenso günstig wie im ver-
gangenen Jahr. Freilich werden die 
Unternehmer auch dann erst wieder 
zugängig werden, wenn ihnen die 
Kampfbereitschaft der Arbeitnehmer 
in einer geschlossenen Haltung wie 
1971 bei der Streikurabstimmung 
gegenübersteht. Schon in der Vorbe-
reitung der Betriebsrätewahlen, soll-
ten die Arbeiter sich mit den Mög-
lichkeiten zur Durchsetzung ihrer For-
derungen beschäftigen. Inge Sbosny |

auf der Basis der Anhebung der 
Effektivverdienste im Jahre 1972 eine 
Größenordnung von durchschnittlich

nehmer muß noch in Betracht gezogen I 
werden, daß die Mehrheit der Beschäf-
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DGB-Thesen zur Vermögensbildung stoßen auf Kritik 
Mitbestimmung und Gemeineigentum gefordert

Thesen zur Vermögensbildung 
erwecken Illusionen

Aktive Lohnpolitik 
statt Vermögensbildung

Ohne, daß das hier vorherrschende 
Eigentumsmonopol angetastet wird, 
und den Arbeitern und Angestellten 
das Recht der vollen Mitbestimmung 
als wirksame Kontrolle über die Pro-
duktionsmittel und deren wirtschaft-
liche Nutzung für die Allgemeinheit 
gesichert ist, wird es keine Beteili-
gung der Arbeitnehmer am Produk-
tionsvermögen geben können.

Vergesellschaftung 
der Großkonzerne
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Solange die Unternehmer den Arbei-
tern und Angestellten unter Einsatz 
ihres ganzen Machtapparates den ge-
rechten Lohnanteil am Arbeitsprodukt 
verweigern, bleibt die aktive Lohn-
politik die primäre Basis des Kampfes 
um die Verbesserung der Lage der 
Arbeiterklasse.

Paul Krüger, Frankfurt/M

In die seit langem geführte Diskus-
sion über die Vermögenskonzentra-
tion und über die Möglichkeiten, ihr 
wirksam zu begegnen, hat nun auch 
der DGB-Bundesvorstand eingegriffen 
— Mitte November verabschiedete er 
fünf Thesen zur Vermögenspolitik 
(siehe NACHRICHTEN 1/72). Die Ver-
mögensbildung, bislang das integra- 
tionistische Lieblingskonzept weniger 
Einzelgewerkschaften, scheint nun auch 
für den DGB einen neuen Stellen-
wert zu erhalten.

Demzufolge dürfte, nach meiner Mei-
nung, die Forderung der Enteignung 
nach Art. 14 GG Abs. 3 „...zum 
Wohle der Allgemeinheit" der ein-
zige gangbare Weg sein, um dem frei-
zügigen Gewinnstreben der Monopol-
kapitalisten Einhalt zu gebieten. Der 
vom Grundgesetz geforderte Tatbe-
stand des Mißbrauchs des Eigentums 
an Produktionsmitteln zum profit- 
lichen Eigennutz ist mehr wie erfüllt.

„Die Arbeitnehmer, d. h. die über-
große Mehrheit der Bevölkerung, sind 
nach wie vor von der Verfügungs-
gewalt über die Produktionsmittel 
ausgeschlossen. Die Großunternehmen 
sind erstarkt, die Konzentration des 
Kapitals schreitet ständig fort." Diese, 
im Jahre 1963 vom außerordentlichen 
DGB-Bundeskongreß in Düsseldorf ge-
troffene Feststellung, hat sich in ver-
schärftem Maße zur „skandalösen 
Konzentration privaten Produktivver-
mögens in den Händen einer haudi- 
dünnen Schicht" fortentwickelt, wie 
es der DGB-Vorsitzende Vetter vor 
der DGB-Landeskonferenz am 13. 2. in 
Stuttgart herausstellte.

Die vom DGB gemachten Vorschläge 
bedeuten kein Antasten der jetzigen 
Besitzverhältnisse, sie schränken die 
Macht der Unternehmer in keiner 
Weise ein und erwecken beim nicht 
informierten Teil der Arbeiter und 
Angestellten vollkommen ungerecht-
fertigte Illusionen. Die einzige Alter-
native um die Macht der Monopole
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Auch die Illusion, man könne über die 
finanzielle Beteiligung zu einer echten 
Mitsprache kommen, erweist sich als 
irrig, da auf diese Weise die Kapi-
talisten immer die Mehrheit in den 
Konzernen behalten werden.

NACHRICHTEN haben in der Januar-Ausgabe die fünf Thesen des DGB- 
Bundesvorstandes veröffentlicht und um Diskussionsbeiträge gebeten. Von den 
zahlreichen Zuschriften bringt die Redaktion in dieser Ausgabe drei Beiträge. 
In den nächsten Ausgaben soll der Meinungsaustausch fortgesetzt werden; dazu 
erbitten wir weitere Stellungnahmen. Eine kritische Auseinandersetzung mit 
den DGB-Thesen erscheint heute umso notwendiger, da H. O. Vetter angekün-
digt hat, daß die Vermögensbildung einer der Schwerpunkte des bevorstehenden 
9. ordentlichen DGB-Kongresses im Juni 1972 bilden soll. D. Red.

Die im Monopolkapitalismus zwangs-
läufige Konzentration des Kapitals hat 
in der BRD zu einer geradezu skan-
dalösen Vermögensverteilung geführt. 
Die Tatsache, daß 1,7 Prozent der pri-
vaten Haushalte über 74 Prozent des 
gesamten Produktionsvermögens und 
damit über den entscheidenden öko-
nomischen und politischen Einfluß ver-
fügen, widerlegt augenfällig alle Pa-
rolen von „Sozialpartnerschaft" und 
„sozialer Symmetrie".

Zu den fünf Thesen, die der DGB- 
Bundesvorstand im November zur so-
genannten Beteiligung der Arbeit-
nehmer am Produktionsvermögen ver-
öffentlicht hat, sind nach meiner Auf-
fassung einige grundsätzliche Über-
legungen notwendig.

So schwebt der Gedanke einer Betei-
ligung des Arbeitnehmers am Pro-
duktivvermögen in dem gleichen illu-
sionären Raum, wie die Tarifverträge 
zur Vermögensbildung. Wurden doch 
in der Vergangenheit derartige Ver-
einbarungen zum indirekten System 
des Zwangssparens von fälligen Lohn-
ausgleichbeträgen, die man von den 
Lohnerhöhungen abzweigte.

Was steckt hinter allen Vorschlägen 
zur Vermögensbildung? Ausgegangen 
wird, wie Werner Petschick in seinem 
Kommentar schon sagt, davon, daß 
die bestehende großkapitalistische 
Herrschaftstruktur in unserer Gesell-
schaft nicht beseitigt sondern erhalten 
werden soll. Man muß feststellen, daß 
auch die DGB-Thesen in dieser Form 
nichts anderes bedeuten als eine 
Methode zur Erzeugung von Illusio-
nen. So wie diese Thesen abgefaßt 
sind, daß also nur der neu hinzu-
kommende Gewinn bzw. die Vermö-
genszuwächse der Unternehmer zur 
Bildung von Fonds verwendet werden 
sollen, bedeuten sie in Wirklichkeit 
nur eine formale Verlangsamung des 
Auseinanderklaffens der Vermögens-
schere. Die Beschränkung der Beteili-
gung der Arbeitnehmer auf einen pro-
zentualen Anteil am neu hinzukom-
menden Kapital bedeutet, daß weder 
am Übergewicht der Monopolherren 
noch an der sozialen Lage der Arbei-
terklasse dadurch etwas geändert 
würde. Darüber hinaus behalten die 
Monopole die volle Verfügungsgewalt 
über das gesamte Kapital, denn es 
verbleibt ihnen ja gewissermaßen als 
zinsloser Kredit zur uneingeschränk-
ten Verfügung.

zu brechen ist wirksame Mitbestim-
mung, demokratische Kontrolle und 
Überführung aller Großkonzerne in 
Gemeineigentum.

Heinz Hummler, Stuttgart

Grundsätzlich ist es gewiß zu begrü-
ßen, wenn sich auch der DGB-Bundes-
vorstand entschließen würde, den Pro-
zeß der Konzentration der Produktiv-
vermögen nicht länger einfach hinzu-
nehmen und auf Abhilfe sinnen
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Soll man die zur Diskussion gestellte 
DGB-Forderung als eine Gegenwarts-
aufgabe im Rahmen des Aktionspro-
gramms des DGB verstehen, muß man 
von den grundlegenden gesellschaft-
lichen Machtverhältnissen ausgehen. 
Diese Machtverhältnisse sind u. a. im 
DGB-Grundsatzprogramm wie folgt 
umrissen:

Alle von den Gewerkschaften bisher 
den Unternehmern oder dem Gesetz-
geber abgehandelten Regelungen der 
Sparförderung und einer sogenannten 
Vermögensbildung haben nicht das 
geringste an der einseitigen Vertei-
lung des privaten Produktionsvermö-
gens geändert.

Die Einrichtung eines kollektiven 
Fonds, in welchen die Unternehmer 
einen Teil ihrer Gewinne abführen 
sollen, wird aber ebenfalls zu keiner 
echten Einschränkung ihres Produk-
tionsvermögens führen können. Wenn 
die Unternehmer überhaupt dazu be-
reit wären, würde sich am ausschließ-
lichen Besitz- und Nutzungsrecht der 
Kapitalisten der Produktionsmittel 
nichts ändern.
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Minimale Chemie-Forderungen

DGB gegen Baupreiserhöhung
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Erhöhung der Lohn- und Gehaltstarife 
von nur knapp acht Prozent. Außer-
dem wurde eine Erhöhung der Ver-
gütung für Auszubildende um monat-
lich 60,— DM verlangt. Die Laufzeit 
der neuen Tarifverträge soll wiederum 
zwölf Monate betragen.

Es sei zudem äußerst bedenklich, daß 
solche Forderungen und Empfehlun-
gen vom Zentralverband des Bauge-
werbes ausgesprochen wurden. Dies 
würde einen Verstoß gegen das Wett-
bewerbsrecht bedeuten.

Gegen die vom Baugewerbe angekün-
digten Preiserhöhungen von 7 Prozent 
für 1972 wandte sich in Düsseldorf 
der Deutsche Gewerkschaftsbund. Der 
DGB betonte, daß von der Kosten- 
und Ertragsstruktur iin Bausektor her 
kein Anlaß zu derartigen Preissteige-
rungen bestehe.

2,3 Millionen 
IG-Metall-Mitglieder

Als erste hat die Tarifkommission des 
Bezirkes Nordrhein für rund 240 000 
Arbeiter und Angestellte Forderun-
gen angemeldet. Es wurde eine Erhö-
hung der Löhne und Gehälter um 
liniar 30,— DM pro Monat sowie eine 
darauf basierende Steigerung von fünf 
Prozent gefordert. Durchschnittlich er-
gibt sich damit eine Forderung nach 
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würde doch unter den gegenwärtigen 
Bedingungen nichts anderes bedeuten, 
als daß diese Fonds Bestandteile des 
staatsmonopolistischen Regulierungs-
systems würden. Warum erscheint die 
Forderung des DGB-Grundsatzpro- 
gramms, die Arbeiter und Angestell-
ten auch an dem bereits gebildeten 
Vermögen zu beteiligen, nicht in den 
Thesen des Bundesvorstands?

Diese Miniforderung von Nordrhein — 
von Hessen und Rheinland-Pfalz lagen 
bei Redaktionsschluß noch keine For-
derungen vor — sind auf die Empö-
rung vieler Gewerkschafter und gan-
zer Belegschaften gestoßen. Ange-
sichts der Preissteigerungen von mehr 
als sechs Prozent für einen Arbeiter-
haushalt und weiterer bereits ange-
kündigter Verteuerungen sowie der 
Lohnsteuerprogression, würden selbst 
bei einer vollen Durchsetzung dieser 
Forderung nicht einmal die Realein-
kommen gehalten werden können. 
Der DGB verlangt aber in seiner Ziel-
projektion für 1972 eine vierprozentige 
Steigerung der Reallöhne.

Für die bevorstehende Lohnausein-
andersetzung in der chemischen In-
dustrie hat die IG Chemie - Papier - 
Keramik in den Tarifbezirken Nord-
rhein, Hessen und Rheinland-Pfalz 
fristgerecht zum 31. März die Tarif-
verträge gekündigt. Die Verträge für 
die restlichen Tarifbezirke sind am 
30.4. bzw. am 31.5. kündbar und sol-
len nach Mitteilung des Hauptvor-
standes ebenfalls rechtzeitig gekündigt 
werden. Insgesamt werden 660 000 
Beschäftigte der chemischen Industrie 
in der Bundesrepublik und in West-
berlin von der Tarifbewegung erfaßt.

Es wird von vielen Gewerkschaftern 
als ein großer Widerspruch empfun-
den: Einerseits hat der Hauptvorstand 
der IG Chemie gegen die „dubiose 
Lohnorientierung" des Wirtschafts-
berichtes der Bundesregierung prote-
stiert und erklärt: „Wir wehren uns 
dagegen, uns von Schiller... vor-
schreiben zu lassen, wie hoch die Lohn- 
und Gehaltsforderungen sein dürfen". 
Andererseits wurde jetzt mit Zustim-
mung des gleichen Hauptvorstandes 
eine Forderung erhoben, die faktisch 
genau der zu Recht kritisierten Lohn-
orientierung der Bundesregierung ent-
spricht. Die unzureichende Höhe der 
Lohnforderung wird noch unverständ-
licher, wenn man bedenkt, daß das zu 
ständige Hauptvorstandsmitglied für 
Tarifpolitik, Erwin Grützner, kürzlich 
erklärte, die Zuwachsraten der Pro-
duktion und der Auftrageingänge in 
der chemischen Industrie haben 1971 
deutlich über denen der gesamten 
Industrie gelegen und für 1972 sei eine 
gleiche Tendenz zu erwarten.

Die IG Metall konnte im vergange-
nen Jahr fast 90 000 neue Mitglieder 
aufnehmen und hat damit einen neuen 
Höchststand von 2 312 294 im Jahres-
durchschnitt 1971 erreicht. Den stärk-
sten Mitgliederzuwachs hatte die 
IG Metall im Bezirk Stuttgart. Der 
dort geführte Streik und die von den 
Unternehmern praktizierte Aussper-
rung haben offensichtlich zu einem 
starken Solidarisierungseffekt mit 
der mitgliederstärksten Gewerkschaft 
im DGB geführt.

Jetzt wird es für die Arbeiter und An-
gestellten der chemischen Industrie in 
Nordrhein darauf ankommen, diese 
geringe Forderung ohne jegliche Ab-
striche als Minimalforderung voll 
durchzusetzen. Die anderen Tarif-
bezirke sollten sich in der Höhe der 
Forderungen Nordrhein nicht zum Vor-
bild nehmen, sondern Lohn- und Ge-
haltserhöhungen entsprechend der ge-
werkschaftlichen Zielprojektion ver-
langen und auch voll verwirklichen.

W. P.

Doch dieser erste Blick trügt. Eine 
nähere Analyse zeigt, daß auch die 
DGB-Thesen keine vermögenspoliti-
sche Strategie darstellen, die sich von 
Arbeiterinteressen leiten läßt. Zu-
nächst fällt auf, daß die Thesen keine 
präzisierenden Angaben enthalten, in 
welcher Höhe die Gewinnbeteiligung 
erfolgen soll; ebenso fehlt die Forde-
rung nach einer mit der Gewinnhöhe 
progressiv ansteigenden Beteiligung, 
um so wenigstens im Ansatz die Mög-
lichkeit zur Überwälzung über die 
Preise zu begrenzen. Weit schwer-
wiegender sind noch die unklaren 
Formulierungen über die Bildung der 
Fonds. Weshalb wird vorgeschlagen, 
mehrere Fonds zu bilden, wenn es 
doch darauf ankommen müßte, der 
Kapitölkonzentration und der aufein-
ander abgestimmten Strategie der Mo-
nopole wirksam zu begegnen? Wes-
halb verzichtet man darauf, daß die 
Fonds, die aus der Vermögensbeteili-
gung der Arbeiter und Angestellten 
eingerichtet werden sollen, auch nur 
von ihnen und ihren Organisationen 
verwaltet werden? Die in den Thesen 
statt dessen vorgeschlagene „Beteili-
gung des öffentlichen Interesses"

Vor allem kranken die DGB-Thesen 
daran, daß sie den Eindruck erwecken, 
als könne durch einen isolierten ver-
mögenspolitischen Plan die Lage der 
Arbeiterklasse verbessert werden. Wer 
jedoch für die Arbeiterklasse günsti-
gere Positionen erkämpfen will, 
braucht eine antimonopolistische Ge-
samtstrategie. Die Macht der Mono-
pole kann nicht dadurch eingeschränkt 
werden, daß man bei den Lohnabhän-
gigen die Illusion erweckt, sie könn-
ten durch Vermögenspolitik Miteigen-
tümer werden und Verfügungsgewalt 
über die Produktionsmittel erhalten. 
Eine solche Verfügungsgewalt kann 
die Arbeiterklasse nur durch die Ver-
gesellschaftung der Großkonzerne, 
durch Mitbestimmung, demokratische 
Planung und Kontrolle erhalten. Im 
Rahmen einer solchen antimonopoli-
stischen Strategie, die von den grund-
legenden Interessen der Arbeiter und 
Angestellten ausgeht, wäre gewiß 
auch für die Vermögenspolitik Platz. 
Wer jedoch glaubt, eine isolierte Ver-
mögenspolitik könne eine Alterna-
tive zu einer Gesamtstrategie darstel-
len, verbreitet nur Illusionen. Die 
Thesen des DGB-Bundesvorstandes 
stellen daher keinen Weg zur Ver-
besserung der Lage der Arbeiterklasse 
dar, sondern führen lediglich in die 
Sackgasse der Integration.

Wilhelm M. Breuer, Köln

würde. Auf den ersten Blick unter-
scheiden sich die DGB-Thesen auch 
durchaus positiv von den Investiv- 
lohnkonzepten Burgbachers, Lebers 
und Ehrenbergs. Denn zum Teil wer-
den die Grundgedanken des alten 
Gleitze-Plans wieder aufgegriffen: 
überbetriebliche Beteiligung der Ar-
beiter und Angestellten an den Ver-
mögenszuwächsen der Unternehmen, 
Abführung von Beteiligungswerlen an 
Fonds, die von den Arbeitern und An-
gestellten und ihren Organisationen 
verwaltet werden usw.



Warten auf Arbeitsgesetzbuch

Vor diesem Hintergrund wird deut-
lich, warum ein das gesamte Arbeits-
recht erfassendes Arbeitsgesetzbuch 
notwendig ist:

3. Die Zusammenfassung des gesam-
ten Arbeitsrechts in einem Gesetzbuch 
wird das Aufstellen von Forderungen 
zur Erweiterung demokratischer Rechte 
der arbeitenden Menschen auch des-
wegen erleichtern, weil sie für den 
einzelnen Arbeiter oder Angestellten 
einsehbarer und verständlicher wer-
den.

Es wäre falsch, diese Klarstellungen 
als Stellungnahme in einem bloßen 
Streit um die richtigen Begriffe, 
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1. Die Tatsache, daß bestehende Nor-
mierungen des Arbeitsrechts, mit Aus-
nahme des Betriebsverfassungsrechts, 
nur Randgebiete .(Arbeitszeitordnung, 
Arbeitsschutz usw.) erfassen und zu 
dem weit verstreut sind, erschwert es 
dem einzelnen Arbeiter oder Ange-
stellten sich überhaupt mit seinen 
Rechten vertraut zu machen.

1970 wurde eine Sachverständigen-
kommission einberufen, über deren 
Arbeit die Öffentlichkeit nichts er-
fahren hat. Allerdings ist bekannt ge-
worden, daß der Vorsitzende dieser 
Kommission, der Bonner Ministerial-
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Seit dem Leipziger Kongreß des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes 
von 1922 fordern die Gewerkschaften, „das Recht der abhängigen Arbeit in 
einem sozial fortschrittlichen Arbeitsgesetzbuch zusammenzufassen." (Grund-
satzprogramm des DGB v. 1963) Worin liegt die Aktualität dieser Forderung? 
Bekanntlich ist die westdeutsche Rechtsprechung zum Streikredit und zur Aus-
sperrung völlig losgelöst von jeder Rechtsnorm, da das gesamte Arbeitskampf-
recht überhaupt nicht gesetzlich festgelegt ist. Das gleiche einzelvertragliche 
Arbeitsrecht, wo es Rechtsprechung und juristische Literatur schon zur Kon-
struktion des Arbeitsverhältnisses als eines „gemeinschaftsbegründenden Ver-
trags“ zur „Erreichung eines gemeinsamen Zwecks" (Nipperdey) gebracht 
haben. Unter diesen Umständen fällt es der bürgerlichen Rechtswissenschaft 
leicht, im Bündnis mit der Justiz das gesamte Arbeitsrecht im Interesse der 
Monopole „fortzuentwickeln", d. h. zu pervertieren.

Weitere Mitglieder der Regierungs-
kommission sind die Professoren Dütz, 
Gamillscheg und Rüthers, die alle 
drei an dem sog. „Kuckucks“-Treffen 
führender Arbeitsrechtler mit dem 
BDA am 6.11.1971 in Köln teilnah-
men, zwecks „restriktiver Interpreta-
tion" des neuen BetrVG. Besonders 
pikant für die sozial-liberale Koalition 
ist die Tatsache, daß diese von ihr 
berufenen „Sachverständigen” sich am 
6.11.1971 mit den Unternehmern tra-
fen, obwohl zur selben Zeit die Kom-
mission tagte. Damit dürfte dem letz-
ten Zweifler klar geworden sein, was 
von einer solchen Regierungskommis-
sion zu erwarten ist.

der Anerkennung eines derartigen 
Rechtsanspruchs würde die Verwal-
tung vor Aufgaben gestellt, die ... in 
die gellende Wirtschaftsordnung ein-
greifen. Es gehört zum Wesen unserer 
Wirtschaftsordnung, daß der Staat 
nicht Herr über die Arbeitsplätze ist. 
Wollte er diese beschaffen, so würde 
er das Prinzip der Wirtschaftsfreiheit 
preisgeben".

2. Die zentralen Gebiete des Arbeits-
rechts, wie der Arbeitskampf und das 
Individualarbeitsrecht, sind nicht nor-
miert, sondern der „Rechtsschöpfung" 
der Gerichte überlassen. Eine gesetz-
liche Normierung dieser Gebiete bietet 
nicht nur den Vorteil, der Recht-
sprechung Schranken zu setzen, sie 
zumindest berechenbar zu machen, 
vielmehr findet in einem Gesetz 
das Kräfteverhältnis der Klassen 
deutlicher Ausdruck als in einem Ur-
teil der Klassenjustiz. Insgesamt wird 
der Kampf der Gewerkschaften um ein 
fortschrittliches Arbeitsrecht erleich-
tert, wenn sein Adressat ein Parla-
ment und nicht ein Gericht ist.

Wem diese Quellen heilbringend 
sprudeln, beweist der Wünschelruten-
läufer Herschel selbst, wenn er die 
Konstruktion des Arbeitsverhältnisses 
als eines Austauschvertrags mit der 
Begründung ablehnt, ihr könne nichts 
„über das ersprießliche Zusammen-
arbeiten beider Parteien an einer ge-
meinsamen, übergeordneten Aufgabe 
entnommen werden." Arbeiter und 
Kapitalist schaffen danach „gemein-
sam" den „übergeordneten", „ersprieß-
lichen" Mehrwert: Der eine erarbeitet 
ihn, der andere kassiert ihn!

Umso wichtiger ist es, daß die Ge-
werkschaften endlich in dieser Frage 
initiativ werden. Einen Anfang hat 
hier die ÖTV gemacht, die einen bis-
her nicht veröffentlichten Arbeits- 
gesetzbuchentwurf ausgearbeitet hat, 
der in wichtigen Teilen den Inter-
essen der arbeitenden Bevölkerung 
gerecht wird.

Eine Kommission zur Ausarbeitung 
eines Arbeitsgesetzbuchs, deren Vor-
sitzender um einer „höheren Volks-
ordnung" willen die Schaffung eines 
Arbeitsgesetzbuchs ablehnt, wird 
kaum Lösungen im Interesse der ar-
beitenden Menschen anbieten. Her-
schel selbst bestätigt dies noch ein-
mal ausdrücklich, wenn er an an-
derer Stelle ein Recht auf Arbeit aus-
drücklich ablehnt, da dieses nicht 
mit der Wirtschaftsordnung in Ein-
klang gebracht werden könne. „Mit

rat a. D. Herschel, ein entschiedener 
Gegner eines Arbeitsgesetzbuches ist. 
In einem Aufsatz „Gesetzbuch der 
Arbeit — heute?", dessen zentrale 
Aussagen er bis heute nicht wider-
rufen hat, schreibt er: „Gesamtkodifi-
kation (= Arbeitsgesetzbuch; R. G.) be-
deutet naturgemäß Festlegen, Zemen-
tieren und Abgehen von dem organi-
schen, natürlichen Fluß der tieferen 
Quellen des Rechts, die gerade auf 
unserem Gebiet (dem Arbeitsrecht!) 
so reichlich und heilbringend spru-
deln!"

In § 1 des Entwurfes ist das Recht auf 
Arbeit verankert. In der Begründung 
heißt es dazu, „das Grundgesetz ent-
hält . . . keine Konkretisierung des 
Rechts auf Arbeit. Es erscheint daher 
notwendig, dem Arbeitsgesetzbuch die-
ses Recht voranzustellen. § 1 enthält 
nicht nur einen Programmsatz. Diese 
Bestimmung ist zugleich eine dem 
sozialen Rechtsstaat adäquate Aus-
gangsnorm." Weiter lehnt der Ent-
wurf jede Aufspaltung der Lohnabhän-
gigen ab und kennt nur noch einheit-
lich „Arbeitleistende" (§ 4). Ebenso 
wird das „Kauderwelsch von .Arbeit-
geber' und .Arbeitnehmer' " (Engels) 
beseitigt und stattdessen in § 7 von 
Arbeitleistenden und Arbeitempfän-
gern gesprochen. In der Begründung 
heißt es dazu: „Wer die Arbeit lei-
stet, hat einen Anspruch darauf, als 
solcher gekennzeichnet zu werden und 
nicht mit einer Bezeichnung geradezu 
diffamiert zu werden, die seine Stel-
lung in ein Zwielicht bringt. Er nimmt 
keine Arbeit und ist deshalb kein 
Arbeitnehmer, er leistet Arbeit und 
ist deshalb Arbeitleistender." Auch der 
§ 8 des Entwurfs schafft Klarheit im 
ideologischen Wirrwarr des bisheri-
gen Arbeilsrechts, indem er den Ar-
beitsvertrag wieder auf das reduziert, 
was er ist: Austauschvertrag von 
Ware (Arbeitskraft) gegen Geld 
(Lohn), wobei die Fürsorgepflichten 
des Unternehmers dann gesondert auf-
geführt werden.

Herschel ist aber nicht nur Gegner 
eines Arbeitsgesetzbuches, sondern 
auch der Konzeption des Arbeits-
rechts als dem Recht der abhängig 
Arbeitenden (über die selbst bürger-
liche Juristen gar nicht mehr streiten!), 
denn „die schicksalhafte Aufgabe be-
steht darin, Bürger und Arbeitnehmer 
in eine harmonische, ausgeglichene 
höhere Volksordnung (!) hineinzu-
integrieren, nicht die übrigen Rechts-
gebiete durch ein Sonderrecht der Ar-
beitnehmer zu erweitern, sondern das 
gesamte Recht in allen seinen Zwei-
gen mit sozialem lebenspendenden 
Geist zu erfüllen."

Schon unter diesen formalen Ge-
sichtspunkten ist die in der Regie-
rungserklärung Willy Brandts vom 
28. 10. 1969 gemachte Ankündigung, 
man werde das „unübersichtlich ge-
wordene Arbeitsrecht" in einem Ar-
beitsgesetzbuch zusammenfassen, im 
Grundsatz zu begrüßen. Aber wie 
steht es mit der Verwirklichung dieses 
nun zwei Jahre alten Versprechens?



DGB fordert neues PVG

und

Seit 2 Jahren liegt der Bundesregierung ein Vorschlag zum 
Personalvertretungsgesetz vor — doch der Innenminister 
rührt sich nicht

£
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Auf dem Gebiet des Arbeitskampf-
rechts sind keine oder nur minimale 
Fortsdiritte im Entwurf enthalten. So 
enthält der Entwurf überflüssigerweise 
eine ausführliche Regelung des Schlich-
tungssystems (§ 111), das Verbot des 
„wilden" Streiks (§ 112, I) und die 
Sanktionierung tarifvertraglicher Frie-
denspflicht (§ 112, II), ohne die Mög-
lichkeit von Offnungsklauseln. Zwar 
wird in § 112, III entgegen dem BAG 
die Urabstimmung nicht mehr als 
Kampfmaßnahme deklariert, anderer-
seits aber wird ein Urabstimmungs-
zwang eingeführt, was z. B. den Sat-
zungen von ÖTV und IG Chemie wi-
derspricht und genau auf der „ultima- 
ratio"-Linie der Reditsprechung liegt.

weise des Ministers, dem mehr Mit-
bestimmung in der Verwaltung keine 
Ausweitung der Demokratie bedeutet, 
sondern eine Gefahr für den Staat. 
Der Minister ist scheinbar nicht be-
reit, im Interesse der Funktionsfähig-
keit der Verwaltung, die Entscheidun-
gen über die Regelungen von Perso-
nalfragen den Beschäftigten selbst zu 
überlassen.

Es sind fast zwei Jahre vergangen, seit der DGB seine neuen Vorschläge zur 
Änderung des Bundespersonalvertretungsrechts der Regierung vorlegte. Diese 
Konzeption des Gesetzesvorschlags von 1970 basiert auf einen Beschluß, den 
der DGB schon im Jahre 1968 faßte.

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß 
einige Grundfragen des Individual-
arbeitsrechts im OTV-Entwurf konse-
quent und frei von sozialpartnerschaft-
lichen Illusionen gelöst wurden, wäh-
rend der Kündigungsschutz nur unzu-
reichend und das gesamte kollektive 
Arbeitsrecht höchst widerspruchsvoll 
(in der Frage „wilder" Streik und Ur-
abstimmung sogar rückschrittlich) ge-
regelt wurde.

Regel war. Gerade nach den aktuel-
len Erfahrungen der letzten Metall- 
Runde ist es unverständlich, daß von 
Seiten einer Gewerkschaft der-
artiges vorgeschlagen wird.

kann. Schon jetzt ist 
diese Bestimmungen des 
erkämpft werden müs-

Darum sind die Klarstellungen des 
OTV-Entwurfs zu begrüßen. Sie bestä-
tigen die praktischen Erfahrungen der 
Arbeiter und Angestellten und setzen 
der sonst schrankenlosen Justiz erheb-
liche Schranken, die sie nur um den 
Preis ihrer totalen Entlarvung als 
Klasscninstrument der Herrschenden 
durchbrechen kann. Schon jetzt 
klar, daß 
Entwurfs 
sen.

Weitere 
sind das 
und Fernsehaugen (§ 19), das Verbot 
der Leiharbeit (§ 22), und die Minde-
rung des Haftungsumfangs bei gefah-
rengeneigter Arbeit (§ 29). Anderer-
seits bleibt in § 45 (Annahmeverzug) 
die Bctriebsrisikoproblematik unbe-
rücksichtigt, während die Kündigungs-
regelungen keine Verbesserungen 
bringen und sogar eine dem § 102, 
V BetrVG entsprechende Regelung 
fehlt.

fortschrittliche Regelungen 
Verbot von Abhörgeräten

beitsrechtlichem Teil müssen beseitigt 
werden. Sie werden es sonst den Geg-
nern der Gewerkschaften erleichtern, 

.den Entwurf zu ignorieren und auf den 
„Sachverstand" von Regierungskom-
missionen zu verweisen. Es ist un-
erläßlich, daß die Diskussion zum Ent-
wurf auf breiter innergewerkschaftli-
cher Ebene geführt wird. Die mini-
male Verbreitung des Entwurfs schon 
innerhalb der OTV ist dem nicht dien-
lich. Je mehr Erfahrung der Kollegen 
aus den Betrieben und Büros sich in 
dem Entwurf niederschlagen, desto 
größer sind die Chancen, ein fort-
schrittliches Arbeitsgesetzbuch kampf-
weise durchzusetzen, umso geringer 
sind die Aussichten der Regierungs-
kommission, ein solches zu verhin-
dern. Rolf Geffken

Mittelpunkt der Vorschläge zur No-
vellierung des Personalvertretungs-
gesetzes (PVG) sind umfassende Er-
weiterungen der Mitbestimmungs-
rechte des Personalrates, die Verbes-
serung der Zusammenarbeit auf ge-
setzlicher Grundlage mit den Gewerk-
schaften, eine wesentliche Ausweitung 
der Rechte und Aufgaben der Jugend-
vertretung sowie die Verbesserung 
der Stellung des einzelnen Beschäf-
tigten im Rahmen der Personalver-
tretung überhaupt. Rahmenvorschrif-
ten der einzelnen Ländergesetzgebun-
gen sollen dabei den vorgelegten Vor-
schlägen zum PVG entsprechend an-
gepaßt werden. Der DGB erwartete 
seinerzeit, daß die Novellierung des 
PVG unverzüglich in Angriff genom-
men würde, denn die zehnjährigen Er-
fahrungen der Personalräte mit dem 
alten Gesetz machten es dringend, so 
bald wie möglich zu fortschrittlichen 
Regelungen zu kommen.

Obgleich in der Regierungserklärung 
des Bundeskanzlers versprochen 
wurde, „die Bundesregierung will die 
Mitwirkung der Personalrechte in der 
öffentlichen Verwaltung materiell und 
formell ausweiten“, warten die Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst nach 
wie vor darauf, daß dieses Verspre-
chen eingehalten wird. Der zuständige 
Minister Genscher als Gesprächspart-
ner des DGB, hielt es heute nicht für 
nötig, mit der Vorlage eines eigenen 
Entwurfes herauszukommen, obwohl 
bekannt ist, daß seit Mitte 1971 ver-
schiedene Referentenentwürfe im Bun-
desinnenministerium erstellt worden 
sind. Das Hinhalten der Gewerkschaf-
ten in dieser Frage beweist einmal 
mehr, die obrigkeitsstaatliche Denk-

Die Widersprüche zwischen individual-
arbeitsrechtlichem und kollektivar-

(übrigens haben die britischen Ge-
werkschaften gegen eine ähnliche Be-
stimmung in den Gewerkschaftsgeset-
zen der Toryregierung erbittert ge-
kämpft!) Ebenso wird zwar die Ag-
gressivaussperrung abgelehnt, aber 
die „Abwehraussperrung" legalisiert, 
obwohl letztere ohnehin stets die
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Das Mitbestimmungsrecht muß weit-
gehend bei sozialen, personellen und 
organisatorischen Fragen gewährlei-
stet sein und dem Personalrat ein 
Initiativrecht zugestanden werden. Be-
sonders bei der Besetzung von Funk-
tionsstellen, die der Personalführung 
oder Leitung von Personalstellen 
dienen, muß dem Personalrat ein Mit-
bestimmungsrecht gesetzlich gesichert 
werden. Um Einheitlichkeit in der 
Rechtsprechung anzustreben, sollte, 
wie beim Betriebsverfassungsgesetz, 
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der nur theoretische Bedeutung habe, 
aufzufassen. Im Gegenteil, der prak-
tische Wert dieser Klarstellungen 
liegt darin, daß sie deutlich Position 
beziehen gegen die nicht nur im Ar-
beitsrecht vorherrschende Ideologie 
der Sozialpartnerschaft. Die Gleich-
setzung von Streik und Aussperrung, 
die Fiktion eines „Gemeinschaftsver-
trags", die Behauptung der Betriebs-
gemeinschaft (Friedenspflicht, ver-
trauensvolle Zusammenarbeit) — das 
alles sind Willkürformeln, die die 
antagonistischen Gegensätze zwischen 
Kapital und Arbeit verschleiern und 
absichern sollen. Sie lassen sich dar- 
überhinaus weder aus dem Sozial-
staatsgedanken des GG (Art. 20), noch 
aus anderen Verfassungsprinzipien 
(Art. 9, III GG) ableiten, sondern al-
lein aus der absurden „Lehre von der 
Gleichberechtigung der Produktions-. 
faktoren Arbeit und Kapital", die 
ihrerseits in nichts anderem als in dem 
Profitstreben der Kapitalisten be-
gründet ist.

Umso mehr sind die Forderungen des 
DGB notwendige Schritte nach vorn. 
Das neue PVG für die Bundesverwal-
tungen muß vor allem die gleiche Be-
handlung aller Beschäftigten sichern 
und im Hinblick auf ein einheitliches 
Personalrecht die Klassifizierung nach 
Arbeitern, Angestellten und Beamten 
aufheben. Dazu gehört, daß in einem 
neuen PVG die volle Mitbestimmung 
in Personalangelegenheiten der Beam-
ten geregelt wird. Die bisherigen Mit-
wirkungsrechte der Personalräte müs-
sen in Mitbestimmungsrechte umge-
wandelt werden, um damit endlich 
gleiche Ausgangspositionen im Ver-
hältnis zwischen Personalrat 
Dienststelle zu gewährleisten.



Betriebliche Arbeitsprogramme

neuen
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Zum neuen Aktionsprogramm

Mitbestimmung."

Transparenz der wandelbaren Zulage 
und deren Umwandlung in Prozente."

Beispiele von betrieblichen Arbeitsprogrammen 
Betriebsrätewahlen einen konkreten Inhalt geben

4. Betriebsräte und Vertrauensleute 
werden die Arbeitsordnung der DE-
GUSSA nach den Richtlinien des BVG 
1972 überprüfen und gemeinsam eine 
neue Arbeitsordnung erarbeiten.

5. Der gewählte Betriebsrat wird sich 
bei der Werks- und Unternehmenslei-
tung dafür einsetzen, daß bei vorge-

Einführung einer Unfallversicherung 
für Arbeiter.

Abschaffung der Stechkarten im gan-
zen Werk.

An dieser Tatsache hat sich weder 
durch die sozialdemokratisch geführte 
Bundesregierung im allgemeinen noch 
durch das neue am 19. Januar 1972 in 
Kraft getretene BetrVG im besonde-
ren etwas geändert. Zwar sind einige 
Mitwirkungsrechte im sozialen und 
personellen Bereich etwas erweitert 
worden, die es jetzt voll im Interesse 
der Arbeiter und Angestellten auszu-
nutzen gilt, aber von echter Mitbe-
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Auch dann, wenn sie nicht in den Be-
triebsrat gewählt werden, wollen sie 
die Bildungsmöglichkeiten der Ge-
werkschaft ausnutzen, um ihr Wissen 
zu erweitern und aktiv am Ausbau 
des gewerkschaftlichen Bewußtseins 
im Betrieb mitzuarbeiten.

Forderung ist bisher in keiner Weise 
realisiert worden. Im Gegenteil, ist 
mit der rasch fortschreitenden Kon-
zentration des Kapitals die ökonomi-
sche und damit auch die politische 
Macht in den Händen einer immer 
kleiner werdenden Zahl von Finanz-
magnaten noch gewachsen und die 
Abhängigkeit von Millionen Arbei-
tern und Angestellten noch größer ge-
worden.

Die IG Metall, die IG Chemie und andere DGB-Gewerkschaften haben im Zu-
sammenhang mit den jetzt angelaufenen Betriebsrätewahlen den gewerkschaft-
lichen Vertrauensleutekörpem die Empfehlung gegeben, für die Kandidaten der 
gewerkschaftlichen Einheitsliste Arbeits- bzw. Forderungsprogramme aufzustel-
len, die dann für die neu gewählten Betriebsräte als Richtschnur ihrer Arbeit 
dienen sollen. Leider wird diese Empfehlung noch nicht von allen Vertrauens-
leutekörpem befolgt. Oftmals fehlt es auch an Erfahrungen, welche Aufgaben 
in ein Forderungsprogramm gehören. Als Beispiele aus der Praxis für die Praxis 
veröffentlichen NACHRICHTEN das Forderungsprogramm eines Betriebes des 
DEGUSSA-Konzems und einige Aufgaben der IG Chemie-Papier-Keramik, die 
sie zusammen mit dem bisherigen Betriebsrat in den Badischen Anilin und Soda- 
Fabriken (BASF) Ludwigshafen erarbeitet hat.

6. Der Betriebsrat wird sich dafür ein-
setzen, daß bei Umsetzungen keine 
Lohneinbußen entstehen.

1. Die Kandidaten erklären sich be-
reit, auch über die bereits im BVG 72 
gegebenen Möglichkeiten hinaus, an 
den Bildungsabenden der Gewerk-
schaft teilzunehmen und sich das Wis-
sen anzueignen, das für eine gute In-
teressenvertretung der Kollegen not-
wendig ist.

die gerichtliche Zuständigkeit in bezug 
auf das PVG nur bei den Arbeits-
gerichten liegen. Ein neues PVG muß 
weiter die Zusammenarbeit zwischen 
Gewerkschaften und Personalräten 
sichern. Personalräte dürften wegen 
gewerkschaftlicher Betätigung keiner-
lei Benachteiligung erfahren.

Diese bereits aus dem ersten Aktions-
programm von 1955 übernommene

nommenen Umsetzungen die Kosten 
für notwendige Umschulungen durch 
die DEGUSSA übernommen werden.

Beseitigung der Meßziffern für die 
Handwerkeruntergruppen und Öff-
nung dieser Gruppen für die Chemie- 
Facharbeiter.

3. Die Betriebsräte informieren die 
Vertrauensleute rechtzeitig vor den 
Betriebs- und Abteilungsversammlun-
gen über die zu behandelnden Fra-
gen, so daß sich Vertrauensleute und 
Kollegen vorbereiten können.

Seit 1968 sind in verschiedenen Bun-
desländern, wie Bremen, Hessen und 
Rheinland-Pfalz, bereits Landesperso-
nalvertretungsgesetze novelliert wor-
den. In Hamburg soll in nächster Zeit 
ein neues fortschrittliches PVG in 
Kraft treten. Es kann daher den Be-
schäftigten in den Bundesverwaltun-
gen nicht gleichgültig sein, wann nun 
auch auf Bundesebene die Rahmen-
gesetzgebung (Bundes-PVG) refor-
miert wird. An den betroffenen Ge-
werkschaften und ihren Mitgliedern

2. Die Zusammenarbeit zwischen Be-
triebsrat und Vertrauensleutekörper 
soll auf Grundlage der Richtlinien der 
IG Chemie weiter ausgebaut werden. 
Um das zu erreichen, sollen regel-
mäßig Besprechungen zwischen Be- 
triebsratsmitgliedem und Vertrauens-
leuteleitung durchgeführt werden, sol-
len die Besprechungen mit dem Ver-
trauensleutekörper im Betrieb ge-
meinsam vorbereitet werden.

Die Verabschiedung eines neuen Ak-
tionsprogrammes bezeichnete der 
DGB-Vorsitzende H. O. Vetter bei sei-
nen Reden auf mehreren Landes-
bezirkskonferenzen als einen der 
Schwerpunkte des 9. ordentlichen 
DGB-Kongresses Ende Juni in West-
berlin. Obwohl bis Anfang März noch 
keiner der schon seit Monaten intern 
existierenden Entwürfe veröffentlicht 
wurde, gibt es bei den Mitgliedern 
und Funktionären der Gewerkschaf-
ten konkrete Vorstellungen, welche 
Forderungen in das neue Aktions-
programm aufgenommen bzw. vor-
handene verbessert werden sollen. 
Mein Diskussionsbeitrag beschäftigt 
sich mit dem Punkt acht des bisher 

wird es in besonderem Maße liegen, ' gültigen Aktionsprogrammes: „Mehr 
intensiv ihre Forderungen nach glei-
cher Behandlung aller Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst durch ein neues 
PVG durchzusetzen. K. H.
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7. Die Jugendvertretung wird zur Zu-
sammenarbeit zwischen Betriebsrat 
und Vertrauensleuten aufgefordert, 
dazu gehört unter anderem die Mit-
arbeit zu den Punkten 1 bis 4 dieses 
Programmes. Durch die Zusammen-
arbeit soll eine stärkere Interessen-
vertretung auch der Auszubildenden 
erreicht werden.

NACHRICHTEN sind gern bereit, 
weitere Arbeits- oder Forderungspio- 
gramme für die zu wählenden Be-
triebsräte zu veröffentlichen bzw. sind 
wir ein Meinungsäußerungen zu den 
vorgelegten Programmen aus dem 
Bereich der chemischen Industrie in-
teressiert. W. P.

Auf Vorschlag des Vertrauensleute-
körpers haben sich die Kandidaten 
der Einheitsliste der IG Chemie-Pa-
pier-Keramik in der DEGUSSA Werk 
II für die Betriebsratswahl 1972 fol-
gendes Forderungsprogramm gege-
ben:

8. Die Kandidaten verpflichten sich, 
im Falle ihrer Wahl als Betriebsrats-
mitglied, die Arbeit des Betriebsrates 
voll und ganz zu übernehmen und re-
gelmäßig an den Sitzungen teilzuneh-
men."
Für den neuen Betriebsrat in der 
BASF — einem Betrieb mit mehr als 
40 000 Beschäftigten — wurde folgen-
de betriebliche Aufgabe gestellt:

Einbeziehung der Arbeiter in die be-
triebliche Pensionskasse.



Mitbestimmung im Handwerk

werden
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Polnische Handelsflotte 
auf allen Meeren

Überbetriebliche Mitbestimmung im Handwerk durch
Gesamtbetriebsräte auf Innungsebene — demokratische Alternative

der Großwirtschaft wurde im Lohn-
kampf der Metallarbeiter besonders 
deutlich. Allein durch die Schließung 
des Volkswagenwerkes waren nicht 
nur 135 000 Arbeiter und Angestellte,

det werden, denen auch die Teilnahme 
an der wirtschaftlichen Konzipierung 
gewährt wird, um so allen betriebs-
bedingten Erfordernissen größtmög-
lich gerecht werden zu können.

Der andauernde Strukturwandel des 
Handwerks in wirtschaftlicher und 
personeller Hinsicht und die weitge-
hend konservative Haltung zur Frage 
der Mitbestimmung großer Teile der 
handwerklichen Unternehmer bestäti-
gen diese Aussage. Aber auch die Or-
ganisationsformen der Selbstverwal-
tungsorgane im Handwerk entspre-
chen durchaus nicht mehr den Anfor-
derungen der gesamtgesellschaftlichen 
Entwicklung. Durch die zunehmende 
ökonomische und politische Macht des 
Großkapitals werden nicht nur die 
Einflußmöglichkeiten der Arbeiter und 
Angestellten mit ihren Organisatio-
nen, sondern auch die Positionen der 
selbständigen Handwerker, der klei-
nen und mittleren Handwerksbetriebe 
einschließlich ihrer Interessenverbän-
de mehr und mehr eingeschränkt.

„Der Versuch des Gesetzgebers, die Erfordernisse und Besonderheiten des 
Handwerks im Interesse aller in ihm Beschäftigten zu regeln, ist mit der zur 
Zeit geltenden Fassung des Gesetzes zur Ordnung des Handwerks (HwO) 
als gescheitert anzusehen." Diese Worte stehen am Anfang eines Beschlusses 
des 10. ordentlichen Gewerkschaftstages der IG Metall vom vergangenen 
September in Wiebaden.

Es gilt aber auch für die Handwerks-
meister, die geradezu gesetzwidrige 
gegenwärtige Organisationsstruktur 
in den eigenen Spitzenverbänden zu 
verändern. Die Satzungsbestimmun-
gen der Bundesvereinigung der Fach-
verbände, des DHKT und des Zentral-
verbandes des deutschen Handwerks 
(ZDH), die eine wirklich demokrati-
sche Wahl der Spitzenvertreter des 
Handwerks verhindern, sind im eige-
nen Interesse zu verändern, um eine 
echte demokratische Kontrolle zu 
schaffen und die Struktur der Ver-
bände nicht fragwürdig erscheinen zu 
lassen. Es ist an der Zeit und im In-
teresse aller im Handwerk Beschäf-
tigten, den zweitgrößten Wirtschafts-
bereich in unserem Lande zu einem 
demokratischen Faktor gegen die All-
macht des Großkapitals zu machen. 
Die gemeinsamen Belange der Arbei-
ter und Angestellten sowie der selb-
ständigen Handwerker zwingen dazu.

REINHARD NEUBAUER 
Betriebsratsvorsitzender 
im Handwerksbetrieb

Gewinnen auf die Preispolitik, auf Fu- ■ 
sionen und Veränderungen der Un-
ternehmensstruktur. Diese Rechte 
müßten so eindeutig sein, daß die Ka- 
pilalseite gegen den Willen der Be-
legschaft nichts durchsetzen kann und 
auch nicht die Möglichkeit hat, durch 
die Hintertür eines „neutralen Man-
nes" oder mit Hilfe bürgerlicher Ge-
richte weiterhin ihren Herm-im- 
Flause-Standpunkt zu diktieren. Fer-
ner sollten im Aktionsprogramm auch 
Forcierungen erhoben werden, die mit 
Hilfe der internationalen Solidarität 
ein Mitbestimmungsrecht in den mul-
tinationalen Konzernen, im Rahmen 
der EWG sowie im Maßstab der gan-
zen Wirtschaft sichern.

Werner Petschick

Die polnische Handelsflotte vergrö-
ßerte ihren Schiffsbestand von 824 000 
tdw im Jahre 1960 auf 1 926 000 tdw 
im Jahre 1970. Uber 250 Schiffe fahren 
unter der Flagge der beiden polnischen 
Reedereiunternehmen „Polski Linie 
Oceaniczne" und „Polska Zegluga 
Morska", befördern jährlich etwa 20 
Millionen Tonnen Ladung und unter-
halten Flandelsbeziehungen zur gan-
zen Welt. Im Jahre 1975 wird die 
Tonnage der polnischen Handelsflotte 
auf 3,5 Millionen tdw angewachsen 
sein und die Frachtsätze auf 30 Mil-
lionen Tonnen. Neben dem Waren-
transport werden auch die Passagier- 
und Fährverbindungen entwickelt.
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Darum sollte im neuen Aktionspro-
gramm deutlich hervorgehoben wer-
den, auf welche Fragen sich die Mit-
bestimmung der Arbeiter und Ange-
stellten sowie ihrer Gewerkschaften 
erstrecken müßte. Das betrifft ins-
besondere eine Mitbestimmung bei 
der Festlegung von Investitionen und 
Gewinnen auf die Preisoolitik. auf Fu- [

Die Abhängigkeit des Handwerks vom

sondern auch ca. 6000 Zuliefererbe-
triebe direkt betroffen. Die unnach-
giebige Haltung der Metallbosse in 
dieser Tarifauseinandersetzung be-
wies, daß sie sich rücksichtslos über 
die Interessen der kleinen und mittel-
ständischen Betriebe hinwegsetzen, 
wenn es um die Wahrung und Meh-
rung der eigenen Profite geht. Daraus 
ergibt sich die zwingende Notwendig-
keit, die Positionen und Einflußmög-
lichkeiten, die im Interesse aller im 
Handwerk Beschäftigten liegen, ge-
meinsam auszubauen und zu verstär-
ken. Erste Voraussetzung dafür ist, 

j daß in Klein- und Mittelbetrieben in 
I größerem Umfang Betriebsräte gebil-

stimmung, mit der laut DGB-Grund-
satzprogramm eine „Umgestaltung 
von Wirtschaft und Gesellschaft ein-
geleitet" werden soll, kann keine 
Rede sein.

Eine überbetriebliche umfassende Mit-
bestimmung der Arbeiter und Ange-
stellten durch ihre Gesamtbetriebsräte 
auch auf Innungsebene läßt u. a. eine 
vorausschauende Planung und Ent-
wicklung der jeweiligen Branche in 
jeder Beziehung zu. Die gemeinsamen 
Interessen von Arbeitern und Ange- 
stellten( nicht nur der Gesellen) so-
wie der selbständigen Handwerks-
meister zur Stabilisierung der Klein- 
und Mittelbetriebe, zur Sicherung der 
Arbeitsplätze, für eine objektiv bes-
sere Berufsaus- und Fortbildung und 
für die Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen im Handwerk erfordern 
die volle paritätische Besetzung in 
den Handwerkskammern, den regio-
nalen Handwerkskammertagen und 
dem Deutschen Handwerkskammer-
tag (DHKT). Dabei ist vorauszusetzen, 
daß das Vorschlagsrecht für die Ar-
beitnehmervertreter zu diesen Gre-
mien dem Deutschen Gewerkschafts-
bund als der entscheidenden Arbei-
terorganisation eingeräumt wird. Die 
Praxis hat sich durch die bisherigen 
Verhandlungen und Kontakte des 
DGB mit den Vertretern des Hand-
werks als gerechtfertigt erwiesen.

Angesichts dieser Sachlage sollten die 
Mitbestimmungsforderungen im neu-
en Aktionsprogramm nicht nur einen 
anderen Stellenwert — bisher von 
zehn Aktionszielen an achter Stelle — 
erhalten, sondern auch konkreter ge-
faßt werden. Es reicht nicht aus, le-
diglich für alle Großunternehmen 
einen Arbeitsdirektor und paritätisch 
besetzte Aufsichtsorgane zu verlan-
gen. Ein Blick auf die Erfahrungen der 
Mitbestimmung in der Montan-Indu- 
strie, wo es sowohl einen paritätisch 
besetzten Aufsichtsrat als auch einen 
Arbeitsdirektor gibt, zeigt nur zu 
deutlich: damit konnte weder eine 
weitere Machtzusammenballung in 
den Fländen weniger Großkonzerne 
— Ruhrkohle-AG, Hochzeit von Stahl-
giganten — noch der Verlust der Ar-
beitsplätze von Hunderttausenden 
Arbeiter und Angestellten verhindert 

(vgl. NACHRICHTEN 2/72,

NACHRICHTEN 
für den aktiven 
Gewerkschafter



Gesetz zur Arbeitssicherheit
Ausreichende Arbeitssicherheit ist nur möglich bei voller 
Mitbestimmung der Gewerkschaften und Betriebsräte

Der Regierungsentwurf postuliert aus-
drücklich für Betriebsräte und Arbeits-
sicherheitsfachkräfte die „Unabhängig-
keit bei der Anwendung der Fach-
kunde" (§8, Abs. 1). Doch wer daraus 
eine Vollmacht herleiten möchte, daß 
Betriebsräte und Fachkräfte für Ar-
beitssicherheit von ihnen als notwen-
dig erachtete arbeitsmedizinische und 
sicherheitstechnische Maßnahmen zum 
Schutz der Arbeiter und Angestellten 
auch gegen den Willen des Unter-
nehmers durchsetzen können, wird ei-
nes besseren belehrt: Der Regierungs-
entwurf bestimmt unmißverständlich, 
daß Betriebsärzte oder Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, die sich über eine 
von ihnen vorgeschlagene Maßnahme 
mit dem Betriebsleiter nicht verstän-
digen können, diesen Vorschlag un-
mittelbar dem Unternehmer oder der 
Unternehmensleitung unterbreiten dür-
fen (§8 Abs. 2). Das heißt aber, daß 
der Unternehmer die letzte entschei-
dende Instanz ist!

In diesem Zusammenhang ist eine Än-
derung im Regierungsentwurf bedeut-
sam. In dem ersten Entwurf des BMAS 
war die Bildung überbetrieblicher ar-
beitsmedizinischer und sicherheitstech-
nischer Dienste gemeinsam durch meh-
rere Unternehmer oder durch die Be-
rufsgenossenschaften vorgesehen. Im 
Regierungsentwurf ist davon nür noch

Arbeits-
stehen"
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für veränderliche Arbeitsstätten, ins-
besondere Baustellen und Binnen-
schiffe, die Rede (§ 18). Lediglich in 
der Begründung des Regierungsent-
wurfes wird noch darauf hingewiesen, 
daß die Bildung von Gemeinschafts-
einrichtungen zweckmäßig sein könnte; 
aber nur Unternehmer und nicht mehr 
die Berufsgenossenschaften werden als 
Träger solcher Einrichtungen genannt.

Das Bundeskabinett hat dem Bundesrat einen „Entwurf eines Gesetzes über 
Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit" zugeleitet. Der nun von der 
Regierung beschlossene Gesetzentwurf weist einige sehr bedeutsame Unter-
schiede zum ersten Entwurf des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial-
ordnung (BMAS) aus, der den Länderregierungen und interessierten Verbän-
den im vergangenen Jahr zur Stellungnahme zugegangen war (siehe „Gesund-
heitsschutz mangelhaft", NA Nr. 1/1972). Die Grundkonzeption des neuen Ent-
wurfs hat sich nicht geändert, eher noch verstärkt.

Der Bundesarbeitsminister soll nach 
dem Entwurf ermächtigt werden, mit 
Zustimmung des Bundesrates festzu-
stellen, daß „für bestimmte Betriebs-
arten" die in dem Gesetz genannten 
Aufgaben „ganz oder zum Teil nicht 
erfüllt zu werden brauchen" oder zu 
bestimmen, daß von den Betriebs-
ärzten und Fachkräften für Arbeits-
sicherheit „in bestimmten Betrieben 
nur zu einem Teil erfüllt zu werden 
brauchen, soweit dies geboten er-
scheint, weil nicht genügend Betriebs-
18

So ist es auch in dem von der Regie-
rung beschlossenen Entwurf nicht vor-
gesehen, das Gesetz und seine Auf-
lagen für arbeitsmedizinische und si-
cherheitstechnische Maßnahmen für 
alle Betriebe und Unternehmen ver-
bindlich zu machen. Völlig ausge-
schlossen sind jetzt von vornherein 
die Seeschiffahrtsuntemehmen (§ 17). 
Für alle anderen Unternehmen gibt es 
scheinbar keine generellen Einschrän-
kungen mehr, wie sie im ersten Ent-
wurf des BMAS vorgesehen waren. 
Doch der Schein trügt. Zwar steht in 
dem Gesetzentwurf nicht mehr, daß 
das Gesetz für Betriebe nicht gilt, in 
denen in der Regel nicht mehr als 
20 Arbeitnehmer beschäftigt sind. 
Auch die Bestimmung, daß ein Teil der 
Aufgaben der Betriebsärzte für Be-
triebe nicht gelten, die in der Regel 
nicht mehr als 500 Arbeitnehmer be-
schäftigen, ist in dem Regierungsent-
wurf nicht übernommen worden. Doch 
die Beschränkung für sicherheitstech-
nische Fachkräfte in Betrieben mit 
mehr als 20 Beschäftigten, bleibt inso-
weit bestehen, als das bereits im § 719 
bestimmt ist, der in dem neuen Ent-
wurf nur in einem Absatz geändert 
wurde. Im übrigen aber enthält der 
Kabinettsentwurf die Bestimmung, daß 
die Unternehmer Betriebsärzte und 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit nur 
zu bestellen haben, „soweit dies er-
forderlich ist im Hinblick auf erstens 
die Betriebsart und die damit für die 
Arbeitnehmer verbundenen Unfall- 
und Gesundheitsgefahren, zweitens die 
Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer 
und die Zusammensetzung der Arbeit-
nehmerschaft und drittens die Be-
triebsorganisation, insbesondere im 
Hinblick auf die Zahl und die Art der 
für den Arbeitsschutz und die Unfall-
verhütung verantwortlichen Personen" 
(§ 2 und § 5).

ärzte und 
Sicherheit 
(§ 14, Abs. 2).

Eine Mitwirkung der Gewerkschaften, 
geschweige denn ihre Mitbestimmung, 
ist auch in dem Regierungsentwurf 
nicht vorgesehen. Sicher würde es 
sachdienlicher sein und mehr den In-
teressen der Arbeitersdiaft entspre-
chen, wenn Rechtsverordnungen des 
Bundesarbeitsministers zu dem Gesetz 
über Betriebsärzte und Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit der Zustimmung der 
Gewerkschaften und nicht nur des 
Bundesrates bedürften. Aber in dem 
Gesetzentwurf existieren die Gewerk-
schaften als Organisator der Arbeiter-
schaft überhaupt nicht. Für die Be-
triebsräte sieht zwar § 89 des neu-
gefaßten Betriebsverfassungsgesetzes 
die Mitbestimmung beim Arbeitsschutz 
vor. Doch angesichts der Tatsache, 
daß in der Mehrzahl der Betriebe und 
Unternehmen die Mitbestimmung der 
Betriebsräte absolut unterentwickelt 
ist, wäre es angebracht gewesen, in 
dem neuen Gesetz ihre Mitbestim-
mungsrechte auszugestalten und klar 
zu definieren. Das ist im Regierungs-
entwurf nicht geschehen. Er bestimmt 
lediglich, daß Betriebsärzle und Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit mit den 
Betriebsräten „zusammenzuarbeiten" 
und diese „zu unterrichten" haben 
(§ 9) und Vertreter des Betriebsrates 
dem Arbeitsausschuß angehören (§ li), 
soweit das Gesetz und diese Bestim-
mung in einem Betrieb und Unterneh-
men anzuwenden ist. Wenn eine zu-
ständige Behörde anordnen will, wel-
che Maßnahmen ein Unternehmer zur 
Erfüllung der Auflagen des Gesetzes 
durchzuführen hat, dann muß die Be-
hörde zwar vorher den Unternehmer 
und die zuständige Berufsgenossen-
schaft anhören (§ 12). Von einer An-
hörung des Betriebsrates aber ist hier 
nicht die Rede!

Fachkräfte für 
zur Verfügung

Erheblich weitgehender sind gegen-
über dem Entwurf der Bundesregie-
rung die Rechte, die das „Gesetzbuch 
der Arbeit" der DDR den Gewerk-
schaften im Gesundheits- und Arbeits-
schutz eingeräumt hat. Zwar sind auch 
hier die Betriebsleiter und ihnen über-
geordnete Organe für den Gesund-
heits- und Arbeitsschutz verantwort-
lich, aber der „Freie Deutsche Ge-
werkschaftsbund (FDGB) übt durch die 
Arbeitsschutzinspektion die Kontrolle 
über den Arbeitsschutz aus", und 
die „Arbeitsschutzinspektionen des 
FDGB — haben alle zur Durchführung 
der Kontrolle erforderlichen Rechte, 
insbesondere können sie den Betriebs-
leitern verbindliche Auflagen zur 
Durchführung des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes sowie der technischen 
Sicherheit erteilen“ (§ 88, Abs. 4 und 6).

In dem Regierungsentwurf ist die Ab-
hängigkeit der Betriebsärzte und 
sicherheitstechnischen Fachkräfte, und 
damit die Durchführung der in dem 
Gesetz vorgesehenen arbeitsmedizini-
schen und sicherheitstechnischen Maß-
nahmen von den Unternehmern gegen-
über dem ersten Entwurf des BMAS 
eher noch verstärkt denn gelockert 
worden. Zwar wurde die in dem er-
sten Entwurf enthaltene Androhung 
von Freiheitsstrafen für Betriebs-
ärzte und sicherheitstechnische Fach-
kräfte, falls sie ein Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnis „verraten", nicht 
in den Regierungsentwurf aufgenom-
men. Aber eine solche exemplarische 
Strafandrohung ist auch angesichts 
der einschlägigen Bestimmungen des 
allgemeinen Wirtschaftsstrafrechts 
überflüssig.



Altersrente muß 75°/o betragen
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Die Altersrente für Arbeiter und Angestellte muß 75 Prozent des Brutto- 
Arbeitseinkommens betragenl Diese Forderung des DGB-Aktionsprogramms hat 
der stellvertretende Vorsitzende des DGB, Gerd Muhr, als das Ziel bezeichnet, 
für das sich der DGB bei der bevorstehenden Rentenreform einsetzt. Die Alters-
sicherung der Arbeiter und Angestellten soll damit der der Beamten und 
Arbeiter und Angestellten im öffentlichen Dienst angeglichen werden. Gerd 
Muhr betonte, es sei auf die Dauer untragbar, daß es zweierlei Rentner gebe: 
solche, die 75 Prozent bereits erhalten, wie Beamte, Arbeiter und Angestellte 
iin öffentlichen Dienst oder mit einer Betriebsrente von ausreichender Höhe, 
und andere, die nicht einmal die Hälfte ihres durchschnittlichen Arbeitsver-
dienstes als Rente beziehen.

55 Millionen DM 
vor Arbeits- und Sozial-
gerichten erkämpft

anderen als Konzession am die SPD-
geführte Bundesregierung, deren Ren-
tengesetzentwurf der Forderung des 
DGB bei weitem nicht gerecht wird.

Dem Tätigkeitsbericht des DGB-Lan-
desvorstands Baden-Württemberg ist 
zu entnehmen, welche erheblichen 
Summen den, wie es wörtlich in dem 
Bericht heißt, „von ihrer Arbeitslei-
stung lebenden Menschen ohne die 
Hilfe der Gewerkschaften vorenthalten 
wäre." Der Geschäftsbericht weist aus, 
daß in den Jahren 1968 bis einschließ-
lich 1970 in 3918 Arbeitsrechtsfällen 
4 273 380 DM und in 3036 Sozialrechts-
fällen 48 111 490 DM durch die Rechts-
stellen des Deutschen Gewerkschafts-
bundes in Baden-Württemberg erstrit- 
ten wurden. Mit dem vom Landes-
bezirk selbst erzielten 2 922 182 DM 
ergibt sich im ganzen eine Erfolgs-
summe von 55 310 053 DM!

Die Stellungnahme des stellvertreten-
den DGB-Vorsitzenden für den Weg 
der Erweiterung der betrieblichen Al-
tersversorgung ist von der Sache her 
völlig unverständlich. Damit wird die 
Chance vertan, mit der angestrebten 

nicht 
auch 
Statt

Die Zahl der Fälle hat sich in Baden- 
Württemberg gegenüber dem Ver-
gleichszeitraum 1965 bis 1967, wie auch 
die Erfolgssumme, um 45 Prozent er-
höht. Im Geschäftsbericht heißt es da-
zu, daß die Gewerkschaften auf diesen 
Erfolg stolz sein können, aber daß es 
gleichzeitig zeige, welch langwierige 
Auseinandersetzungen notwendig wa-
ren, um das in Gesetz und Tarifver-
trägen verbriefte Recht auch zu erhal-
ten. Das mache deutlich, daß die Bun-
desrepublik als sozialer Rechtsstaat 
noch ein unerfüllter Wunsch sei.

Der Regierungsentwurf für ein Gesetz 
über Betriebsräte und Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit ist noch unterneh-
merfreundlicher als der Entwurf des 
BMAS. Die Arbeiter und Angestellten 
würden auf absehbare Zeit nicht den 
geringsten Nutzen von dem Gesetz 
haben, zumal es bis jetzt an durchgrei-
fenden Maßnahmen fehlt, den kata-
strophalen Mangel an Arbeitsmedizi-
nern und Fachkräften für Arbeits-
sicherheit zu überwinden. Der Mangel 
an solchen Fachkräften spricht jedoch 
dafür, grundsätzlich überbetriebliche 
Dienste, in denen die Gewerkschaften 
milbestimmen, zur Erfüllung der in 
dem Gesetz gestellten Aufgaben zu 
schaffen, weil so ein rationeller Ein-
satz der Kräfte gewährleistet werden 
könnte. Bei der Durchführung eines 
Gesetzes aber, in dem es um Gesund-
heit und Leben der Arbeiter und An-
gestellten geht, können nicht die Un-
ternehmer, sondern müssen die Ge-
werkschaften und Betriebsräte ent-
scheidend bestimmen. A. Böbble
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Gerd Muhr hat die Entscheidung des 
DGB-Vorstandes für den Ausbau der 
betrieblichen Altersversorgung damit 
begründet, bei einer entsprechenden 
Verbesserung der gesetzlichen Renten 
müßten die Beitragssätze auf 25 Pro-
zent erhöht werden. Diese Begrün-
dung ist jedoch nicht stichhaltig. Wenn 
die Unternehmer gesetzlich verpflich-
tet werden können, alle Mittel an 
einen betrieblichen oder überbetrieb-
lichen Pensionsfonds abzuführen, war-
um sollten sie dann nicht ebensogut 
verpflichtet werden können, diese 
Mittel an die Rentenversicherung ab-
zuführen, damit diese ihre Renten ent-
sprechend erhöhen kann? Selbstver-
ständlich müßten dann auch die mehr 
als 50 Milliarden DM, die sich jetzt 
in den betrieblichen und öffentlichen 
Pensionsfonds befinden, an die Ren-
tenversicherung überführt werden, 
weil ja mit einer entsprechenden Er-
höhung der gesetzlichen Renten die 
Notwendigkeit von Zusatzrenten ent-
fällt. Außerdem fordert der DGB seit 
Jahren, den Anteil der Erstattungs-
und Zuschußzahlungen des Staates an 
die Rentenversicherung, der seit 1957 
ständig zurückgegangen ist, auf ein 
Drittel zu erhöhen. A. B.

Rentenreform das Rentenrecht 
nur zu verbessern, sondern 
grundlegend zu vereinfachen, 
dessen würde das Rentenrecht und 
die Verwaltungspraxis noch kompli-
zierter und undurchschaubarer wer-
den, da es künftig jeder Arbeiter und 
Angestellter mit zwei Rechtsmaterien 
und zwei Verwaltungen zu tun hätte. 
Man kann diese Entscheidung nur als 
Kapitulation vor der Tatsache ver-
stehen, daß es einmal zur Zeit in 
Bonn keine Partei und Fraktion gibt, 
die für den notwendigen Ausbau der 
Rentenversicherung eintritt, und zum

Mit einer Rente in Höhe von 75 Pro-
zent des Brutto-Arbeitsverdienstes 
brauchten die Rentner keine Minde-
rung ihrer durdi Arbeit erreichten 
finanziellen Lebensgrundlage hinneh-
men. Vom Bruttoverdienst werden im 
Durchschnitt 25 Prozent als Steuern 
und Sozialbeiträge abgezogen. Zur 
Zeit aber ist das durchschnittliche 
Niveau der Renten nach einem er-
füllten Arbeitsleben infolge des in 
den letzten Jahren verstärkten Zu-
rückbleibens der Entwicklung der Ren-
ten hinter der der Arbeitsverdienste 
auf 41 Prozent der Bruttoverdienste 
abgesunken. Der Stellvertretende 
DGB-Vorsilzende hat mit seiner Er-
klärung auch den Trick zurückgewie-
sen, mit dem der Sozialexperte der 
SPD, Prof. Schellenberg, versucht, die-
ses unschöne Bild zu verschleiern. 
Prof. Schellenberg hat plötzlich im 
Gegensatz zu allen bisherigen Ge-
pflogenheiten die Flöhe der Renten 
nicht mehr zur Höhe des Brutto-, son-
dern des Nettoverdienstes in Bezie-
hung gesetzt. Doch kann damit nicht

die Tatsache aus der Welt geschafft 
werden, daß ausgerechnet während der 
bisherigen Amtszeit der ersten von 
der SPD geführten Regierungskoali-
tion in Bonn die Renten mehr noch 
als früher hinter der Entwicklung der 
Arbeitsverdienste zurückgeblieben 
sind, weil bisher kontinuierlidi die 
dynamische Rentenanpassung in der 
gleichen Weise wie seit 1957 von der 
CDU/CSU praktiziert fortgesetzt 
wurde.

Wie Gerd Muhr erklärt hat, könne 
das vom DGB angestrebte Ziel — 
eine Altersrente in Höhe von 75 Pro-
zent des Arbeitsverdienstes — auf 
zwei Wegen erreicht werden: über 
einen allgemein verbindlichen Ausbau 
der betrieblichen Altersversorgung 
oder eine Erhöhung der Renten der 
gesetzlichen Rentenversicherung. Der 
DGB zöge die Erweiterung der be-
trieblichen Altersversorgung vor, weil 
man hier flexibler sein könne. Die 
Unternehmen sollten gezwungen wer-
den, betriebliche oder überbetrieb-
liche Pensionsfonds zu bilden. Nadi 
einer Besdiäftigungszeit dürfte der 
Ansprudi bei einem Betriebswedisel 
nicht mehr verfallen. Die Betriebs-
renten müßten etwa im gleichen Maße 
wie die gesetzlichen Renten dynami-
siert werden. Für die Fälle des Ver-
kaufs eines Unternehmens, Konkurs 
oder Eingliederung in ein anderes 
Unternehmen, sollen gesetzlidie Siche-
rungen eingebaut werden.



Zum Beispiel Voith
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Argument der Betriebsleitung, 
»hohen Personalkosten'

Die Voith GmbH kündigt Massenentlassungen an, ohne 
den Betriebsrat zu benachrichtigen — Fristlose Entlassung 
eines Aufsichtsratsmitgliedes, weil er der Belegschaft 
reinen Wein einschenkte

trauensleute unterrichtete, weil er den 
Fall für lebenswichtig im Interesse 
der Belegschaft hielt.

Für eine europäische 
Gewerkschaftskonferenz

N
VG

Der Fall des Kollegen Zirm hat grund-
sätzliche Bedeutung. Hier muß von der 
Belegschaft ein Exempel statuiert wer-
den. Eine Vertretung der Belegschaft 
im Aufsichtsrat ist doch sinnlos, wenn 
es den von der Belegschaft gewählten 
Aufsichtsratsmitgliedern mit Geheim-
haltungsbestimmungen verboten wird, 
den Betriebsrat und die Belegschaft 
von Dingen zu unterrichten, die für 
das Schicksal der Arbeiter und An-
gestellten im Betrieb von großer Be-
deutung sind. Inzwischen hat sich die 
IG Metall hinter den gemaßregelten 
Kollegen gestellt und Klage beim Ar-
beitsgericht gegen die fristlose Entlas-
sung eingereicht. Aber das genügt 
nicht. Die gesamte Belegschaft der 
Voith GmbH sollte die Sache des 
Kollegen Zirm zu ihrer eigenen Sache 
machen, denn es handelt sich hier um 
einen Vorgang, der weit über das per-
sönliche Schicksal des Kollegen Zirm 
hinausgeht. sr

Ausgerechnet auf einer Jubilarehrung hielt der Direktor der Voith GmbH, Hei-
denheim, Dr. Rupf, es für angebracht, Massenentlassungen anzukündigen. 
Wenig später gab er ein Zeitungsinterview und wurde konkreter: Von den 
5200 Belegschaftsmitgliedern sollen 1000, mehr als die Hälfte davon Ange-
stellte, im Laufe dieses Jahres ihren Arbeitsplatz verlieren. Als Grund wird 
die schlechte Geschäftslage im Papiermaschinenbau, dem Hauptproduktions-
zweig der Firma Voith, sowie die DM-Aufwertung angegeben. Der Betriebsrat 
erfuhr die Zahl von 1000 zunächst aus der Tageszeitung, bevor er von der 
Betriebsleitung offiziell unterrichtet wurde.
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Der Kollege Zirm wurde daraufhin 
fristlos entlassen, mußte sofort sei-
nen Arbeitsplatz räumen und erhielt 
Hausverbot. Als Grund gab die Be-
triebsleitung an, er habe mit dieser 
Mitteilung an die Vertrauensleute 
einen Vertrauensbruch begangen und 
die Kreditfähigkeit der Firma Voith 
durch die vorzeitige Aufdeckung der 
Gründungsabsichten erschüttert. Tat-
sächlich hat der Kollege Zirm das ge-
tan, was eigentlich die Betriebsleitung 
hätte tun müssen, nämlich die Beleg-
schaft von der Gründung der Beteili-
gungsgesellschaft zu unterrichten. Zwar 
wird die Gründung der „Voith Betei-
ligungs-GmbH" von der Betriebslei-
tung als harmlos hingestellt, aber 
wenn nach ihren Worten das vor-
zeitige Bekanntwerden dieses Planes 
die Kreditfähigkeit der Voith GmbH 
berührt, muß es sich doch um einen 
Vorgang handeln, der tief in die Kapi-
talverhältnisse eingreift und die bis-
herigen Haftungsverhältnisse der Ge-
sellschaft infrage stellt.

Die Situation bei Voith ist ein wei-
teres Beispiel für den Ausbeutungs-
charakter der sogenannten sozialen 
Marktwirtschaft. Der Mensch und seine 
Arbeitskraft ist in unserem Wirt-
schaftssystem nur eine Ware. Solange 
sie sich für den Unternehmer in Profit 
umsetzt, wird sie ausgebeutet, kann 
der Unternehmer sie nicht mehr nach 
seinen Profitvorstellungen „verwer-
ten", wird der Mensch auf die Straße 
geworfen. Das in unserer Gesellschaft 
so oft strapazierte „Unternehmer-
risiko" wird auf die Arbeiter und An-
gestellten abgewälzt, die bei abschwä-
chender Geschäftslage ihren Arbeits-
platz verlieren und sich dann eigene 
Gedanken machen können über ihre 
soziale Sicherheit in der Bundesrepu-
blik, die doch ein sozialer Rechts-
staat sein soll.
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Der französische Gewerkschaftsverband 
CGT wird sich gemeinsam mit dem 
Zentralrat der sowjetischen Gewerk-
schaften mit allen Kräften für die 
Einberufung einer europäischen Ge-
werkschaftskonferenz zu sozial-ökono-
mischen Fragen einsetzen. Ein solches 
Forum würde ein wichtiger Schritt 
in der Entwicklung der Zusammen-
arbeit zwischen den europäischen Län-
dern und bei der Annäherung ihrer 
Standpunkte für Frieden und sozialen 
Fortschritt sein. Das erklärte der Lei-
ter einer CGT-Delegation, Baurents 
Lucas, zum Abschluß eines zehntägi-
gen Besuches in der UdSSR auf einer 
Pressekonferenz in Moskau.

Abgesehen davon, daß die Firmen-
leitung mit der Methode, erst der 
Öffentlichkeit von den Entlassungen 
Mitteilung zu machen und danach dem 
Betriebsrat, ein gestörtes Verhältnis 
zum Betriebsverfassungsgesetz verrät, 
hat der Betriebsrat den Entlassungen 
nicht zugestimmt. Er hält „Entlassun-
gen bei geeigneten Maßnahmen für 
vermeidbar", wie es in einem Schrei-
ben des Betriebsrates an die Firmen-
leitung heißt, und fordert eine plau-
sible Begründung für die 1000 Entlas-
sungen, nachdem die Betriebsleitung 
zunächst von einer weit geringeren 
Zahl gesprochen hatte. Entschieden 
wandte sich der Betriebsrat gegen das 

die 
trügen die 

Hauptschuld an dem schlechten Ge-
schäftsgang bei Voith. Vielmehr wer-
den vom Betriebsrat der Geschäfts-
leitung grobe Fehler in der Personal-
politik vorgeworfen und eine seit Jah-
ren anhaltende Ignoranz gegenüber 
den Vorschlägen und Anregungen des 
Betriebsrates, die Arbeitsplätze siche-
rer zu machen. Aus dem Schriftverkehr 
mit der Geschäftsleitung geht hervor, 
daß schon 1966 der Betriebsrat den 
Entwurf für einen Personal- und So-
zialplan vorgelegt hatte und in der 
Folgezeit immer wieder mit Nachdruck 
ihre Realisierung forderte. Man werde 
zur gegebenen Zeit auf diese Vor-
schläge zurückkommen, hieß es:

Man muß sich fragen, wo bleibt die 
vielgerühmte Verantwortung, hier bei-
spielsweise die der Geschäftsführung 
der Voith GmbH gegenüber der Be-
legschaft. Durch ihren Fleiß haben die 
Arbeiter und Angestellten dazu bei-
getragen, daß sich die Firma Voith 
nach dem Zusammenbruch immer mehr 
vergrößerte und gutgehende Tochter-
betriebe bis ins überseeische Ausland 
gründen konnte. Die Gesellschafter 
haben Millionen DM aus den Gewin-
nen in wertvolle Aktienpakete an-
legen können. Sie haben also für 
ihre „soziale Sicherheit" ausreichend 
gesorgt.

Um diese Sicherheit geht es auch bei 
einem anderen Kapitel der Voith 
GmbH. Die Gesellschafter der Voith- 
Gruppe haben eine „Kapitalumschich-
tung" vorgenommen durch die Grün-
dung einer sogenannten Beteiligungs-
gesellschaft. Diese Manipulation hat 
offensichtlich den Zweck, erhebliche 
Vermögenswerte der Gesellschafter 
der Kontrolle des Aufsichtsrates, und 
damit auch der Belegschaftsvertreter 
im Aufsichtsrat zu entziehen, und 
zweifellos soll auch versucht werden, 
das Publizitätsgesetz, nach dem Be-
triebe von einer bestimmten Größe an 
ihre Bilanzen offenlegen müssen, zu 
umgehen. Auch hiervon hätte die Be-
legschaft nichts oder erst viel später 
erfahren, wenn nicht der Angestellte 
Helmut Zirm, lange Jahre Vertreter 
der Angestellten im Betriebsrat und 
seit 6 Jahren Arbeitnehmervertreter 
im Aufsichtsrat der Voith GmbH, nach 
Kenntnis des Vorganges die Ver-



In der DDR ist es anders

Alle umgeschulten

Hagener Stahlarbeiter studierten die Auswirkungen 
von Stillegungen in der DDR

gefördert und verhüttet. In den Jah-
ren von 1963 bis 1969 wurden die 
5 Schächte in der Mansfelder Mulde 
stillgelegt, weil der Kupfergehalt im 
Erz immer mehr zurückging. Die För-
derung wurde deshalb in zwei mo-
dernen Großschächten im 20 Kilometer 
entfernten Sangerhausen konzentriert. 
7000 Bergleute wurden in dieser Zeit 
„umprofiliert", so nennt man in der 
DDR die Umstrukturierung.

Innerhalb weniger Monate gehen also 
im Raum Hagen — Witten — Hohen-
limburg 8000 Arbeitsplätze verloren. 
Für die Betroffenen gibt es in der 
Regel keinen gleichwertigen Ersatz. 
Schon jetzt ist die Arbeitslosenquote 
in diesem Raum die höchste in ganz 
Nordrhein-Westfalen — 1,8 Prozent.

Mit jedem Bergarbeiter wurde mehr-
mals über seine Zukunft gesprochen. 
Das geschah von den Gewerkschaften, 
den SED-Betriebsgruppen und den 
Vertretern der Kombinatsleitung. Wer 
Bergarbeiter bleiben wollte, erhielt 
in den Sangerhäuser Großschächten 
sofort nach Stillegung einen gleich-
wertigen Arbeitsplatz und ein Jahr 
Lohngarantie. Außerdem wurde je-
dem Bergmann eine moderne Neubau-
wohnung zur Verfügung gestellt (eine 
3’/2-Zimmer-Wohnung kostet in San-
gerhausen 95 Mark einschließlich Zen-
tralheizung). 4500 meist jüngere Berg-
leute machten von diesem Angebot 
Gebrauch und zogen von Eisleben ins 
20 Kilometer entfernte Sangerhausen. 
2500 Bergarbeiter wurden in andere 
Berufe umgeschult, vorwiegend als 
Metallarbeiter, Bauarbeiter oder Che-
miearbeiter. Zuvor erhielt jeder von 
ihnen Gelegenheit, sich mehrere Be-
triebe anzusehen, um sich dann an 
Ort und Stelle einen neuen Beruf aus-
zusuchen.

Seit 5 Monaten kämpfen die Hagener Stahlarbeiter um den Erhalt ihrer Arbeits-
plätze. Auf der Hasper Hütte (Klöckner) werden bis April die Hochöfen und 
die Schmelzanlagen stillgelegt und 2200 Arbeiter und Angestellte freigesetzt. 
Auch das Stahlwerk Eckesey (Südwestfalen AG) wird ebenfalls teilstillgelegt 
und 500 Arbeiter verlieren ihre Arbeitsplätze. Die Totalstillegungen dürften da-
bei nur eine Frage von wenigen Monaten sein. Im Januar ging die Hohenlim- 
burger Stoffdruckerei Göcke in Konkurs und 1045 Textilarbeiter suchen seitdem 
neue Arbeitsstellen. Bei Hoesch und Krupp in Hohenlimburg wurde Einstel-
lungssperre verfügt und im Hagener Gußstahlwerk Wittmann wird seit Mona-
ten kurzgearbeitet. Im Frühjahr schließt auch die letzte Zeche in Herbede — 
3000 Bergleute stehen dann dem Arbeitsmarkt zur Verfügung. Und um das Maß 
vollzumachen, im Juni werden die Mannesmann-Röhrenwerke in Witten ge-
schlossen und 1250 Arbeiter und Angestellte verlieren ihre Beschäftigung.

Vieles davon wäre allerdings auch 
unter den Bedingungen der Bundes-
republik heute schon durchsetzbar, 
wie z. B. die Verpflichtung der Kon-
zernleitungen, jede Stillegung früh-
zeitig bekanntzumachen. Ebenso die 
rechtzeitige Umschulung auf neue Be-
rufe einzuleiten. Wolfgang Schröder
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Das komplizierte Problem wurde hier 
zur Zufriedenheit der betroffenen Ar-
beiter und Angestellten gelöst. Es gab 
weder Arbeitslose noch wurde weni-
ger verdient. Der genaue Stillegungs-
plan eines jeden Schachtes wurde 2 
Jahre vorher bekanntgegeben, es 
setzte aber keine Massenkündigung 
ein, sondern die Bergarbeiter blieben 
bis zum letzten Tag an ihrem Arbeits-
platz.

Das Prinzip, 
der Mensch,

Die individuelle Vorbereitung auf 
den neuen Beruf begann lange vor der 
endgültigen Schließung des Schachtes.

Die Hagener Stahlarbeiter haben be-
reits vor Monaten die Öffentlichkeit 
mobilisiert und führen einen offen-
siven Kampf gegen die Stillegungs-
pläne der Klöckner- und Südwestfa-
len-Vorstände. Sie erhalten dabei Un-
terstützung von der DKP und der Ha-
gener SPD-Landtagsabgeordneten. 
Die IG Metall, der DGB, die evange-
lischen und katholischen Kirchenge-
meinden der Stadt Hagen, sowie die 
Jungsozialisten, Jungdemokraten und 
die SDAJ solidarisierten sich mit den 
um ihre Arbeitsplätze kämpfenden 
Stahlarbeitern. 15 000 Unterschriften 
wurden in der Stadt gesammelt und 
im Februar ein Bürgerkomitee ge-
gründet, das die industrielle Ausblu-
tung Hagens verhindern will.

im Mittelpunkt 
wurde durchge-

Natürlidi ging der Prozeß der Um-
profilierung auch in der DDR nicht 
völlig konfliktlos vonstatten. Viele 
mußten sich mit 40 und 50 Jahren 
noch einmal auf die Schulbank set-
zen, und das war für manchen nicht 
einfach. Mancher Vorarbeiter und 
Meister mußte im neuen Beruf ganz 
von vom anfangen und der Umzug 
in eine andere Stadt, wie die Arbeit 
in einem anderen Betrieb, brachten 
Probleme mit sich.

Die Methoden der sozialistischen Ra-
tionalisierung können natürlich nicht 
schematisch auf die bundesdeutschen 
Verhältnisse übertragen werden. In 
der DDR haben die Arbeiter die 
Macht und die Gewerkschaften, im 
Unterschied zur Bundesrepublik, Mit-
bestimmungsrecht bei allen betriebli-
chen Entscheidungen. In der DDR 
sichert der Staat durch Gesetz den 
sozialen Besitzstand der Arbeiter und 
Angestellten. Die Werksleitung ist 
verpflichtet, Umschulungsmaßnahmen 
einzuleiten, neue Arbeitsplätze zu 
schaffen und die Kosten zu überneh-
men.

Für jeden der 7000 Mansfelder Berg-
leute gab es ein spezielles Sozialpro-
gramm, in dem nicht nur seine beruf-
liche Qualifizierung, sondern auch die 
damit zusammenhängenden persön-
lichen Probleme ihren Niederschlag 
fanden. Diese Sozialprogramme wur-
den von den Vertrauensleute-Voll- 
konferenzen des Schachtes bestätigt 
und mußten von der Gewerkschaft, 
der Werksleitung, den Rententrägem 
und den Gemeinden eingehalten wer-
den, 
steht 
setzt.

Jeder Bergbauumschüler nahm min-
destens ein Jahr lang einen Tag in 
der Woche theoretischen Unterricht 
in den Bildungszentren und absol-
vierte außerdem ein dreimonatiges 
Praktikum in dem neuen Betrieb bei 
voller Bezahlung einschließlich der 
Bergmannsprämie. Die berufliche 
Qualifizierung war an kein Alter ge-
bunden. Wer älter als 56 war, konnte 
vorzeitig seine ungeschmälerte Pen-
sion beantragen.

Vor diesem Hintergrund muß die 
Reise einer 13köpfigen Stahlarbeiter-
delegation in die DDR betrachtet wer-
den. Eine Woche lang besuchten Ge-
werkschaftsvertreter, Betriebsräte und 
Vertrauensleute der Hasper Hütte, 
des Stahlwerkes Eckesey und der 
Firma Varta das Kupferkombinat Wil- 
hc Im Pieck im Mansfelder Land, die 
Chemiefabrik Gölzplast in Gölzau bei 
Köthen, ferner die Hettstedter Silber-
hütte und das Bildungszentrum des 
Kombinats in Eisleben. Sie wollten 
wissen, wie es mit den Arbeitern in 
der DDR bei Stillegungen und Ratio-
nalisierungsmaßnahmen ergeht und 
hatten ausgiebig Gelegenheit, mit Ar-
beitern und Angestellten, SED-Funk-
tionären, Gewerkschaftssekretären, 
Hüttendirektoren, Kulturleitern, Lehr-
lingen und Umschülern, zu sprechen. 
Das VEB Mansfelder Kupferkombinat 
(43 000 Beschäftigte) ist der größte 
Edelmetallhersteller in der DDR. Seit 
700 Jahren wird im Mansfeldischen 
Bergbau betrieben. Silber und Gold, 
Kupfer, Blei und andere Edelmetalle 
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Bergleute des 
Mansfelder Kombinats erhielten eine 
Abfindung in Höhe von 25 Prozent 
ihres Jahresverdienstes — das waren 
in der Regel 3000 bis 4000 Mark — 
ausgezahlt. Wer das Kombinat ohne 
weiteres verließ, erhielt 50 Prozent, 
und zwar unabhängig von der Be-
schäftigungszeit im Bergbau. Die ehe-
maligen Bergleute sind heute als Hüt-
tenfacharbeiter, Chemiefacharbeiter, 
Schlosser, Dreher, usw. tätig.



Jugend gegen Berufsverbot

ii-»

Demokratie als Lebensform ist nicht zu verwirklichen, 
solange das Privatkapital herrscht — 
das stellte der Bundeskongreß der ÖTV-Jugend fest

Herwart Prudlo
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statisch, wie sich das in der Formel 
der freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung ausdrückt, sondern ein gesell-
schaftlicher Prozeß. In diesem Prozeß 
ist die private Verfügungsgewalt von 
Produktionsmitteln zu überwinden und 
schließlich aufzuheben. Nur so kann 
gesellschaftlich produzierter Reichtum, 
auch im Interesse der Lohnabhängigen 
verwendet werden, im Interesse der-
jenigen also, die ihn schaffen."

Die Bundesjugendkonferenz war von 
einem starken politischen Bewußtsein 
geprägt. Die in dem Antragsblock 
„Allgemeine politische Fragen" ange-
nommenen Anträge zeigen deutlich, 
daß die Gewerkschaftsjugend in der 
Lage ist, sachgerechte politische Ent-
scheidungen im Interesse der arbeiten-

In seinem mündlichen Geschäftsbericht 
legte der wiedergewählte Bundesju-
gendsekretär, Klaus Engel, dar, daß 
die Gewerkschaftsjugend durch stän-
dige Diskussion beweisen müsse, „daß 
die ordnenden Funktionen der Ge-
werkschaften in diesem Staat ein Irr-
weg sind. Demokratie als Lebensform 
ist nicht zu verwirklichen und unmög-
lich, solange das Privatkapital herrscht 
in kaum vorstellbarer Konzentration. 
Demokratie in unserem Sinne ist nicht
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Die Delegierten waren nicht mit der 
Meinung ihres Vorsitzenden, Heinz 
Kluncker, einverstanden, der zur kon-
zertierten Aktion ausführte, „der Aus-
zug der Gewerkschaften aus der kon-
zertierten Aktion würde lediglich Was-
ser für die Propagandamühlen der Un- 
temehmerverbände sein. Die größeren 
Möglichkeiten der Einflußnahme sind 
zweifellos durch die weitere Beteili-
gung an der konzertierten Aktion ge-
geben." In der Diskussion legten ver-
schiedene Delegierte dar, daß die kon-
zertierte Aktion den Arbeitern und 
Angestellten nichts gebracht hat, son-
dern daß sich die Gewerkschaften die 
„Fesseln der Lohnleitlinien “ haben 
anlegen lassen. In einem Beschluß 
wird dann auch folgerichtig festge-
stellt: „Die Mitarbeit der Gewerk-
schaft OTV in der konzertierten Ak-
tion ist einzustellen, da sich die kon-
zertierte Aktion als ein Instrument der 
Disziplinierung der Lohnabhängigen 
zur Sicherung ständiger Unternehmer-
gewinne erwiesen hat."

»Der Beschluß der Ministerpräsidenten ist ein klarer Verstoß gegen Art. 5 (3) 
Satz 2 und Art. 33 (2) und (3) GG. Er richtet sich nicht nur gegen bestimmte 
Parteien oder Organisationen, sondern ist ein Stoß gegen alle fortschrittlichen 
Kräfte, die konsequent für die Lohnabhängigen auf der Grundlage des DGB- 
Grundsatzprogrammes eintreten. Hierzu zählen ganz besonders aktive Gewerk-
schafter, die durch ihr tägliches Engagement am Arbeitsplatz in einem ständi-
gen Konflikt mit dem Unternehmer und der Verwaltung stehen. Gerade sie 
können zu verfassungsfeindlichen Aktiven abgestempelt werden. Dies ist ein 
eindeutiger Beweis dafür, daß die Gewerkschaften in ihrer Arbeit behindert 
werden sollen." — Dies wird — wie auf der Pressekonferenz erklärt wurde — 
in einem von der 12. Bundesjugendkonferenz der UTV angenommenen Antrag 
festgestellt, der an den Gewerkschaftstag weitergeleitet wurde.

Der Bundesjugendkonferenz der OTV, 
die vom 2. bis 5. März 1972 in Gelsen-
kirchen tagte, lagen rund 200 Anträge 
vor, über die die 113 ordentlichen 
Delegierten zu beraten und zu be-
schließen hatten. Der Konferenz 
kommt darum eine wichtige Bedeu-
tung zu, weil sie die erste nach der 
8. Bundesjugendkonferenz des DGB 
ist und 3 Monate vor dem ordentli-
chen Gewerkschaftstag der OTV statt-
fand. Sie spiegelte die gegenwärtige 
Diskussion (innerhalb der Gewerk-
schaften und insbesondere der Ge-
werkschaftsjugend wider, nämlich die 
Frage des Standortes der Gewerk-
schaften in dieser Gesellschaftsord-
nung und des Stellenwertes der Bil-
dungsarbeit.

den Bevölkerung zu treffen. So wird 
die von den vier Mächten ausgehan-
delte Berlinregelung als ein „wertvol-
ler Beitrag zur Verbesserung der Be-
ziehungen der Menschen in der Bun-
desrepublik und der DDR" gewertet. 
Es wurde weiter die Einberufung einer 
europäischen Sicherheitskonferenz im 
Jahr 1972 gefordert. Die Wehrpflich-
tigenstudie „Soldat 70" wurde be-
grüßt und der Ausschluß der DJO so-
wie anderer rechtsgerichteter Jugend-
organisationen aus den Jugendringen 
gefordert. In einem weiteren Beschluß 
wurde festgelcgt: „Die OTV-Jugend 
fordert, sich dafür einzusetzen, daß 
die SDAJ in die Jugendringe aufge-
nommen wird."

Die jungen OTV-Mitglieder haben er-
kannt, daß die Zusammenarbeit der 
Gewerkschaften in den EWG-Ländern 
notwendig ist, um die Interessen der 
Arbeiter und Angestellten gemeinsam 
durchzusetzen. Deshalb verlangen sie: 
„Der DGB soll mit allen fortschrittli-
chen Gewerkschaftsverbänden, insbe-
sondere mit den großen aktiven kom-
munistischen Gewerkschaften Frank-
reichs und Italiens offizielle Kontakte 
aufnehmen und intensiv Zusammenar-
beiten." Um die Fragen der berufli-
chen Bildung umfassend diskutieren 
zu können, wurde eine außerordentli-
che Bundesjugendkonferenz der OTV 
beschlossen, die noch vor der außer-
ordentlichen Bundesjugendkonferenz 
des DGB stattfinden soll.

Da eine Vielzahl von Anträgen an 
den ordentlichen Gewericschaftstag der 
OTV weitergeleitet worden ist, wird 
die OTV-Jugend zweifellos mit dazu 
beitragen, diesen Gewerkschaftstag zu 
veranlassen, zu den wichtigsten Fra-
gen Stellung zu nehmen. Die OTV- 
Jugend hat gezeigt, daß sie nicht mehr 
im „Sandkasten der Organisation 
spielt", sondern ein ernst zu nehmen-
der Faktor ist, und daß sie einen Bei-
trag leisten will, um die Gewerkschaf-
ten zu echten Klassenorganisationen 
der Arbeiter, Angestellten und Be-
amten zu machen.

In der nächsten Nummer der 
NACHRICHTEN erscheint ein aus-
führlicher Originalbericht aus Eng-
land über den Bergarbeiterstrelk 
von Henry Overstrand.

In einem weiteren Antrag, der sich 
mit den Kontakten der Gewerkschaften 
in der DDR beschäftigt, heißt es: „Zur 
weiteren und besseren Verständigung 
zwischen den Gewerkschaften der DDR 
und der BRD ist die baldmögliche 
Aufnahme von Kontakten zwischen 
der Gewerkschaftsjugend des DGB 
und dem FDGB erforderlich. Der Bun-
desjugendausschuß wird aufgefordert, 
beim DGB auf entsprechende Schritte 
hinzuweisen." Energisch werden die 
Verbotsandrohungen gegen die DKP 
zurückgewiesen und dazu in einem Be-
schluß erklärt: „Die Bundesjugendkon-
ferenz der Gewerkschaft OTV verur-
teilt aufs schärfste die jüngsten Ver-
botsdrohungen gegen die DKP, gegen 
MSB-Spartakus und die SDAJ sowie 
gegen alle anderen sozialistischen und 
kommunistischen Gruppen.“ In einem 
anderen Antrag wird gefordert, das 
Verbot der KPD aufzuheben.

Die Aufgabe der Gewerkschaften wird 
in einem Material der Konferenz wie 
folgt definiert: „Gewerkschaften ha-
ben in einem kapitalistischen Gesell-
schaftssystem wie der BRD die Auf-
gabe, die Interessen der Arbeitnehmer 
gegenüber denen der Arbeitgeber 
durchzusetzen und langfristig eine 
Veränderung der bestehenden gesell-
schaftlichen Verhältnisse mit dem Ziel 
einer Gesellschaft in Selbstorganisa-
tion und Selbstbestimmung zu erkämp-
fen. Um dieses Ziel erreichen zu kön-
nen, ist es erforderlich, die Arbeitneh-
mer über die bestehenden gesell-
schaftlichen Verhältnisse aufzuklären." 
Um den Klassengegensatz zwischen 
Arbeit und Kapital stärker als in der 
Vergangenheit aufzuzeigen, will sich 
die OTV-Jugend verstärkt mit be-
trieblichen Problemen beschäftigen und 
gewerkschaftliche Betriebsgruppen 
schaffen.



Ist die CGT kommunistisch? Bergarbeitersieg

und

Für die als „nationales Unglück" de-

Erkenntnisse 
von Komplementären

Über eine Million 
Gruppenfunktionäre

Aber auch bei uns in der Bundesre-
publik hat sich der Streik ausgewirkt. 
Unsere Kumpel spürten plötzlich, daß 
sie noch ein Machtfaktor sind. „Ohne

durchführen
R. C.

Interessant ist in diesem Zusammen-
hang die Haltung der CGT gegenüber 
den politischen Parteien. Der General-
sekretär der CGT, Georges Seguy, hat 
sich im Verlauf des vergangenen Jah-
res zu diesem Aspekt wie folgt ge-
äußert: „Die CGT ist unabhängig, aber 
sie ist nicht neutral. Ihre gesamte 
Geschichte seit 75 Jahren zeigt, daß 
sie den großen Ereignissen gegen-
über, die die Arbeiter betreffen, nie 
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Die Situation der Gewerkschaften in 
Frankreich wird bestimmt durch die 
Tatsache, daß es drei Gewerkschafts-
bünde gibt. Der größte und der älteste 
ist der Allgemeine französische Ge-
werkschaftsbund (CGT), der dem Welt-
gewerkschaftsbund (WGB) angeschlos-
sen ist. Wesentlich kleiner sind die 
CFDT mit ungefähr 600 000 Mitglie-
dern, angeschlossen dem Weltbund 
der Arbeit, und die FO mit rund 
400 000 Mitgliedern, die dem Interna-
tionalen Bund Freier Gewerkschaften 
(IBFG) angehört. Eine mit am häufig-
sten vorgenommene falsche Schemati-
sierung besteht darin, die CGT als 
eine kommunistische Gewerkschaft zu 
bezeichnen. Nun gehört es zu den so-
zialen und politischen Realitäten 
Frankreichs, daß die Kommunistische 
Partei Frankreichs eine der stärksten 
politischen Organisationen des Landes 
ist und sich zu Recht als Repräsen-
tantin der Arbeiterklasse versteht. Es 
ist darum nicht verwunderlich, daß in 
der CGT zahlreiche kommunistische 
Arbeiter organisiert sind. Das bedeu-
tet aber nicht, daß alle 2,4 Millionen 
Mitglieder dieser größten französi-
schen Gewerkschaft nur Kommunisten 
sind.

vor Ort wurden besonders während 
der letzten Streikwochen Meldungen 
aus England angeregt diskutiert. Gibt 
es eine Parallele zu den britischen 
Bergarbeitern? Lohnleitlinien spielen 

stischen Gesellschaftsordnung und mit auch bei uns keine Rolle. Keine Spit-
zenstellung; auch unsere Kumpel sind 
auf der Lohnskala nach unten ge-
rutscht. Auch die Bergarbeiter in un-
serem Land sind es satt, „Muster-
knaben der Nation zu spielen". Die 
Lohnrunde 72 wird bald eingeläutet!

Manfred Sokolof
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den Interessen der Arbeiter für ver-
einbar hält, wenn sie die Initiative 
für die Einheit der linken Kräfte er-
greift ... Die CGT unterscheidet klar 
zwischen linken und rechten Parteien, 
sie behält sich das Recht vor, öffent-
lich zu den Linksparteien Stellung zu 
beziehen, wenn es sich um Probleme 
der Einheit der Linkskräfte und die ; 
Interessen der Lohnabhängigen han- I 
delt. Aber die CGT bekennt sich . 
nicht ausschließlich zu einer der Links-
parteien, sie tut jedoch alles, was in 
ihrer Kraft steht, damit sich die Linke 
im Interesse der Arbeiterklasse ver-
einigt."

Und weiter heißt es in der Präambel: 
„Die gewerkschaftliche Demokratie 
garantiert jedem Mitglied das Recht, 
innerhalb der Gewerkschaft seinen 
Standpunkt in allen das Leben und 
die Entwicklung der Gewerkschaft be-
rührenden Fragen frei zu vertreten. 
Da die Gewerkschaften Lohnabhän-
gige unterschiedlicher Meinung orga-
nisieren, kann kein Mitglied für die 
Äußerung von Meinungen, die es 
außerhalb der Gewerkschaftsorganisa-
tion macht, zur Rechenschaft gezogen 
werden."

Auch aus den Satzungen der CGT 
geht hervor, daß sie nicht als kom-
munistische Gewerkschaft bezeichnet 
werden kann. Ihre Gründung liegt 
25 Jahre vor der Gründung der kom-
munistischen Partei und seit dem 
Gründungskongreß 1895 in Limoges 
hat sich die Präambel ihrer Satzung 
nicht geändert. Ihr erster Satz lautet: 
„Auf allen Ebenen verwaltet sich die 
Gewerkschaftsbewegung selbständig 
und entscheidet über ihre Aktionen 
in absoluter Unabhängigkeit vom Un-
ternehmertum, von den Regierungen, 
den politischen Parteien, philosophi-
schen Sekten oder sonstigen welt-
anschaulichen Gruppen."

der Arbeiterklasse verbunden, daß sie 
sich von ihrer Kapitaleigentümerfunk-
tion vollständig trennen möchten. Sie 
schlugen vor, daß der Staat ihre priva- | 
ten Anteile am Betrieb aufkauft, da-
mit die Betriebe in Volkseigentum 
übergehen können.

Die vorstehende Darstellung wird zu 
einem besseren Verständnis der CGT, 
die im nächsten April ihren 38. Bun-
deskongreß in Nimes 
wird, beitragen.

Britische Streikposten verhinderten 
Haldenabräumung und Entladung von 
Kohlefrachtern. Erbittert schlugen 
Bergarbeiter Polizisten in die Flucht. 
Premierminister Heath schränkte Ge-
werkschaftsmacht durch Gesetz ein — 
die Bergarbeiter wurden noch härter! 
„Wir haben es satt, die Musterknaben 
der Nation zu spielen", erklärten ihre 
Sprecher.

Die Haltung der Bevölkerung war 
trotz Stromsperren, unbeheizter Woh-
nungen, Kurzarbeit in anderen Indu- 

' striezweigen vorbildlich und beach-
tenswert. Die Sympathien gehörten 
den Streikenden. Die Kampfentschlos- 

. senheit in anderen Industriezweigen 
1 wurde durch den Sieg der Kumpel ge-

stärkt.

In der DDR wurden die Wahlen in 
den Gewerkschaftsgruppen abgeschlos-
sen. In den Betrieben und Institu-
tionen wurden 1 045 608 Gewerk-
schaftsgruppenfunktionäre (V ertrau- 
ensleute, Kulturobleute, Bevollmäch-
tigte für Sozialversicherung, Arbeits-
schutzobleute und Sportorganisato-
ren) gewählt. Das sind 124 790 ge-
wählte Funktionäre mehr als 1970. 
Von den gewählten Gruppenfunktio-
nären sind 450 656 — das sind fast 
die Hälfte aller — Frauen und 144 243 
Jugendliche bis 25 Jahre. Im Ver-
gleich zu 1970 erhöhte sich die An-
zahl der gewählten weiblichen Funk-
tionäre um 64 912 und die der jugend-
lichen Funktionäre um 40 763.

terand). Die CGT entscheidet frei 
über das, was sie für richtig und mit 
dpn Tnfproccon rlor Arhoifor fi'ir ,ror- , , , . . . ». ■. > _ • &klarierten wirtschaftlichen Folgen ist 

die Regierung verantwortlich. Sie 
wollte mit ihren Lohnleitlinien die 
Löhne der Bergarbeiter um nicht mehr 
als 8 Prozent steigen lassen. Die Re-
gierung hatte sich verkalkuliert, genau 
wie die Manager des National Coal 
Board (NCB), die den Bergarbeitern 
nur 7,9 Prozent zahlen wollten. „Wir 
zahlen keinen Penny mehr", verkün-
dete NCB-Chef Derek Ezra. Für die 
Bergarbeiter — von anderen Berufs-
zweigen in der Lohnentwicklung über-
rundet und auf Platz 15 der Lohnskala 
gerutscht — war das Maß voll. Der 
aufgezwungene Kampf wurde mit der 
besonders Bergarbeitern eigenen Ent-
schlossenheit geführt. Eine breite So-
lidaritätsbewegung der Gewerkschafts-
verbände anderer Berufs- und Indu-
striezweige entwickelte sich im Land. 
„Euer Kampf ist auch unser Kampf — 
Solidarität hilft siegen!" So und ähn-
lich schrieben IGBE-Schachtgewerk- 
schaftsgruppen aus der BRD an ihre 
englischen Kollegen.

gleichgültig geblieben ist. Das hat 
sie bewiesen während der Volksfront 
1936, während des Widerstandes, wäh-
rend der Befreiung und später bei den 
Präsidentenwahlen von 1965, bei 
denen die vereinigte Linke einen ge- 
meinsamen Kandidaten aufstellte (Mit- Urlaub'sindeinTeaÄ’t’liches &gebnis. 
terand). Die CGT entscheidet frei

Die Machtprobe zwischen der konser-
vativen britischen Regierung Heath 
und den streikenden 280 000 Bergar-
beitern endete nach 6 Wochen hartem 

■ Kampf zugunsten der Kumpel — trotz 
riesiger Haldenbestände und zwei 
Millionen Arbeitslose im Land. 20 

; Prozent mehr Lohn und 5 Tage mehr

Einen Anstoß zur Weiterentwicklung : 
der Produktionsverhältnisse in den 
halbstaatlichen Betrieben gaben Kom- Kohle geht es nicht, das sieht man
plementäre (ehemalige Privatkapita- jetzt in England." In den Betrieben,
listen, die eine staatliche Beteiligung 
für ihren Betrieb aufnahmen) auf dem 
11. Parteitag der LDPD der DDR. 
Komplementäre erklärten hier, sie | 
fühlten sich heute so mit der soziali-
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länder, Norwegens und Islands in 
Rostock.
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„Der DGB Kreis Hamburg wird aufge-
fordert, den 1. Mai als internationalen 
Kampftag der Arbeiterklasse durch 
eine öffentliche Kundgebung mit an-
schließender Demonstration zu bege-
hen." Das ist der Wortlaut eines An-
trags, der von der Bezirksjugendkon-
ferenz der Gewerkschaft ÖTV an die 
Bezirkskonferenz dieser Gewerkschaft 
gerichtet wurde. Die Bezirkskonferenz 
hat Ende Februar den Antrag nach leb-
hafter Debatte mit knapper Mehrheit 
abgelehnt.

Überall, wo der 1. Mai in traditionel-
lem Sinne als Kampftag der Arbeiter-
klasse für ihre berechtigten Forderun-
gen begangen wird und wo diese For-
derungen in Kundgebungen und De-
monstrationen ohne Loyalitätsgeblin-
zel nach Bonn konsequent vertreten 
werden, dort fahren weit weniger Ge-
werkschafter „ins Grüne". Daraus soll-
ten noch rechtzeitig zu diesem 1. Mai 
— und nicht nur in Hamburg — die 
richtigen Lehren gezogen werden.

Mit dieser Begründung hatte der DGB 
Hamburg schon im vergangenen Jahr 
eine Kundgebung in der Halle ange-
setzt, den Polizeisenator als Redner ; 
angeheuerl und von einer Polizeika-
pelle Potpourris ä la „Der Mai ist ge-
kommen", „Alle Vöglein sind sind 
schon da" und „Heidewitzka, Herr Ka-
pitän" spielen lassen. Die Reaktion 
der in die Flalle strömenden Arbeiter 
und Gewerkschafter war prompt und 
vorherzusehen gewesen: Minutenlan-
ges Protestrufen und der dröhnende 
Gesang von Arbeiterliedern brachten 
das offiziöse Tralala zum Schweigen.

NACHRICHTEN-
Verlags-Gesellschaft mbH. 
6 Frankfurt/Main 1 
Glauburgstraße 66 
(Rufnummer wie bisher: 
0611 / 59 97 91, jedoch vorüber-
gehend kein Anschluß.) 
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Dieser Vorgang verdeutlicht ein ge-
wisses Dilemma, in dem sich manche 
DGB-Funktionäre befinden. So hat der 
Vorstand des DGB Hamburg beschlos-
sen, in diesem Jahr eine Mai-Veran-
staltung nur noch als geschlossene Ge-
sellschaft mit geladenen Gästen durch-
zuführen. Das Echo aus der Arbeiter-
schaft gleicht vielfach dem Antrag der 
OTV-Bezirksjugendkonferenz. Dio 
DGB-Funktionäre argumentieren, öf-
fentliche Kundgebungen und Demon-
strationen seien nicht mehr zeitgemäß; 
die Teilnehmerzahlen würden deshalb 
zurückgehen.

Der Erfolg des kurzfristigen Streiks 
wiegt um so schwerer, als die Reeder 

• kein Mittel scheuten, um den Kampf- 
■ willen der Seeleute zu brechen. Doch 

weder durch fristlose Entlassungen 
und Drohungen mit der Polizei, noch 
durch Gerüchte und Falschmeldungen 
wurde der Kampfwille erschüttert. Wie 
bei Redaktionsschluß dieser Ausgabe 
bekannt wurde, werden am 7. März 
die Gewerkschaftsvertreter mit den 
Vertretern der Reederverbände zu 
einem Gespräch zusammenkommen.

■ 25. Juni bis 1. Juli
9. ordentlicher Bundeskongreß des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes 
in Westberlin.

■ 2. und 3. Juni
Bundesjugendkonferenz der IG 
Chemie-Papier-Keramik in Osna-
brück.

■ 26. bis 30. Juni
8. Bundeskongreß des Freien Deut-
schen Gewerkschaftsbundes der 
DDR in Berlin.

Mit ihrem 36stündigen Warnstreik ha-
ben die Fahrensleute der bundesdeut-
schen Seeschiffahrt weitere Pluspunk-
te im Kampf um die Durchsetzung 
besserer Heuern sammeln können. Der 
von der OTV ausgerufene Streik 
überraschte die Reeder schlagartig in 
den Nordseehäfen Rotterdam, Bremen, 
Bremerhaven und Hamburg. Es ge-
lang in nur 36 Stunden insgesamt 26 
Schiffe stillzulegen bzw. das Auslau-
fen zu verzögern. Ohne Zweifel be-
wirkte das entschlossene Handeln der 
Seeleute, daß die unverschämte Dro-
hung der Reeder, die Kampfaktionen 
durch die Gerichte verbieten zu las-
sen, vereitelt wurde. Mit der erfolg-
reichen Streikaktion wurde zugleich 
erreicht, daß die bundesdeutsche Öf-
fentlichkeit umfassender als bisher auf 
die brutale Ausbeutungspraxis in der 
Seeschiffahrt aufmerksam gemacht 
wurde. Die gezeigte Kampfbereitschaft 
der Seeleute entlarvte gleichzeitig die 

i verlogene Behauptung der Reederver- 
| bände, die Forderung der Seeleute, 

die Heuer um 10 Prozent zu erhöhen, 
als „eine Aktion der Claqueure von 
links" hinzustellen.

L ■

■ 3. bis 10. September 
Herbstmesse in Leipzig.

■ 17. bis 22. September 
Gewerkschaftstag der 
schäft der Eisenbahner 
lands in Nürnberg.

■ 17. bis 23. September
9. ordentlicher Gewerkschaftstag 
der IG Chemie-Papier-Keramik in 
Dortmund.

■ 24. bis 28. September
10. Gewerkschaftskongreß der IG 
Bergbau und Energie in Hannover.

■ 24. bis 30. September
9. ordentlicher Gewerkschaftstag 
der IG Bau-Steine-Erden in Mainz.

■ 1. bis 6. Oktober
8. ordentlicher Gewerkschaftstag 
der Gewerkschaft Handel, Banken 
und Versicherungen in Dortmund.

Der DGB Hamburg verkriecht sich 
nun noch weiter ins Schneckenhaus der 
Inaktivität. Stattdessen wäre es ange-
bracht, einmal darüber nachzudenken, 
wo die wirklichen Ursachen für die in 
Hamburg rückläufigen Teilnehmerzah-
len an den Mai-Veranstaltungen lie-
gen. In Hamburg jedenfalls — und 
die Dinge sind in manchen Städten 
ähnlich gelagert — haben die lang-
jährigen Versuche, den 1. Mai vom 
traditionellen Kampftag der Arbeiter-
klasse für ihre Forderungen in eine 
Art Tag des Dankes für Fernseher und 
Volkswagen umzufunktionieren, das 
zunehmende Fernbleiben der Massen 
bewirkt.

■ 11. bis 14. April
4. Internationale Automationsta-
gung der IG Metall in Oberhausen.

■ 4. Mai
Eröffnung der Ruhrfestspiele.

■ 7. bis 12. Mai
10. ordentlicher Gewerkschaftstag 
der Gewerkschaft Leder in Böblin-
gen.

■ 12. und 13. Mai
Bundesfrauenkonferenz der IG 
Chemie-Papier-Keramik in Nürn-
berg.

■ 28. Mai bis 3. Juni
7. ordentlicher Gewerkschaftstag 
der Gewerkschaft Öffentliche Dien-
ste, Transport und Verkehr in 
Westberlin.
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